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Pino rekapituliert die olympi-
schen Spiele, bei denen „wir“ 
kaum punkten konnten. Un-
sere Sportlerehre erfuhr tie-
rische Hilfe. Die Autonation 
Deutschland verdankt ihre 
Medaillen weitgehend kras-
sen Pferdestärken. � S. 19

�

Bayerisches BreitbandForum, 17. Oktober 2024,  
Stadthalle Gunzenhausen, www.bayerisches-breitbandforum.de

Deutscher Landkreistag in Seeon:

Dramatisches Rekorddefizit
Seine diesjährige Jahrestagung hielt der Deutsche Landkreistag 
am vergangenen Wochenbeginn im bayerischen Kloster Seeon 
ab. Zu den Rednern gehörten u.a. Bayerns Ministerpräsident Dr. 
Markus Söder sowie Bundesminister und Vizekanzler Dr. Robert 
Habeck. Unter dem Titel „Herausforderungen für die Landkreise 
in der Zeitenwende“ standen auf der Agenda gleichwertige Le-
bensverhältnisse, Migrationspolitik, Krankenhausreform, Kom-
munalfinanzen, Verkehrspolitik, Klimawandel und Sozialpolitik. 
Dabei wurde schon zu Beginn der Versammlung die Forderung 
des kommunalen Spitzenverbandes nach einem deutlich größe-
ren Anteil an der Umsatzsteuer für die Kommunen laut. Präsident 
Reinhard Sager sagte: „Die kommunale Finanzlage wird drama-
tischer. Für 2024 befürchten die Landkreise ein Rekorddefizit von 
2,6 Mrd. Euro. Die Städte, Landkreise und Gemeinden erwarten 
insgesamt für das laufende Jahr ein Defizit von 13,2 Mrd. Euro.“ 
Unser Bild zeigt v.l.: Landrat Thomas Karmasin, Präsident Bayeri-
scher Landkreistag und Vizepräsident Deutscher Landkreistag, Prof. 
Dr. Hans-Günter Henneke, Hauptgeschäftsführer Deutscher Land-
kreistag, Ministerpräsident Dr. Markus Söder und Reinhard Sager, 
Präsident Deutscher Landkreistag. Unser Bericht folgt in GZ 18.� CH

Migration und Asyl:

Konsequenzen aus 
Solinger Attentat

Nach dem Anschlag in Solingen hat sich die Ampel-Regie-
rung auf neue Maßnahmen verständigt. So sollen unter 
anderem das Waffenrecht verschärft und Leistungen für 
bestimmte Asylbewerber gestrichen werden. Bei den Feiern 
zum 650. Solinger Stadtjubiläum hatte ein Mann mit ei-
nem Messer drei Menschen getötet und acht verletzt. Der 
mutmaßliche Attentäter Issa Al H. wurde festgenommen 
und sitzt in Untersuchungshaft. Im Falle des versuchten 
Anschlags am 5. September auf das israelische General-
konsulat und das NS-Dokumentationszentrum in Mün-
chen hat inzwischen das Bayerische Landeskriminalamt 
unter Führung der Generalstaatsanwaltschaft die Ermitt-
lungen übernommen und steht nach eigenen Angaben in 
engem Austausch auch mit österreichischen Ermittlern. Es 
zeige sich, dass sich Emrah I. islamistisch radikalisiert ha-
be, so die Leitende Oberstaatsanwältin Gabriele Tilmann. 
Nun untersuche man unter anderem, ob I. noch Helfer 
oder Mitwisser hatte oder ob er in einem Netzwerk einge-
bunden war und was die Tat ausgelöst hat.

Geplant ist ein absolutes 
Messerverbot auf Volksfesten, 
Sportveranstaltungen, Messen 
und anderen Großveranstaltun-
gen. Ebenso sollen die Länder er-
mächtigt werden, solche Mes-
serverbote an „kriminalitätsbe-
lasteten Orten“ einzuführen. 

Verbote gegen  
islamistische Vereinigungen

Die Ampelkoalition will zudem 
präventiv gegen gewaltbereiten 
Islamismus vorgehen. Zur Ver-
besserung bei Aufklärung und 
Abwehr sollen Ermittlungsbe-
hörden weitreichendere Befug-
nisse bekommen, etwa um Geld-
ströme kontrollieren zu können. 
Um Tatverdächtige effektiver 
identifizieren zu können, ist zu-
dem vorgesehen, die Befugnis 
für den Einsatz der „Gesichtser-
kennung“ auszuweiten.

Auch will die Bundesregierung 
bestimmten Asylbewerbern staat- 
liche Geldleistungen streichen. 
Dabei gehe es um Migranten, für 
die laut Dublin-Regelung ein an-
derer europäischer Staat zustän-
dig ist, der der Rückübernahme 
zugestimmt hat. Bei Reisen ins 
Herkunftsland, die nicht unbe-
dingt notwendig sind, erfolgt die 
Aberkennung des Schutzstatus. 

Um Terrorismusfinanzierung 
besser zu bekämpfen und Geld-

ströme zu kontrollieren, erhält 
der Verfassungsschutz weitere 
Befugnisse. Auch sollen weitere 
Verbote gegen islamistische Ver-
einigungen verhängt werden.

Der bayerische Ministerrat 
hat nunmehr bereits die recht-
liche Grundlage dafür auf den 
Weg gebracht, dass künftig 
schneller und flexibler Waffen- 
� (Fortsetzung auf Seite 4)

Pflege und  
Versorgung älterer 

Menschen
Deutscher Städtetag gibt Handlungsempfehlungen

Die Auswirkungen des demografischen Wandels sind in 
den Städten bereits jetzt spürbar. Die Zahl der älteren 
Menschen nimmt zu, ebenso die der Pflegebedürftigen. 
Gleichzeitig wird es immer schwieriger, Personal für die 
Pflege zu gewinnen oder auch nur zu halten. Die Kommu-
nen sind oft die letzte Instanz, wenn andere Unterstüt-
zungssysteme nicht ausreichen, und tragen eine beson-
dere Verantwortung für die Menschen vor Ort. In einem 
aktuellen Positionspapier zeigt der Deutsche Städtetag 
Herausforderungen der Kommunen bei der Versorgung 
pflegebedürftiger Menschen auf und leitet daraus konkre-
te Handlungsempfehlungen und Forderungen ab.

Nach Angaben des Deutschen 
Städtetags wird sich die Zahl der 
pflegebedürftigen Menschen 
in Deutschland allein durch die 
zunehmende Alterung bis zum 
Jahr 2055 auf etwa 6,8 Millionen 
erhöhen. Der derzeitige Auf-
wuchs an Pflegekräften könne 
ohne weitreichende Reformen 
mit der Altersentwicklung der 
Gesellschaft nicht Schritt halten.

Zudem stiegen die pflegebe-
dingten Kosten immer weiter 
an. Leistungsausweitungen und 
Qualitätsverbesserungen sowie 
Maßnahmen zur Verbesserung 
der Vergütung und der Arbeits-
bedingungen des Pflegeperso-
nals hätten in den vergangenen 
Jahren zu einem höheren pfle-
gebedingten Aufwand geführt, 
so der Kommunalverband. Hin-
zu kämen Kosten für Unterkunft 
und Verpflegung sowie für In-
vestitionskosten.

Gefahr der Altersarmut

Trotz Einführung der Pflege-
versicherung im Jahr 1995 seien 
immer weniger Menschen in der 
Lage, die anfallenden Kosten bei 
Pflegebedürftigkeit vollständig 
aus eigenen Mitteln zu bestrei-
ten. Pflegebedürftigkeit führe in 
immer mehr Fällen zu Altersar-
mut. Auch Menschen, die ein 
Leben lang gearbeitet haben, 
seien allein aufgrund ihrer Pfle-
gebedürftigkeit auf Sozialhilfe 
angewiesen.

Sofern pflegebedürftige Men-
schen die Aufwendungen nicht 
selbst übernehmen können und 
die Leistungen der Pflegever-
sicherungen zur Deckung der 
Kosten nicht ausreichen, ha-
ben die Kommunen den weit-
aus größten Teil der verbleiben-

den Kosten im Rahmen der So-
zialhilfe zu übernehmen. Die mit 
dem Gesundheitsversorgungs-
weiterentwicklungsgesetz (GV-
WG) zum 1.1.2022 erfolgte Ein-
führung der Leistungszuschlä-
ge nach § 43c SGB XI zur Be-
grenzung der Eigenanteile an 
den pflegebedingten Aufwen-
dungen in der vollstationären 
Pflege war aus Sicht des Deut-
schen Städtetags ein richtiger 
und wichtiger Schritt. Allerdings 
genüge die Begrenzung der Ei-
genanteile nicht, um die Ausga-
ben nachhaltig zu senken. Ins-
besondere Personalkostenstei-
gerungen hätten dazu geführt, 
dass diese punktuelle Entlas-
tung bereits aufgezehrt wurde. 
� (Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerischer Ministerrat:

Klimabericht und  
Mindestlohngesetz

Das bayerische Kabinett beriet in seinen jüngsten Sitzun-
gen unter anderem über den Klimabericht 2023 sowie die 
weitere Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements. 
Hierzu beschloss der Ministerrat eine Bundesratsinitiative, 
die ehrenamtlich organisierte Vereine und Organisationen 
von den bürokratischen Lasten des Mindestlohngesetzes 
befreien soll.

In der Regel sind ehrenamt-
lich Engagierte vom Anwen-
dungsbereich des Mindestlohn-
gesetzes ausgenommen. Wenn 
jedoch ehrenamtlich getrage-
ne Vereine und Organisationen 
Personen im Rahmen einer ge-
ringfügigen Beschäftigung („Mi-
nijob“) anstellen, werden die im 
Mindestlohngesetz verankerten 
Dokumentationspflichten aus-
gelöst. Dann muss die tägliche 
Arbeitszeit innerhalb der folgen-
den sieben Tage aufgezeichnet 
und diese Dokumentation zwei 
Jahre lang aufbewahrt werden.

Bürokratische Hürden

Da solche bürokratischen Hür- 
den die ehrenamtlichen Vor-
stände sehr belasten, schlug 
der Ministerrat vor, zur Lösung 
des Problems ehrenamtlich or-
ganisierte Vereine und Organi-
sationen aus dem Anwendungs-
bereich der Dokumentations-
pflichten des Mindestlohnge-
setzes herauszunehmen oder 
die Frist zur Erstellung der Ar-
beitszeit-Dokumentation von 
sieben Tagen auf einen Monat 
zu verlängern. Auch sollte die 
Aufbewahrungspflicht dieser 
Dokumentation von zwei Jahren 

auf ein Jahr reduziert werden.
Themenwechsel. Laut dem Kli-

mabericht 2023 ist der Ausstoß 
an Treibhausgasen im Freistaat 
im Jahr 2022 deutlich zurück-
gegangen. Demnach wurden 
insgesamt 87,9 Millionen Ton-
nen CO2-Äquivalente an Treib-
haus-gasen ausgestoßen – drei 
Millionen Tonnen oder 3,3 Pro-
zent weniger als im Jahr 2021. 
Von 1990 bis 2022 konnten die 
Treibhausgas-Emissionen da-
mit um insgesamt 23,7 Millionen 
Tonnen verringert werden.

Rückgang der Treibhausgase

Je Einwohner beliefen sich 
die Treibhausgas-Emissionen im 
Jahr 2022 auf 6,6 Tonnen, ge-
genüber noch 9,9 Tonnen im 
Jahr 1990. Das entspricht ei-
nem Rückgang um 33,3 Prozent. 
Der Freistaat liegt bei den Treib-
hausgas-Emissionen je Einwoh-
ner damit weiterhin deutlich 
unter dem Bundesdurchschnitt 
von 8,9 Tonnen. Gegenüber 
dem Berichtsjahr 2019 haben 
sich die Treibhausgas-Emissio-
nen je Einwohner in Bayern da-
mit um rund 10 Prozent redu-
ziert. Bundesweit stiegen die 
Treibhausgas-Emissionen pro 

Kopf im Zeitraum 2020 bis 2022 
dagegen um 0,1 Tonnen an. Ur-
sache hierfür ist insbesondere 
die stärkere Kohleverstromung 
in Deutschland im Jahr 2022.

Deutlich verringerte sich auch 
die Treibhausgasintensität: Be-
zogen auf das preisbereinigte 
Bruttoinlandsprodukt konnten 
die Treibhausgas-Emissionen in 
Bayern von 1990 bis 2020 mehr 
als halbiert werden. Mit einem 
Wert von 143 Tonnen CO2-Äqui-
valenten je Million Euro BIP liegt 
der Freistaat damit um rund 38 
Prozent unter dem bundesdeut-
schen Durchschnitt.

Bayerisches  
Klimaschutzprogramm

Der Klimabericht schätzt da- 
neben erstmals die Treibhaus-
gasminderungen durch das Baye- 
rische Klimaschutzprogramm ab. 
Diese belaufen sich auf über 
733.000 Tonnen CO2-Äquiva-
lente im Jahr 2022. Da nicht für 
alle Maßnahmen Daten zu reali-
sierten Emissionsminderungen 
erhoben werden können, liegen 
die tatsächlich erzielten Treib-
hausgas-Einsparungen tenden-
ziell noch höher.

Sämtliche Maßnahmen des 
Programms aus dem Jahr 2022 
wurden nun aktualisiert und 
fortgeschrieben, umgesetz-
te Maßnahmen herausgenom-
men und neue Maßnahmen in 
das Programm aufgenommen. 
So wurden etwa durch die Än-
derung des Bayerischen Denk-
malschutzgesetzes die Belange 
des Denkmalschutzes und der 
Energieversorgung verbunden, 
Zielkonflikte aufgelöst und ei-
ne deutliche Erhöhung von PV-, 
Solar- und Geothermie-Anlagen 
im Denkmalbereich ermöglicht. 
� (Fortsetzung auf Seite 2)
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Robert Ruber  

Gemeinde Atting  
am 13.09.

Bürgermeister Walter Bauer 
Markt Eging am See  

am 16.09.

Bürgermeister Michael Trzybinski 
Stadt Schillingsfürst  

am 18.09.

Bürgermeister Norbert Hummel 
Markt Altmannstein  

am 20.09.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Franz Hernandez Jimenez  
Gemeinde Feilitzsch  

am 14.09.

Bürgermeister Martin Betzinger 
Gemeinde Aholming  

am 21.09.

Bürgermeister Perry Gumann  
Gemeinde Simmelsdorf  

am 24.09.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Thomas Krebs  

Gemeinde Ihrlerstein  
am 22.09.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Werner Schuster 
Gemeinde Windelsbach  

am 17.09.

Landrat Manuel Westphal  
Landkreis Weißenburg / Bayern  

am 23.09.

Bürgermeister Jürgen Raab  
Gemeinde Münster  

am 24.09.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister  
Michael Kraus 

Stadt Mellrichstadt  
am 21.09.

Bürgermeister  
Martin Bartlweber  

Gemeinde Seeon-Seebruck  
am 22.09.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten deshalb 
um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Klimabericht und ...
(Fortsetzung von Seite 1)
Daneben hat die Teilfortschrei-
bung des Landesentwicklungs-
programms Bayern mehre-
re wichtige Änderungen für die 
Energiewende und den Klima-
schutz geregelt. Zusätzlich wird 
mit einem Energieplan Bayern 
2040 ein konkreter und reali-
sierbarer Weg aufgezeigt, wie 
die Klimaneutralität 2040 im Be-
reich der Energieversorgung er-
reicht werden kann.

Um die grüne Wasserstoff- 
erzeugung in Bayern zu unter-
stützen, stellt die Staatsregie-
rung außerdem für den dezent-
ralen Aufbau von bis zu 50 Elek-
trolyseuren 150 Millionen Euro 
zur Verfügung. Mit dem Konzept 
„Geothermie 2050 – Bayerns 
Spitzenposition ausbauen“ wird 
der Anteil der (Tiefen-) Geother-
mie am bayerischen Wärme-
verbrauch im Gebäudesektor 
gleichzeitig bis 2050 auf 25 Pro-
zent angehoben.

Insgesamt enthält die vorlie-
gende Fassung des Bayerischen 
Klimaschutzprogramms 110 Ein-
zelmaßnahmen in den zentra-
len Aktionsfeldern „Erneuerbare 
Energien und Stromversorgung“, 
„Natürliche CO2-Speicherung“ 
(Wald, Moore, Wasser), „Klima-
bauen und Klimaarchitektur“, 
„Smarte und nachhaltige Mobili-
tät“ sowie „CleanTech, Klimafor-
schung und Green IT“. � DK

Verleihung des Engagiert-Preises 2024:

Bayern ist Ehrenamtsland
In der BMW-Welt München verlieh Innenminister Joachim Herr-
mann den Bayerischen Engagiert-Preis 2024 in den Kategorien 
„Ausdauer“, „Mut“, „Feuer & Flamme“ sowie „Herz“. Außerdem 
wurden zwei Projekte mit dem Sonderpreis des Innenministers 
ausgezeichnet. Die Preisträger stehen stellvertretend für das En-
gagement vieler Menschen im Freistaat, die ihre Freizeit nutzen, 
um anderen zu helfen und die Gemeinschaft zu stärken.

Ausdauer

Für die Errichtung eines  
Feuerwehrgerätehauses wurde 
die Freiwillige Feuerwehr Bind-
lach (Landkreis Bayreuth) in der  
Kategorie „Ausdauer“ geehrt. 
Über zehn Jahre hinweg arbei-
teten die Mitglieder ehrenamt-
lich und in Eigenregie an diesem 
Projekt.

Mut

In der Kategorie „Mut“ erhielt 
der Förderkreis ehemalige Syna-
goge Laudenbach e.V. den Enga-
giert-Preis. Ausgezeichnet wur-
de der 2013 gegründete Verein 
für die Erhaltung und den Aus-
bau der ehemaligen Synagoge 
im Dorf Laudenbach – heute ein 
Stadtteil von Karlstadt am Main 
– zu einem kulturellen Begeg-
nungszentrum, um jüdisch-frän-
kische Kultur erfahrbar zu ma-
chen. Die Synagoge, eine der äl-
testen in ihrer ursprünglichen 
Form erhaltenen Dorfsynago-
gen, wird derzeit saniert.

Die Jugendfeuerwehr Oberall-
gäu wurde in der Kategorie 
„Feuer und Flamme“ für ihren 
Videodreh zur Nachwuchswer-
bung ausgezeichnet. Diese Ini-
tiative von und für Jugendliche 
zielt darauf ab, neue Mitglieder 
für die Feuerwehr zu gewinnen.

Herz

In der Kategorie „Herz“ wur-
de Udo Weiderer, TV Zwiesel 
von 1886 e.V., für die Entwick-
lung des Mini-Sportabzeichens 
für Kinder im Alter von drei bis 
sechs Jahren geehrt. Durch eine 
Bewegungsgeschichte mit den 
Protagonisten Luxi und Wolfi 
und altersgerechte Materialien 
in verschiedenen Sprachen wird 
Begeisterung für Sport und Be-
wegung geweckt.

Sonderpreise

Sonderpreise des Staatsmi-
nisters gab es für die Ethikklas-
se des Gymnasiums Feuchtwan-
gen für das Projekt „Ihr seid 
nicht vergessen – @verwehrte_
steine“ sowie für das Team von 
Migranten für Migranten e. V. 
Das Projekt „Ihr seid nicht ver-

gessen – Verwehrte Steine“ ist 
ein beeindruckendes Beispiel für 
innovative Erinnerungsarbeit. 
Unter der Leitung von Dr. Barba-
ra Haas haben Schülerinnen und 
Schüler die Geschichte der jüdi-
schen Gemeinde in Schopfloch 
erforscht und dokumentiert. 
Vor allem beleuchteten sie die 
Schicksale von 60 jüdischen 
Bürgern, die während des Ho-
locausts ermordet wurden.

Ein zentraler Bestandteil des 
Projekts war die Erstellung eines 
Instagram-Accounts (@verwehr-
te_steine), auf dem die Schüler 
in Beiträgen und Story-Highlights 
über die Opfer und die Umstän-

de ihrer Ermordung berichteten. 
Zudem produzierten sie ein Lern-
video zur Geschichte des Antise-
mitismus und führten Interviews 
mit lokalen Persönlichkeiten, um 
die Erinnerungskultur in der Re-
gion zu stärken.

Migranten für Migranten

Migranten für Migranten e.V. ist 
ein Verein in Aschaffenburg, der 
sich für die Unterstützung und In-
tegration von Migranten einsetzt. 
Der Verein wurde gegründet, um 
eine ideologiefreie, kultur-, reli-
giös- und politisch unabhängige 
Plattform zu schaffen, die Men-
schen aus verschiedenen Her-
kunftsländern zusammenbringt.

Die Mitglieder des Vereins 
kommen aus Deutschland, Irak, 
Syrien, Türkei, Russland, Ukrai-
ne und Polen. Ihr gemeinsames 
Ziel ist es, neu in Deutschland 
Ankommenden zu helfen, eine 

neue Existenz und ein neues Zu-
hause zu finden. Der Verein bie-
tet ein vielfältiges Netzwerk und 
Wissen in verschiedenen Fach-
bereichen und (inter)kulturellen 
Kontexten.

Wie Minister Herrmann her-
vorhob, stünden die Preisträge-
rinnen und Preisträger nicht nur 
für sich selbst, sondern stellver-
tretend für alle im Ehrenamt tä-
tigen Menschen in Bayern: „Sie 
machen Bayern zum Ehrenamts-
land Nummer Eins. Sie nutzen 
Ihre Freizeit, um anderen zu hel-
fen, zu unterstützen und Bayern 
zu einem lebenswerten Ort zu 
machen.“ Wichtig sei dabei im-
mer, auch an den Nachwuchs 
zu denken und Jüngere zu moti-
vieren, sich ehrenamtlich zu en-
gagieren: „Sehr gerne habe ich 
deshalb die Schirmherrschaft 
für die erfolgreiche Aktion ‚112 
Bayern 3 – Gemeinsam für mehr 
Kinderfeuerwehren in Bayern‘ 
übernommen.“ Herrmann be-
dankte sich beim Landesfeuer-
wehrverband und bei Bayern 3 
für diese Aktion mit einer Son-
derehrung. � DK

Beschlüsse der Bundes-SGK:

Kommunalfinanzen und  
Künstliche Intelligenz

Der Vorstand der Bundes-SGK hat im Rahmen einer Videokonferenz 
ein Positionspapier zur Notwendigkeit einer strukturellen Verbes-
serung der Kommunalfinanzen sowie ein Diskussionspapier zum 
„Einsatz von vertrauenswürdiger KI in Kommunen“ beschlossen.

Um den enormen Bedarfen 
und Herausforderungen gerecht 
werden zu können, ist aus Sicht 
der Sozialdemokratischen Ge-
meinschaft für Kommunalpolitik 
eine fundamentale Verbesse-
rung der Finanzierungsstruktu-
ren zugunsten der Kommunen 
erforderlich. Es brauche einen 
Befreiungsschlag, der langfris-
tig trägt und nicht zum Gegen-
stand jährlich wiederkehren-
der und müßiger Verhandlun-
gen wird. Von daher werde der 
Impuls der Koalitionsfraktionen 
begrüßt, in einer Protokollnotiz 
zur Änderung des Gemeindefi-
nanzreformgesetzes Maßnah-
men für eine faire, transparen-
te und nachhaltige Finanzierung 
für die kommunale Ebene einzu-
fordern, heißt es in dem Papier.

Um die finanzielle Situati-
on der Kommunen nachhaltig 
zu verbessern, seien folgende 
Maßnahmen vonnöten:
1. Höhere Grundfinanzierung: 
Es braucht eine grundsätzliche 
und systematische Verbesse-
rung der Kommunalfinanzen jen-
seits von Förderprogrammen. 
Deshalb fordert die Bundes-SGK 
eine Anpassung der Gewerbe-
steuerumlage und/oder der Um-

satzsteueranteile zugunsten der 
Städte und Gemeinden.
2. Einmalige Altschuldenhilfe: 
Es gibt viele Kommunen mit ho-
hen Altschulden, die sich nicht 
mehr aus eigener Kraft aus die-
ser Situation befreien können. 
Ihnen fehlt die Finanzkraft für 
dringend notwendige Investitio-
nen. Für sie braucht es unter fi-
nanzieller Beteiligung der Län-
der endlich eine Altschuldenre-
gelung.
3. Konsolidierung von Förder-
programmen: Die derzeitigen 
Förderprogramme gehen vor 
Ort mit einem hohen bürokra-
tischen Aufwand einher und 
zwingen Städte und Gemeinden 
häufig zu einer Veränderung in 
der ursprünglichen Priorisie-
rung ihrer Investitionsprojek-
te. Es werden nicht die wichtigs-
ten Projekte realisiert, sondern 
die, mit der besten Förderkulis-
se. Zielführender wären offene-
re statt spezifische Förderpro-

gramme und eine maximale Ent-
bürokratisierung der Verfahren.
4. Kapital für kommunale Un-
ternehmen zur Transforma-
tionsfinanzierung: Auch viele 
kommunale Unternehmen ste-
hen unter finanziellem Druck. 
In den nächsten Jahren müssen 
Milliarden in die Energie- und 
Wärmewende sowie den Aus-
bau des ÖPNV investiert wer-
den. Schon heute reichen aber 
in vielen Städten die Gewinne 
der Energiesparte nicht mehr, 
um die Defizite der Verkehrsbe-
triebe auszugleichen. Es braucht 
deshalb dringend eine verläss-
liche Förderung der kommuna-
len Daseinsvorsorge. Stadtwer-
ke benötigen vor allem Eigen-
kapital, um auch Fremdkapital 
und Fördermittel aufnehmen 
zu können. Eine zusätzliche Ver-
sorgung mit Eigenkapital kann 
bisher wirtschaftlich nur durch 
die kommunalen Gesellschafter 
erfolgen. Dies wird in Zukunft 
nicht mehr ausreichen. Deshalb 
wird es erforderlich sein, einen 
staatlich unterstützten „Ener-
giewendefonds“ aufzubauen.

Effizientes 
Verwaltungshandeln

Themenwechsel. Kommunen 
stehen vor gewaltigen Herausfor-
derungen, die einmal mehr die 
Notwendigkeit eines effizienten 
Verwaltungshandelns und Res-
sourceneinsatzes aufzeigen. Dies 
kann durch die Automatisierung 
von Prozessen geschehen. „In 
diesem Zusammenhang ist der 
Einsatz von Künstlicher Intelli-
genz in den Kommunen ein mög-
licher Schlüssel zum Erfolg und 
muss aktiv angegangen werden. 
Dabei gilt, was für die Digitalisie-
rung insgesamt gilt: KI muss ver-
trauenswürdig und am Gemein-
wohl orientiert eingesetzt und 
ausgerichtet werden“, betont der 
Vorstand der Bundes-SGK.

Im Diskussionspapier „Ein-
satz von vertrauenswürdiger KI 
in Kommunen“ weisen die sozi-
aldemokratischen Kommunal-
politiker darauf hin, dass Kom-
munen durch den Einsatz von KI 
unterschiedliche Mehrwerte für 
Bürger und Verwaltung selbst 
schaffen können. Dazu zählten 
verbesserte Analysefähigkeiten, 
um bessere Entscheidungen zu 
treffen, Prozesse durch Automa-
tisierung effizienter zu machen 
und Dienstleistungen für Kun-
den einfacher und inklusiver zu 
gestalten. Aktuell reiche der Ein-
satz von KI in Kommunen von 
Anwendungen zur Kommunika-
tion mit Bürgern über Ampel-
schaltungen und Protokollierung 

von Ratssitzungen bis hin zur 
KI-gestützten Auszahlung von 
Sozialleistungen. Darüber hinaus 
würden Umwelt- und Geodaten 
vor dem Hintergrund des fort-
schreitenden Klimawandels zu 
einem wichtigen Analysefeld für 
KI. All dies seien erste wichtige 
„Fingerübungen“, um zu lernen 
und ein Bewusstsein innerhalb 
der Organisation zu schaffen.

Verbesserung  
der Arbeitsprozesse durch KI

Die eigentliche Transformati-
on liege jedoch nicht in isolier-
ten KI-Anwendungen, sondern 
in einem integrierten Ansatz, bei 
dem KI die Arbeitsprozesse um-
fassend verbessert. Dabei spie-
le das Zusammenspiel von Ex-
perten-KI und generativer KI ei-
ne zentrale Rolle. Erstere basie-
re auf explizitem menschlichem 
Wissen, das von Experten in 
Form von Regeln und Logiken 
festgelegt wird. Ein Beispiel sei 
die Erfassung und Bewertung 
von Straßenzuständen oder die 
Prüfung von Anträgen. Genera-
tive KI könne über die gesam-
te Verwaltung universell in al-
len Wissensbereichen eingesetzt 
werden, um beispielsweise Pres-
semitteilungen im Bereich der 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
oder automatisierte Antwort-E-
Mails zu erstellen. Derzeit wür-
den beide Ansätze häufig noch 
isoliert voneinander betrachtet.

Künftig würden in Antrags-
prozessen beide Ansätze je-
doch miteinander verzahnt. 
Das heißt, eine Experten-KI füh-
re automatisiert Prüfungen und 
Berechnungen durch. Die integ-
rierte generative KI liefere dem 
Sachbearbeiter automatisiert 
einen Text für den Bescheid 
oder für die Information des An-
tragstellers bei z.B. fehlenden 
Informationen.

„Um die Potenziale im Sinne 
eines vertrauenswürdigen Ein-
satzes von KI zu heben und den 
Fokus auf das Gemeinwohl nicht 
zu verlieren, bedarf es eines sys-
tematischen Vorgehens“, heißt 
es weiter. Grundsätzlich sollte 
KI darauf ausgerichtet sein, al-
len Menschen unabhängig von 
ihrem sozialen oder wirtschaftli-
chen Hintergrund gleiche Chan-
cen und Zugang zu Dienstleis-

tungen zu ermöglichen. Dies 
gelte analog für die Arbeit der 
kommunalen Beschäftigten. 
Beispiele dafür seien ein inklu-
siverer Zugang zu kommunalen 
Dienstleistungen, schnellere Be-
arbeitungszeiten, und die Ent-
lastung von einfachen wieder-
kehrenden Tätigkeiten.

In diesem Zusammenhang 
spielten insbesondere Frei- 
und Experimentierräume, die 
im Netzwerk mit Bibliothe-
ken, Volkshochschulen, Muse-
en, Maker Spaces, City Labs ent-
stehen, eine zentrale Rolle. Dies 
gelte sowohl für die Verwaltung 
selbst als auch für die örtliche 
Gemeinschaft.

Unzureichender Datenschutz

Der Datenschatz der Kommu-
nen, ihrer Unternehmen und 
Verwaltungen ist nach Auffas-
sung der Bundes-SGK ein bis-
lang nur unzureichend bestell-
tes Feld. Allerdings sei sie für 
den wirksamen Einsatz von KI 
die zentrale Ressource. Nur 
wenn diese Daten in geeigne-
ter Qualität und Quantität vor-
liegen, könnten sie auch von KI 
genutzt werden. Beim Einsatz 
von KI in Kommunen müssten 
die Standards des Datenschut-
zes und des Schutzes der Pri-
vatsphäre eingehalten werden. 
Mitarbeiter und Bürger sollten 
die Kontrolle über ihre persön-
lichen Daten behalten und dar-
auf vertrauen können, dass sie 
vor Missbrauch und unbefug-
tem Zugriff geschützt sind. Zu-
dem werde der Einsatz von KI zu 
einer Umstrukturierung von Ar-
beitsplätzen führen und stelle 
somit eine große Herausforde-
rung für das kommunale Perso-
nalmanagement dar.

Fazit: „KI wird die Verwaltung 
verändern - vielleicht sogar re-
volutionieren. Die Anwendungs-
felder sind vielfältig: Sie reichen 
von einer besseren Steuerung 
der Verwaltung, über Prozess-
verbesserungen bis hin zum Ein-
satz von KI im Rahmen einer vor- 
ausschauenden und proakti-
ven Verwaltung. Dieses ist ein 
attraktives und erstrebenswer-
tes Zielszenario für die Kommu-
nen, trotz der Gefahren, die ei-
ne falsch eingesetzte KI auch 
mit sich bringen kann.“ � DK

Nach RKI-Protokollen: 

Pflege-Impfpflicht doch 
verfassungswidrig?

Während der Pandemie mussten im Pflege- und Gesundheits-
bereich Tätige nachweisen, dass sie gegen COVID-19 geimpft 
oder genesen sind. Das BVerfG hat das 2022 als verfassungsmä-
ßig bestätigt. Doch aufgrund neuer Fakten hält das VG Osna- 
brück dies für nicht haltbar. Es hat daher erneut das BVerfG an-
gerufen. 

§ 20a IfSG sei im Laufe des Jahres 2022 „in die Verfassungs-
widrigkeit hineingewachsen“, so die Osnabrücker Richterinnen 
und Richter. Sie haben daher das Klageverfahren, das eine Pfle-
gehelferin gegen den Landkreis Osnabrück führt, ausgesetzt 
(Beschluss vom 04.09.2024 – 3 A 224/22, unanfechtbar).

Die Pflegehelferin hatte 2022 in einem Krankenhaus gearbei-
tet. Der Landkreis hatte sie aufgefordert, einen Immunitäts-
nachweis vorzulegen, also entweder einen Impfnachweis, einen 
Genesenennachweis oder ein ärztliches Zeugnis darüber, dass 
sie nicht gegen das Coronavirus geimpft werden könne. Als die 
Pflegehelferin nicht reagierte, hatte der Landkreis es ihr Anfang 
November 2022 untersagt, weiter als Pflegehilfe tätig zu sein 
(befristet bis Ende Dezember 2022). 

Es gehe um die Frage, ob § 20a IfSG (in der Fassung vom 
18.03.2022) mit Art. 2 Abs. 2 S. 1 und Art. 12 Abs. 1 GG verein-
bar gewesen ist, so das VG. Zwar habe das BVerfG dies im Ap-
ril 2022 bereits bejaht. Doch die nun vorliegenden Protokolle 
des COVID-19-Krisenstabs des Robert-Koch-Instituts (RKI) wer-
fen aus Sicht des VG ein neues Licht auf die Sache: Die Unabhän-
gigkeit der behördlichen Entscheidungsfindung sei in Frage zu 
stellen. Das untermauere auch die Vernehmung des RKI-Präsi-
denten Lars Schaade als Zeuge in der mündlichen Verhandlung.

Das RKI habe das Bundesgesundheitsministerium auch von 
sich aus über neue Erkenntnisse aus Wissenschaft und For-
schung informieren müssen. Nach der Gesetzesbegründung sei 
der Schutz vulnerabler Personen vor einer Ansteckung durch 
ungeimpftes Personal ein tragendes Motiv für die Einführung 
der einrichtungs- und unternehmensbezogenen Impfpflicht ge-
wesen. Diese auf den Empfehlungen des RKI beruhende Ein-
schätzung werde durch die nun veröffentlichten Protokolle des 
Instituts erschüttert. Der Gesetzgeber sei seiner Normbeobach-
tungspflicht nicht gerecht geworden. VG Osnabrück, Beschluss 
vom 04.09.2024 – 3 A 224/22 � beck-aktuell, gk, 4. September 2024
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der Sommer 2024 neigt sich 
so langsam dem Ende zu und 
wir können wieder auf eine 
Vielzahl von Veranstaltungen 
zurückschauen, die uns ge-
zeigt haben, wie bedeutend 
Kunst, Kultur und Tradition für 
das öffentliche Leben in unse-
ren Kommunen sind. Von lo-
kalen Dorffesten über land-
kreisweite Theateraufführun-
gen bis hin zu überregionalen 
Ausstellungen – überall enga-
gieren sich Menschen vor Ort, 
schlagen Brücken zwischen Generationen und 
stärken so die lokale Gemeinschaft. 

Dabei kann die Bedeutung von ehrenamt-
lichem Engagement sowie von kulturellen Er-
eignissen für unsere Gemeinschaft von uns als 
Kommunalpolitikern nicht hoch genug geschätzt 
werden; sie ist das Fundament für den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt und prägt die Iden-
tität unserer Städte, Gemeinden, Landkreise und 
Bezirke. 

In unserer Verantwortung als Kommunalpoli-
tiker stehen hier insbesondere kommunale Kul-
tureinrichtungen im Fokus. Aber auch die Kul-
turagenda Bayern, die die Bayerische Staats-
regierung im vergangenen Jahr verabschiedet 
hat, setzt genau hier an: In einer Zeit, in der ge-
sellschaftliche Umbrüche und die Digitalisie-
rung unser Leben rasant verändern, betont sie 
die Notwendigkeit alter und neuer Kulturerleb-
nisse, um die Menschen vor Ort zu verbinden 
und gelebte Teilhabe zu ermöglichen. Kultur ist 
für alle da und kulturelle Vielfalt wird insbeson-

dere durch das Engagement 
der Menschen für alle vor Ort 
auch erlebbar. 

„Bayern ist ein Kulturstaat“. 
Das ist nicht nur ein Verfas-
sungsgrundsatz, sondern auch 
ein Auftrag an Staat und Kom-
munen, Kultur und öffentli-
ches Leben aktiv zu fördern. 
Mit bayernweiten Förderpro-
grammen wie z. B. dem Kul-
turfonds Bayern werden ins-
besondere partizipative Bil-
dungsprojekte für Kinder und 
Jugendliche unterstützt. Kunst 
und Kultur sind damit nicht nur 
Selbstzweck, sondern auch ein 

Mittel zur Förderung von Demokratie und gesell-
schaftlicher Teilhabe. Gerade in unseren ländli-
chen Räumen haben solche Bildungsprojekte ei-
ne hohe Bedeutung, da sie das kulturelle Leben 
und zugleich die lokale Identität zur Kommune 
für zukünftige Generationen stärken. 

Auch spielt – neben den zahlreichen kommu-
nalen Initiativen – die bayernweite Digitalisie-
rung im Kulturbereich eine immer größere Rolle. 
Die Kulturagenda Bayern setzt hier auf eine um-
fassende Digitalisierungsoffensive, die es durch 
Einsatz innovativer Technologien ermöglichen 
wird, z. B. die Kulturschätze Bayerns einem brei-
teren Publikum zugänglich zu machen und so zu-
sätzlich neue Formen der kulturellen Teilhabe 
vor Ort zu schaffen. 

Für die KPV ist klar: Kommunale Kultureinrich-
tungen und ehrenamtliche Initiativen sind da-
bei das zentrale Herzstück. Unsere Aufgabe als 
Kommunalpolitiker ist es, Räume und Rahmen-
bedingungen dafür zu schaffen, dass Kunst, Kul-
tur und Tradition weiterhin gelebt werden kön-
nen und eine zentrale Rolle in unseren Kommu-
nen spielen. Denn gelebte kulturelle Vielfalt ist 
mehr als nur ein „Nice-to-have“, sie ist ein un-
verzichtbarer Bestandteil eines starken und zu-
kunftsfähigen Gemeinwesens. 

Mit kommunalpolitischen Grüßen

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Herzstück unserer 
Kommunen: Kunst, 

Kultur und Tradition

Liebe Leserinnen
und Leser,

12. September 2024

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

Zur Debatte um die Rundfunkbeiträge:

Nicht alle dürsten nach ÖRR-Bildung
In Bayern kümmern sich Gerichtsvollzieher um Zehntausende säumiger Beitragszahler

Vor allem Menschen, die in bescheidenen Verhältnissen le-
ben, stöhnen: „Nicht auch noch GEZ, beziehungsweise Rund-
funkbeitrag“, wie es seit 2012 heißt. Manche verweigern die 
Überweisung. Dann muss der Betrag eingetrieben werden. In 
Nordrhein-Westfalen machten das bisher die Kommunen. Die  
Zuständigkeit für den Einzug änderte sich laut der Pressestelle der 
Stadt Hürth im Jahr 2021. Was für uns Anlass war, einmal nach- 
zufragen: Wie verhält es sich eigentlich in Bayern?

Haben Haushalte offene Rech-
nungen für Rundfunkbeiträge, 
verschickt nicht die Stadt oder 
der Landkreis über den Vollstre-
ckungsaußendienst eine Zah-
lungsaufforderung. Der öffent-
lich-rechtliche Rundfunk, im Fal-
le des Freistaats also der BR, ist 
dafür selbst zuständig. Er treibt 
die ausstehenden Forderungen 
über Gerichtsvollzieher ein. In-
teressant in diesem Zusammen-
hang: In mehreren Städten Bay-
erns gibt es gar keinen Vollstre-
ckungsaußendienst mehr. „Wir 
zum Beispiel haben das nicht“, 
sagt Andreas Franke, Pressespre-
cher der Stadt Nürnberg. In Nürn-
berg vollstrecke der Rundfunk 
daher über das Amtsgericht.

In Bayern kommt  
der Gerichtsvollzieher

Gleiches gilt für Bayreuth. 
„Wir haben keinen Vollstre-
ckungsaußendienst für säu-
mige Rundfunkgebührenzah-
ler, weder auf Ebene des Käm-
merei-, noch auf der des Ord-
nungs- oder des Sozialamts“, 
informiert Joachim Oppold von 
der Pressestelle. Nach Kenntnis 
der Stadt Würzburg setzen zwar 
„die meisten bayerischen Städ-
te in unserer Größenordnung“ 
weiterhin auf den Forderungs-
einzug durch einen qualifizier-
ten Vollstreckungsaußendienst. 
Doch Rundfunkbeiträge würden 
inzwischen ausschließlich durch 
Gerichtsvollzieher vollstreckt.

Das bestätigt Dennis Sponholz 
vom „ARD ZDF Deutschlandra-
dio Beitragsservice“ in Köln. Be-
auftragt würden die zuständi-
gen Gerichtsvollzieher durch ein 
entsprechendes Vollstreckungs-
ersuchen. Der Beitragsschuld-
ner habe in der Regel dann auch 
die Kosten der Verwaltungsvoll-
streckung selbst zu tragen.

„Bewährtes Verfahren“

Geregelt ist dies im Bayeri-
schen Verwaltungszustellungs- 
und Vollstreckungsgesetz, erklärt 
Eva-Maria Unger, Pressespreche-
rin der Bayerischen Staatskanz-
lei. Das Vollstreckungsverfahren 
laufe wie bei anderen vollstreck-
baren Forderungen ab: Es werde 
der örtlich zuständige Gericht-
vollzieher beauftragt. Die Situati-
on in Bayern sei daher nicht mit 
der in Ländern zu vergleichen, 
in denen die Zuständigkeit bei 
den Kommunen liegt: „Das aktu-
ell geltende Verfahren hat sich in 
Bayern bewährt.“

Die Regelung in NRW, dass der 
Westdeutsche Rundfunk (WDR) 
künftig für die Vollstreckung of-
fener Rundfunkbeiträge selbst 
verantwortlich ist, galt laut 
Eva-Maria Unger ab 2022 zu-
nächst nur für ausgewählte Be-
zirke. Seit Jahresbeginn sei dies 
im gesamten Bundesland so. In-
zwischen sind also auch in NRW 
Kommunen nicht mehr für die 
Vollstreckung zuständig.

Laut Martin Swoboda, Rich-
ter am Münchner Amtsgericht, 
wurden durch den Beitragsser-
vice im Jahr 2020 rund 26.000 
und im Jahre 2021 rund 22.000 
Aufträge am Amtsgericht Mün-
chen eingereicht. „Die Höhe 
der Rückstände variiert”, so der 
Pressesprecher. Mal handele 
sich um 150 Euro. Mal um 1.300 
Euro. Nicht alle Schuldner leb-
ten finanziell prekär. „Gerichts-
vollzieher werden nach hier vor-
liegenden Erkenntnissen durch-
aus auch mit Unzufriedenheit 
über den öffentlich-rechtlichen 

Rundfunk konfrontiert”, sagt 
Swoboda.

Nein aus Unmut

Sprich: Es gibt nicht weni-
ge Menschen, die es nicht nach  
öffentlich-rechtlichen Sendun-
gen dürstet. Und die sich dar-
über empören, dass sie für et-
was zahlen müssen, was sie gar 
nicht haben wollen. Ihr Unmut 
ist so groß, dass sie alles, was 
durch ihre Verweigerung unauf-
haltsam ins Rollen kommt, al-
so Mahnverfahren und Vollstre-
ckung, auf sich nehmen.

Ob die Unzufriedenheit in 
den letzten Jahren gewachsen 
ist, kann man beim Amtsgericht 
München nicht sagen: „Uns lie-
gen keine Erkenntnisse vor.“ Be-
kannt sei nur, dass Bürgerinnen 
und Bürger aus ganz verschie-
denen Gründen unzufrieden mit 
dem ÖRR sind. Im Übrigen wer-
de manchmal allein das Beste-
hen der Forderungen des Baye- 
rischen Rundfunks als solche 
oder sogar auch die Rechts-
stellung des Gerichtsvollziehers 
als Beamter bestritten. Wie 
der BR auf unsere Presseanfra-
ge hin mitteilt, waren in Bay-
ern Ende 2023 knapp 94 Pro-
zent der Beitragskonten ausge-
glichen. „Der Rundfunkbeitrag 
wurde regelmäßig und pünkt-
lich gezahlt“, so ein Sprecher. 
Das bedeutet im Umkehr-
schluss, dass über sechs Pro-
zent der Beitragszahler im Ver-
zug waren: „Das ist deutlich der 
niedrigste Wert im Vergleich al-
ler Bundesländer.“ 

Bundesweiter Datenabgleich

Bayernweit gibt es, auf den BR 
bezogen, rund 7,4 Millionen Bei-
tragskonten. Fast 367.000 be-
fanden sich Ende 2023 im Mahn-
verfahren, mehr als 100.000 in 
der Vollstreckung. Die Zahlen 
stiegen im Vergleich zu den Vor-
jahren, wobei sie 2019 noch dar- 
über lagen. „Ursächlich für den 
jüngsten Anstieg 2023 ist neben 
der verschlechterten wirtschaft-
lichen Gesamtsituation vieler 
Beitragszahlender vor allem der 
bundesweite Meldedatenabgleich 
2022“, so der BR-Sprecher. Und 
erklärt zum Hintergrund: „Rea- 
gieren Angeschriebene nicht auf 
die Schreiben des Beitragsser-
vice zur Klärung der Beitrags-
pflicht, werden sie zum Rund-
funkbeitrag angemeldet.“

Gleichzeitig erhalten sie ei-
ne Zahlungsaufforderung. Wird 
darauf nicht reagiert, beginne 
das mehrstufige Mahnverfah-
ren. „Nicht selten reagieren An-
geschriebene erst nach Erhalt 
einer Zahlungserinnerung oder 
des folgenden Festsetzungsbe-
scheids“, erläutert der Sprecher.

Im übrigen gibt es viele Men-
schen, die den öffentlich-recht-
lichen Rundfunk frei sehen und 
hören dürfen. Sie sind von der 
Beitragspflicht befreit, weil sie 
viel zu wenig Geld haben. Die-
se Zahl sank laut dem BR in den 
vergangenen Jahren in Bayern 
kontinuierlich. Im vergangenen 
Jahr habe sie sich erstmals wie-
der leicht erhöht. Ende 2023 wa-
ren knapp 214.000 Bürger aus 
sozialen Gründen von der Zah-
lung des Rundfunkbeitrags be-
freit. Entweder, weil sie Bürger-
geld bezogen, oder Grundsiche-
rung. 2019 lag aber auch hier 
die Zahl höher. Zum Ende die-
ses Jahres waren über 227.000 
Menschen befreit.

Es gebe keine Anhaltspunkte, 

unterstreicht der BR, dass es sich 
bei säumigen Beitragszahlern 
um „Beitragsverweigerer“ han-
delt. Wobei es letztlich für den 
BR Spekulation bleibt, warum je-
mand nicht zahlt: „Der Beitrags-
service erfasst die Gründe für 
einen Zahlungsrückstand nicht 
und diese werden dem Beitrags-
service in den seltensten Fällen 
überhaupt mitgeteilt.“ 

Über 80 Prozent der Bevölke-
rung beurteilen dem Sender zu-
folge den BR positiv und beto-
nen seine Relevanz für die Ge-
sellschaft: „Das zeigen Zah-
len unserer Medienforschung.“ 
Neben teils „überschwängli-
chem Lob“ gebe es aber natür-
lich auch immer wieder mal kri-
tische Anmerkungen. 

Falsche Berichterstattung?

Bundesweit gesehen ist durch- 
aus zu bemerken, dass der Un-
mut über den öffentlich-recht-
lichen Rundfunk wächst. Wer 
beispielsweise im Netz nach Be-
schwerden über die Darstel-
lung der Transsexualität in den 
ÖRR-Sendern sucht, findet zahl-
lose Initiativen von Biologen, 
Medizinern, Psychologen, kir-
chennahen Vereinigungen usw. 

So startete beispielsweise 
Eva Engelken 2022 den Aufruf 
„Schluss mit der Falschbericht-
erstattung des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks!” Darin for-
dern Wissenschaftler und Ärz-
te den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk auf, „von der ideolo-
gischen Betrachtungsweise zum 
Thema Transsexualität“ abzu-
kehren. Verlangt wird „eine fak-
tenbasierte Darstellung biolo-
gischer Sachverhalte nach dem 
Stand von Forschung und Wis-
senschaft“. Über 1.600 Mal wur-
de inzwischen unterschrieben. 
Auch von Ärzten und Forschern 
aus Bayern. 

Zu den Erstunterzeichnern 
und Initiatoren gehört zum Bei-
spiel der Jugendpsychiater Alex- 
ander Korte, Leitender Ober-
arzt an der Uniklinik München. 
Auch der Martinsrieder Neu-
robiologe Herwig Baier, Direk-
tor des Max-Planck-Institut für 
biologische Intelligenz, unter-
schrieb. Selbiges taten der eme-
ritierte Würzburger Informa-
tikprofessor Klaus Wagner so-
wie der Münchner Kinderarzt 
Heinrich Schmidt, der Landshu-
ter Informatiker Markus Mock, 
Psychologin Kathrin Thrum aus 
Bad Tölz sowie die Rosenheimer 
Traumapsychotherapeutin Mar-
got Kreuzer.

Der Umgang mit der Gen-
der-Problematik ist ein weiteres 
Thema, das für großen Unmut 
sorgt, ebenso wie die Tatsache, 
dass deutsch-sprachige Musik-
darbietungen in den BR-Sen-
dern unproblematisch nur digi-
tal empfangen werden können 
und damit offenbar für norma-
le Autoradio-Hörer unerreich-
bar sind.

Es kriselt schon lange 

Es kriselt allerdings nicht erst 
in jüngster Zeit beim ÖRR – sie-
he den Fall Schlesinger. Be-
reits 2013 veröffentlichten Han-
no Beck und Andrea Beyer ihre 
Analyse „Öffentlich-rechtlicher 
Rundfunk in der Krise“. Gleich 
im ersten Satz konstatierten sie 
vor über zehn Jahren: „Diver-
se Skandale haben die öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten in Misskredit gebracht.“ 
Damals ging es zum Beispiel um 
den Schleichwerbungsskandal 
bei „Wetten, dass…?“ Und auch 
damals schon wurde politische 
Einflussnahme aufgedeckt.

Ein „Spitzelsystem“ 

ZDF-Chefredakteur Nikolaus 

Brender hatte dem „Spiegel“ 
im Februar 2010 kurz vor sei-
nem Ausscheiden gesagt, im 
ZDF gebe es ein „Spitzelsystem“ 
wie in der ehemaligen DDR. Re-
dakteure würden den Parteien 
„Senderinterna zutragen“. We-
nige Monate davor hatte die 
Unions-Mehrheit im ZDF-Ver-
waltungsrat durchgesetzt, dass 
Brenders Vertrag nicht mehr 
verlängert wird.

Brender ließ sich daraufhin im 
„Spiegel“ so zitieren: Es gebe „in 
der Union ein dunkles Schatten-

Bayerischer Inklusionspreis JobErfolg 2024:

Gelebte Inklusion auf 
dem Arbeitsmarkt

Im Haus der Bayerischen Wirtschaft in München zeichneten Sozi-
alministerin Ulrike Scharf, Finanzstaatssekretär Martin Schöffel, 
Holger Kiesel, Beauftragter der Bayerischen Staatsregierung für 
die Belange von Menschen mit Behinderung, sowie VdK-Landes-
vorsitzende Verena Bentele Arbeitgeber aus der Privatwirtschaft 
und dem Öffentlichen Dienst mit dem Bayerischen Inklusionspreis 
JobErfolg 2024 aus. Die Ehrung soll helfen, Vorurteile abzubauen 
und Unternehmen und Dienststellen ermutigen, Menschen mit 
Behinderung einzustellen. In der Kategorie „Öffentlicher Dienst“ 
wurde der BRK Kreisverband Kulmbach, insbesondere das Dr.-Ju-
lius-Flierl-Seniorenheim im oberfränkischen Marktleugast, ge-
ehrt. In der Einrichtung des Bayerischen Roten Kreuzes haben 40 
der 117 Beschäftigten eine Schwerbehinderung.

Über den Preis im Bereich Pri-
vatwirtschaft durfte sich die 
Memminger Niederlassung des 
Dachser SE Logistikzentrum All-
gäu freuen. Dort ist ein eigener 
vollzeitbeschäftigter „Inclusion 
Officer“ angestellt. 61 der 880 
Mitarbeiter sind schwerbehin-
dert, und damit übertrifft Dach-
ser die vorgeschriebene Quote 
von fünf Prozent deutlich.

Mit dem Ehrenpreis wurde 
das Restaurationsunternehmen 
Köhler aus Bamberg bedacht. 
Die Firma stellt immer wieder 
Menschen mit Fluchterfahrung, 
Behinderung, Lernschwierigkei-
ten oder auch mit schwierigem 
familiärem Hintergrund ein.

Den Innovationspreis erhielt 
der Arbeitskreis Inklusiver Ar-

beitsmarkt für das Konzept der 
inklusiven Job-Messe in Re-
gensburg. Das 2013 gegründe-
te Gremium besteht aus Ver-
tretern unterschiedlichster In-
stitutionen, Unternehmen und 
Kommunen, die sich um die Ein-
gliederung von Menschen mit 
Behinderung auf dem Arbeits-
markt kümmern.

Inklusive Job-Messe  
„Menschen bieten Chancen“ 

Getreu dem Motto der inklusi-
ven Job-Messe „Menschen bie-
ten Chancen“ ist das vorrangige 
Ziel, sozialversicherungspflichti-
ge Arbeitsstellen für Personen 
mit Einschränkungen zu schaf-
fen, gegenseitige Vorurteile ab-

zubauen und die Chancen aufzu-
zeigen, die der Einsatz von Per-
sonen mit Behinderung oder 
anderen Einschränkungen für 
Betriebe darstellen kann.

Die Preisträger betonten, dass 
eine solche Messe nur im Team 
gelingen kann. So waren an der 
Vorbereitung unter anderem 
das Inklusionsamt des Zentrums 
Bayern Familie und Soziales, die 
Handwerkskammer Niederbay-
ern/Oberpfalz, der Werkhof Re-
gensburg, Phönix e. V. und nicht 
zuletzt auch die Stadt Regens-
burg beteiligt.

Die erste Auflage der Messe 
im Juni 2022 war mit 45 Arbeit-
geberständen und mehr als 800 
Besuchern ein so großer Erfolg, 
dass sie im Mai 2024 am glei-
chen Standort – mit mindestens 
ebenso großer Resonanz – wie-
derholt wurde. Allein im Rahmen 
des Job-Speed-Datings konnten 
bemerkenswerte 25 Prozent der 
teilnehmenden Personen mit Be-
hinderung einen Vertrag für ei-
nen sozialversicherungspflichti-
gen Job abschließen.

Diese hohe Vermittlungsquo-
te und das große Interesse ha-
ben nicht nur bayern-, sondern 
auch deutschlandweit für Auf-
sehen gesorgt: So fand in die-
sem Jahr in Ingolstadt eine ver-
gleichbare Veranstaltung statt. 
In Landshut ist eine inklusive 
Job-Messe für 2025 geplant,

Augsburg hat 2026 hierfür ins 
Auge gefasst. Auch München, 
Nürnberg und Bad Segeberg in 
Schleswig-Holstein haben Inter-
esse bekundet.

„Die Auszeichnung ist eine 
große Ehre und ein Ansporn, die 
Teilhabe von Menschen mit Be-
hinderung am Arbeitsleben wei-
ter zu verbessern, Arbeitsplät-
ze zu schaffen und in der breiten 
Öffentlichkeit dafür zu werben. 
Der JobErfolg für das Konzept 
unserer inklusiven Job-Mes-
se zeigt, dass die Inklusion auf 
dem Arbeitsmarkt ein echter 
Gewinn für alle ist“, betonte 
Oberbürgermeisterin Gertrud 
Maltz-Schwarzfischer. � DK

reich, das sich im Verwaltungs-
rat eingenistet hat und ihn mitt-
lerweile zu dominieren ver-
sucht“. Nun sei „auch das ZDF 
beschädigt. Das Ganze hat der 
Glaubwürdigkeit der Öffent-
lich-Rechtlichen einen schwe-
ren Schlag versetzt“. Am Ende 
befasste sich das Bundesverfas-
sungsgericht mit der Sache. Seit 
2014 dürfen in den Aufsichts-
gremien des ZDF, etwa dem Ver-
waltungsrat, nur noch höchs-
tens ein Drittel der Mitglieder 
staatsnah sein. � Pat Christ
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Kommunalwahl 2026:

Erfolgsrezepte  
für die Kandidatenfindung 

Die Kommunalwahl in Bayern am 8. März 2026 rückt näher, die Vor-
bereitungen bei den Parteien und Wählervereinigungen laufen. Für-
wahr kein leichtes Unterfangen, gestaltet sich doch die Suche nach 
geeigneten Kandidaten gerade in Zeiten abnehmenden Interesses 
für die haupt- und ehrenamtliche Übernahme von Verantwortung 
in Gemeinden und Städten zunehmend schwierig. Vor dem Hinter-
grund demographischer und gesellschaftlicher Veränderungen sind 
immer weniger Menschen bereit, sich insbesondere dann für die ei-
gene Gemeinde zu engagieren. Umso mehr gilt es, die Zeit vor der 
Wahl sinnvoll zu nutzen. Schließlich kommt vor einer möglichen 
Kandidatenkür die Pflicht: „Bürgermeister sein“ bedingt zunächst 
einmal „Bürgermeister werden“. 

Erfahrungsgemäß, so Alois 
Scherer, langjähriger, ehemali-
ger Erster Bürgermeister von Dei-
ning und amtierender oberpfäl-
zischer KPV-Bezirksvorsitzender 
sowie Kreistagsfraktionsvorsit-
zender, hänge ein Wahlerfolg oft-
mals von den Faktoren Bekannt-
heit, Sympathie und Kompetenz 
ab. So hätten etwa junge, dyna-
mische und erfolgreiche Kandi-
daten, die bereits als Gemeinde-
rats- oder Kreistagsmitglied oder 
optimalerweise als stellvertre-
tender Bürgermeister fungieren, 
gute Siegchancen. Weitere Er-
folgsfaktoren seien ehrenamtli-
ches Engagement, die politische 
Partei oder Gruppierung, das Be-
rufsbild sowie Persönlichkeit und 
Sozialprofil des Bewerbers. 

Der vorpolitische Raum

Mögliche Bürgermeisterkandi-
daten, Gemeinderats- oder Kreis-
tagsmitglieder könnten auch aus 
dem vorpolitischen Raum (Kir-
che, Vereine, Feuerwehren, El-
ternbeirat, Pfarrgemeinderäte 
usw.) rekrutiert werden, betont 
Scherer, der zum Thema Kandi-
datenfindung bereits Semina-
re für die Hanns-Seidel-Stiftung 
bzw. für die KPV in der Oberpfalz 
durchgeführt hat. Neben den Ge-
meindebürgern wären hier auch 
Neubürger, sowie auch Bewoh-
ner außerhalb der Gemeinde 
(für Bürgermeisteramt) denkbar. 
Wichtig sei es im Vorfeld, recht-
zeitig bisherige Gemeinderats-
mitglieder anzusprechen, ob sie 
für eine erneute Kandidatur zur 
Verfügung stehen. Sei dies nicht 
der Fall, müsse umgehend ein 
Nachrücker positioniert werden. 

Grundsätzlich gelte bei der offi-
ziellen Rathauschefnominierung: 
„Bei hohem Bekanntheitsgrad 
später, unbekannt früher.“ 

Mit Blick auf eine zielgerichte-
te Positionierung (Umbesetzung 
in Gemeinderatsgremien, z.B. als 
stellvertretender Bürgermeister; 
Umbesetzung in Fraktion zum Vor-
sitzenden; Übernahme von Äm-

mit den eigenen Orts- und Stadt-
verbänden eine gemeinsame Stra-
tegie zu besprechen, Kandidaten 
rechtzeitig und persönlich anzu-
sprechen sowie ein Kompetenz-
zentrum oder Team zu bilden.

Wahlkampfkosten  
kalkulieren

Die Wahlkampfzeit ist mitun-
ter die anstrengendste Phase für 
den designierten oder bereits 
amtierenden Bürgermeisterkan-
didaten. Umso wichtiger ist es, 
frühzeitig seinen Aktionsplan zu 
überdenken. Das richtige Wahl-
kampfteam zu finden ist eben-
so ein wichtiger Meilenstein wie 
die Planung von Veranstaltungen 
und Aktionen, um sich bekannt 
zu machen. Netzwerken und die 
richtige Wahlkampfvorbereitung 
bilden die Basis für einen erfolg-
reichen Wahlkampf. Die Finan-
zierung ist durch Spenden, Eigen-
mittel usw. sicherzustellen. Dabei 
sind laut Scherer Kosten in Höhe 
von ca. 3 bis 5 Euro je Einwohner 
einzuplanen.

Bürgermeistermacher

Etliche Herausforderungen 
warten also auf die Kandidaten, 
schließlich sind die Erwartun-
gen der Wählerschaft an die Ge-
staltung von Wahlkampagnen 
größer geworden. Keine Selten-
heit sind mittlerweile professio-
nelle Bürgermeistermacher. Ge-
gen Entgelt begleiten sie Bewer-
ber durch den gesamten Wahl-
kampf. Das Ziel: entscheidende 
Impulse und Vorteile gegenüber 
der Konkurrenz. Eine Umfrage 
unter neugewählten Rathaus- 
chefs in Baden-Württemberg er-
gab, dass diese Form der Unter-
stützung längst auf der Ebene 
von Bürgermeisterwahlen ange-
kommen ist. Insbesondere bei 
der Erstellung von Werbemitteln 
scheint mit steigender Gemein-
degröße eine rege Nachfrage zu 
existieren. Werden Bürgermeis-
termacher eingesetzt, können 
sie die Chancen auf einen Wahl-
sieg ihrer Klienten augenschein-
lich erhöhen. � DK

Alois Scherer, Bürgermeister a.D., 
KPV-Bezirksvorsitzender und 
Kreistagsfraktionsvorsitzender.
	 Bild: Alois Scherer
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und Messerverbotszonen nach 
dem Waffengesetz für bestimm-
te öffentliche Orte festgesetzt 
werden können. Das von der 
Staatsregierung dazu ermäch-
tigte bayerische Innenministe- 
rium wird nun umgehend die zur 
Umsetzung erforderlichen Re-
gelungen erlassen.

Sicherheitspaket

Als Reaktion auf das vorge-
legte Sicherheitspaket hat der 
Deutsche Landkreistag Forde-
rungen für eine Wende in der 
Migrationspolitik formuliert, die 
in erster Linie auf eine strikte Be-
grenzung der irregulären Migra-
tion zielen. Der Kommunalver-
band plädiert für Änderungen 
im materiellen Flüchtlingsrecht, 
insbesondere für eine Abschaf-
fung, jedenfalls aber eine grund-
legende Reform des subsidiären 
Schutzstatus sowie für Abschie-
bungen auch in Länder wie Sy-
rien und Afghanistan. Schutzsu-
chende, für deren Asylverfah-
ren andere Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union zuständig 
sind, sollten schon an der deut-
schen Grenze zurückgewiesen 
werden können. Auch deshalb 
seien Grenzkontrollen konse-
quent auszubauen. Leistungen 
für Schutzsuchende sollten über 
das von der Bundesregierung 
vorgesehene Maß hinaus ge-
senkt, freiwillige Aufnahmepro-
gramme gestoppt und der Fami-
liennachzug ausgesetzt werden.

Transitzentren  
an den EU-Außengrenzen

Die beschlossene Reform des 
Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems wird begrüßt, ei-
ne schnelle Weiterentwicklung 
aber angemahnt. Alle Asylver-
fahren sollten künftig in Tran-
sitzentren an den EU-Außen-
grenzen durchgeführt und jeder 
Schutzsuchende nur Anspruch 
auf ein einziges Asylverfahren in 
der Union haben. Sollten diese 
Maßnahmen nicht zeitnah zu ei-
ner deutlichen Reduzierung der 
irregulären Migration führen, 
wird als Option vorgeschlagen, 
einen befristeten nationalen 
Aufnahmestopp als Ultima Ratio 
in Betracht zu ziehen. Darüber 
hinaus spricht sich der DLT für 
eine enge Einbindung der kom-
munalen Ebene sowohl in die 
Umsetzung des europäischen 
Reformpakets wie der nationa-
len Gespräche zur Ausgestal-
tung der Migrationspolitik aus.

Laut Deutschem Städte- und 
Gemeindebund „werden die 
Städte und Gemeinden als Reak-
tion auf die Ereignisse in Solin-
gen noch einmal prüfen, ob Ver-
besserungen notwendig sind. 
Gleichzeitig gilt es zu beachten, 
dass alle Sicherheitskonzepte 
eine Abwägung zwischen best-
möglichem Schutz und größt-
möglicher Freiheit darstellen.“

Die Sicherheitsmaßnahmen 
müssten effektiven Schutz ge-
währleisten, gleichzeitig aber 
auch verhältnismäßig sein und 
unserer freiheitlichen Gesell-
schaft entsprechen. Wichtig ist 
aus Sicht des DStGB, „dass wir 
uns von Terroristen unseren 
freiheitlichen Lebensstil nicht 
zerstören lassen, denn dann 
hätten sie ihr Ziel erreicht. Die 
Bürgerinnen und Bürger können 
sich darauf verlassen, dass die 
Kommunen gemeinsam mit den 
Sicherheitsbehörden alles dar-
ansetzen, sichere Veranstaltun-
gen zu ermöglichen.“

Markus Lewe, Präsident des 
Deutschen Städtetages, nannte 
es „richtig, dass Bund und Län-
der den Schutz vor Terror und 
Gewalt in Deutschland konkret 
verbessern wollen.“

Lewe zufolge unterstützen die 
Städte, dass Geflüchtete abge-
schoben werden sollen, wenn 
sie mit Waffen eine Straftat be-

gangen haben. Auch die Dub-
lin-Verfahren müssten unbe-
dingt schneller und einfacher 
werden. Es müsse besser gelin-
gen, Asylsuchende in die EU-Län-
der zu überstellen, die eigentlich 
für sie zuständig sind. „Wir er-
warten von der eingesetzten Ar-
beitsgruppe aus Bund und Län-
dern dafür zügig Ergebnisse. Wir 
brauchen auch in den Ländern 
bessere Verfahren, um Termine 
für Flüge, passende Papiere und 
den Kontakt zwischen Sicher-
heitsbehörden und Unterkünf-
ten zu koordinieren. Außerdem 
muss die Bundesregierung ihre 
Vereinbarungen mit den Dritt-
ländern in der EU verbessern, 
damit Rückführungen nicht mehr 
durch bürokratische Hürden der 
aufnahmepflichtigen Länder be-
hindert werden. An Italien muss 
die Aufforderung ergehen, die 
ausgesetzten Rücküberstellun-
gen wieder aufzunehmen.“

Bundesregierung in der Pflicht

Notwendig seien auch intensive 
Gespräche der Bundesregierung 
mit Herkunftsländern über Rück-
führungsabkommen. Abschie-
bungen dürften nicht an fehlen-
den Passersatzpapieren scheitern 
oder daran, dass Herkunftsstaa-
ten sich weigern, ihre Staatsan-
gehörigen wieder aufzunehmen. 
„Wir brauchen Abkommen, die 
funktionieren und nicht nur auf 
dem Papier existieren. Erst dann 
gelingt es, abgelehnte Asylbewer-
ber in die Herkunftsländer abzu-
schieben. Vordringlich ist es, das 
EU-Türkei-Abkommen wieder mit 
neuem Leben zu erfüllen. Hier 
muss als erstes angesetzt wer-
den“, bekräftigte Lewe.

Söder: Mehr Befugnisse 
für die Polizei

Bayerns Ministerpräsident Dr. 
Markus Söder fordert als Kon-
sequenz aus dem Anschlag in 
Solingen mehr Befugnisse für 
die Polizei und schnellere Ab-
schiebungen – auch nach Syrien 
und Afghanistan. „Jemand der 
Asylbewerber ist, aber keinen 
Asylanspruch hat, der muss das 
Land verlassen“, stellte Söder 
fest. Straftäter müssten sofort in 
Arrest genommen werden und 
das Land verlassen, insbeson-
dere in Richtung Syrien und Af- 
ghanistan. „Die Wahrheit ist ein-
fach: Wir müssen konsequenter 
sein und der Polizei mehr Mög-
lichkeiten geben, auch anlasslo-
se Kontrollen durchzuführen“, 
so der Landeschef.

Söder bezeichnete die Migra-
tionspolitik der Union um das 
Jahr 2015 als die Schwachstel-
le der Regierungszeit von Kanz-
lerin Angela Merkel. Danach sei 
vieles verbessert und verändert 
worden. Nun aber seien von der 
Ampel-Koalition, insbesonde-
re den Grünen, andere Möglich-
keiten geschaffen worden. „Wir 
sind ein Land, das gern helfen 
will, wir brauchen auch Zuzug, 
aber wir brauchen Zuzug, der 
uns nutzt“, unterstrich der Mi-
nisterpräsident.

Innenminister Joachim Herr-
mann begrüßte die erste bun-
desweite Sammel-Abschiebung 
nach Afghanistan seit Juli 2021: 
„Es wurde auch höchste Zeit, 
dass die Bundesregierung end-
lich in die Gänge kommt. Ich 
hatte den Bund schon mehrfach 
dazu aufgefordert, die erforder-
lichen Voraussetzungen für Ab-
schiebungen nach Afghanistan 
zu schaffen. Und siehe da: Ent-
gegen den ursprünglichen Be-
denken insbesondere der Grü-
nen geht es doch!“ Laut Herr-
mann befinden sich unter den 
Abgeschobenen drei Straftäter 
im Alter von 27, 29 und 30 Jahren 
aus Bayern. Zwei davon waren 
wegen Sexualstraftaten, der drit-
te wegen einer Straftat nach dem 
Betäubungsmittelgesetz zu Frei-
heitsstrafen verurteilt worden.

Für Herrmann ist die Maßnah-
me ein erster wichtiger Schritt. 
Gleichwohl mahnte er: „Ich hof-
fe, dass es sich hierbei nicht um 
ein reines Strohfeuer der Bun-
desregierung handelt. Es müs-
sen nun zügig weitere Rückfüh-
rungen sowohl nach Afghanis-
tan als auch nach Syrien folgen.“

Allein die eigens beim baye-
rischen Landesamt für Asyl und 
Rückführungen eingerichte-
te „Taskforce für Straftäter“ be-
schäftige sich derzeit mit 174 af-
ghanischen und 203 syrischen 
Staatsangehörigen, die schwere 
Straftäter seien und rasch außer 
Landes gebracht werden müss-
ten, so der Minister. „Der Schutz 
der bayerischen Bevölkerung hat 
hier klaren Vorrang und oberste 
Priorität. Wir müssen alle Hebel 
des Rechtsstaats in Bewegung 
setzen, um ausländische Straftä-
ter, die sich schwerer Straftaten 
schuldig gemacht haben, und 
Gefährder außer Landes zu brin-
gen – auch wenn diese aus Af- 
ghanistan oder Syrien kommen.“

Herrmann: Umdenken beim 
subsidiären Schutz

Ein wichtiger Ansatzpunkt ist 
für Herrmann auch ein Umden-
ken beim subsidiären Schutz 
von Syrern: Vor gut einem Mo-
nat habe das Oberverwaltungs-
gericht Münster ein richtungs-
weisendes Urteil gefällt, wo-
nach für Zivilpersonen in Syri-
en keine ernsthafte individuelle 
Bedrohung ihres Lebens oder 
ihrer körperlichen Unversehrt-
heit im Rahmen eines Bürger-
kriegs mehr besteht. „Nachdem 
selbst die Bundesaußenministe-
rin davon spricht, dass das an-
derslautende Lagebild des Aus-
wärtigen Amts für die Behör-
den nur Empfehlungscharakter 
hat, gibt es für die Bundesregie-
rung keinen vernünftigen Grund 
mehr, jedem aus Syrien automa-
tisch Schutz zu gewähren. Daher 
fordere ich, dass das Bundes-
amt für Migration und Flücht-
linge neu ankommenden Syrern 
keinen subsidiären Schutz mehr 
gewährt sowie in einem ersten 
Schritt den subsidiären Schutz 
bei all den Syrern hier im Land 
infrage stellt, die schwere Straf-
taten begangen haben oder als 
Gefährder gelten.“

Nach Auffassung des CSU- 
Fraktionsvorsitzenden Klaus Ho-
letschek „brauchen wir endlich 
eine klare Kehrtwende bei der 
Migrationspolitik und müssen Is-
lamisten konsequent bekämp-
fen. Das heißt: Mehr Rechtsstaat, 
weniger ideologiegetriebene Mi- 
grationspolitik. Die Menschen 
verlieren ansonsten jeglichen 
Glauben in die Handlungsfähig-
keit des Staates. Es darf jetzt kei-
ne Denkverbote mehr geben und 
deshalb muss schnell gehandelt 
werden – jetzt wird die Politik an 
ihren Taten gemessen.“

Aktuell werde ein Großteil 
der in Deutschland tätigen Ima-
me aus dem Ausland entsendet, 
so Holetschek. Aus seiner Sicht 
sind „Ausbildungstransparenz 
und Standards, die sich an un-
seren Werten ausrichten“, er-
forderlich. „Wir wollen sicher-
stellen, dass Prediger und mus-
limische Seelsorger auf dem Bo-
den unserer Verfassung stehen. 
Der Bund agiert auf den Politi-
schen Islamismus bisher plan-
los. Fest steht: Wir müssen un-
ter Wahrung der Religionsfrei-
heit und der Trennung von Staat 
und Religionsgemeinschaften 
alle staatlichen Anstrengungen 
darauf ausrichten, die akademi-
sche und geistliche Ausbildung 
von Imamen in Deutschland 
vorzunehmen. Ein Imam, der in 
Deutschland als solcher arbei-
ten will, muss bei uns seine Aus-
bildung absolviert haben.“

Aktuell leben 5,3 Millionen 
Muslime in Deutschland, für sie 
gibt es 2.500 Moscheegemein-
den. Die überwiegende Mehr-
heit ihrer Imame kommt derzeit 
aus dem Ausland und wird von 
dort finanziert. � DK

(Fortsetzung von Seite 1)
Mittlerweile liege die bun- 
desdurchschnittliche Belastung 
pflegebedürftiger Menschen in 
Einrichtungen im ersten Jahr bei 
monatlich rund 2.800 Euro.

„Die Pflege und Versorgung äl-
terer Menschen ist eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe. Städ-
te, Bund, Bundesländer, Pflege-
einrichtungen und Pflegekassen 
sind gemeinsam in der Pflicht. 
Den Städten ist es ein großes An-
liegen, dass es gute und passge-
naue Pflegeangebote gibt – vom 
Pflegeheim um die Ecke bis zur 
häuslichen Pflege mit Hilfe von 
Fachkräften. Sie werden ihre 
Verantwortung in der Daseins-
vorsorge vollumfänglich wahr-
nehmen. Aber sie benötigen da-
für passende Rahmenbedingun-
gen und ausreichende finanziel-
le Ressourcen“, heißt es in dem 
Positionspapier. Es sei an der 
Zeit, grundlegende Reformen 
durchzuführen und die Pflege-
versicherung zukunftsfähig zu 
gestalten. Nur durch ein koor-
diniertes und entschlossenes 
Handeln lasse sich sicherstel-
len, dass die Städte auch in Zu-
kunft Orte des würdevollen und 
selbstbestimmten Alterns blei-
ben und die Versorgung für alle 
Menschen gesichert ist.

Folgende Maßnahmen sind 
laut Deutschem Städtetag des-
halb unverzichtbar: 
1. Eine gute kommunale Pflege-
planung ist Voraussetzung für 

den lokalen Aufbau bedarfsge-
rechter und effizienter Versor-
gungstrukturen. Die Pflegekas-
sen sind zu verpflichten, den 
Kommunen die erforderlichen 
aktuellen und kleinräumigen 
Daten mindestens halbjährlich 
zur Verfügung zu stellen. 
2. Zulassung und Förderung von 
Einrichtungen dürfen künftig nur 
noch nach Zustimmung durch 
die Kommune erfolgen. Alle im 
Sozialraum wesentlichen Akteu-
re sind zur verbindlichen Teil-
nahme an kommunalen Pflege-
konferenzen zu verpflichten. 
3. Die Pflege einschließlich der 
vorpflegerischen Versorgung ist 
sozialraumorientiert auszurichten. 
4. Die Pflegeberatung ist in die 
Verantwortung der Kommu-
nen zu geben. Die Finanzierung 
soll weiterhin zum überwiegen-
den Teil durch die Pflegekassen 
erfolgen. Alle am Pflegeprozess 
beteiligten Akteure haben sich 
angemessen zu beteiligen. Be-
ratung, Bedarfsfeststellung, Ver-
sorgungsplanung und Case-Ma-
nagement müssen in einen zeit-
lichen und organisatorischen Zu-
sammenhang gebracht werden. 
5. Pflegende An- und Zugehöri-
ge benötigen ein besseres An-
gebot an Unterstützungs- und 
Hilfsmaßnahmen. Ihr Engage-
ment ist auch finanziell ange-
messen zu honorieren. 
6. Das neue Personalbemes-
sungsinstrument (PeBeMe) muss 
einen flexibleren Personalein-

satz und vorübergehende Stan-
dardabsenkungen in personel-
len Notlagen ermöglichen. 
7. Um mehr Fachkräfte für die 
Altenpflege zu gewinnen, muss 
die Anerkennung von ausländi-
schen Ausbildungs- und Berufs-
abschlüssen für Gesundheitsbe-
rufe erleichtert werden. 
8. Sektorengrenzen müssen auf-
gelöst werden. Es bedarf hierzu 
einer Innovationsklausel, die die 
Entwicklung innovativer Ange-
bots- und Versorgungsstruktu-
ren ermöglicht. Sie muss durch 
ein Förderprogramm für inno-
vative Ansätze ergänzt werden.
9. Der Bau barrierearmer Woh-
nungen sowie der Umbau im Be-
stand sind besser als bislang zu 
fördern. Die Finanzierung not-
wendiger Wohnungsanpassun-
gen durch die Kranken- und 
Pflegekassen ist auszuweiten.
10. Technische Hilfsmittel und As-
sistenzsysteme sind in den Leis-
tungskatalog des SGB XI aufzuneh-
men. Es ist ein Digitalpakt Pflege 
zu initiieren, mit dem notwenige 
Investitionsmaßnahmen angesto-
ßen und finanziert werden.
11. Der Bund wird aufgefordert, 
die Pflegeversicherung als Voll-
versicherung auszugestalten. 
Zumindest hat ein Sockel-Spit-
ze-Tausch zu erfolgen. Die Dis-
kriminierung versicherter pfle-
gebedürftiger Menschen mit 
Behinderung bei den Leistungen 
der Pflegeversicherung muss 
beendet werden, indem § 43 a 
SGB XI aufgehoben wird. � DK

tern im vorpolitischen Raum) sei 
es überdies ratsam, in Öffentlich-
keit und Presse präsent zu sein.

Im Umgang mit politischen Mit-
bewerbern sollte Scherer zufolge 
u.a. die Möglichkeit einer Zusam-
menarbeit geprüft und grundsätz-
lich ein partnerschaftliches Ver-
hältnis gepflegt werden. Darüber 
hinaus sei es angezeigt, schließ-
lich zu verfolgen, was der Mitbe-
werber macht. Scherer empfiehlt, 

Pflege und Versorgung ...

Konsequenzen aus ...
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Investieren Sie in die Zukunft. 

Unternehmen, die in nachhaltige Transformation 
investieren möchten, brauchen einen Finanzpartner, 
der ihre Anforderungen versteht. Wir Volksbanken 
Raiffeisenbanken kennen den Mittelstand und 
fi nanzieren einen erfolgreichen Wandel mit 
individuellen Lösungen und den passenden 
Fördermitteln. Mehr Infos unter 
transformation-fi nanzieren.de

Energie gewinnen.

Transformation

finanzieren.

Wie die LfA  
den Wirtschaftsmotor Bayern stärkt
GZ- Interview mit Dr. Bernhard Schwab, Vorstandsvorsitzender der LfA Förderbank Bayern 

Dr. Bernhard Schwab ist Vorstandsvorsitzender der LfA Förderbank 
Bayern. Seine berufliche Laufbahn startete er im Bayerischen Wirt-
schaftsministerium und der Bayerischen Staatskanzlei. Seine Karri-
ere umfasste zudem unterschiedliche Stationen als Pressesprecher 
sowie als Leiter der Bayerischen Vertretung in Berlin. Darüber hin-
aus war er im Bayerischen Wirtschaftsministerium als Ministerialdi-
rektor und Amtschef tätig. 2019 trat er als Generalbevollmächtigter 
in die LfA Förderbank Bayern ein und wurde im August 2021 Mit-
glied des Vorstands, dem er seit September 2021 vorsteht. Seit ih-
rer Gründung vor mehr als 70 Jahren ist die LfA ein wichtiges Instru-
ment der erfolgreichen Strukturpolitik in Bayern. Mit Dr. Bernhard 
Schwab sprach GZ-Chefredakteurin Constanze von Hassel über die 
wirtschaftliche Situation Bayerns und die Herausforderungen, de-
nen sich das Institut stellt.

GZ: Herr Dr. Schwab: Der wirt-
schaftliche Aufschwung Bayerns 
nach dem Zweiten Weltkrieg ist 
eine beeindruckende Erfolgsge-
schichte. Welchen Anteil hat die 
LfA daran?
Dr. Bernhard Schwab: Seit ih-
rer Gründung als Flüchtlingskre-
ditbank im Jahr 1951 hat die LfA 
bis heute die wirtschaftliche Ent-
wicklung Bayerns entscheidend 
mitgeprägt. In dieser Zeit hat sie 
einen wichtigen Beitrag sowohl 
zum bayerischen „Wirtschafts-
wunder“ in der Nachkriegszeit 
als auch zur Bewältigung ver-
schiedener Wirtschaftskrisen ge-
leistet.

Heute steht – neben der Unter-
stützung der bayerischen Kom-
munen – die Gründungs- und  
Mittelstandsförderung im Mit-
telpunkt unserer Aktivitäten. 
 Speziell im Firmenkreditgeschäft 
für den Mittelstand sind wir mit 
unseren Förderkrediten und Ri-
sikoentlastungen ein gefragter 
Partner. Im Verbund mit unserer 
Venture-Capital-Tochter Bayern 
Kapital sowie der BayBG Baye-

rischen Beteiligungsgesellschaft 
bieten wir darüber hinaus Ei-
genkapitalfinanzierungen für al-
le Unternehmensphasen an. Da-
zu kommt ein breites Beratungs-
angebot: Unsere Förderbera-
tung informiert individuell zu 
allen Fördermöglichkeiten und 
die „Task Force“ berät Unterneh-
men in schwierigen Situationen. 
Unser Förderangebot entwickeln 
wir im Auftrag der Bayerischen 
Staatsregierung und in Abstim-
mung mit unseren Bankenpart-
nern und den Kammern ständig 
weiter. Aktuell sind deutliche Er-
weiterungen bei unserem För-
derkredit- und Beteiligungsan- 
geboten in Planung.
GZ: Welche Aufgaben über-
nimmt die LfA für die bayeri-
schen Kommunen?
Schwab: Die bayerischen Städ-
te und Gemeinden spielen eine 
zentrale Rolle für die Stärke un-
seres Landes. Wir sind der Über-
zeugung, dass eine leistungsfähi-
ge, zuverlässige kommunale In- 
frastruktur Grundvoraussetzung 
für einen zeitgemäßen und wett-

bewerbsfähigen Wirtschafts-
standort ist. Für moderne Rah-
menbedingungen sind allerdings 
regelmäßig weitreichende Inves-
titionen nötig. Die damit verbun-
denen finanziellen Belastungen 
können Kommunen vor echte Her- 
ausforderungen stellen. Als LfA 
unterstützen wir sie deshalb als 
verlässlicher Finanzierungspart-
ner mit zinsgünstigen und lang-
fristigen Förderdarlehen bei ihren 
Investitionsvorhaben. Damit ha-
ben kommunale Gebietskörper-
schaften, rechtlich unselbstän-
dige Eigenbetriebe von kommu-
nalen Gebietskörperschaften, 
kommunale Zweckverbände und 
Gemeindeverbände die Möglich-
keit, Kredite auch für weitreichen-
de Investitionen aufzunehmen, 
ohne sich finanziell zu überfor-
dern.

Angebote für Kommunen

GZ: Wie sehen die Finanzierungs-
angebote der LfA für die bayeri-
schen Kommunen konkret aus?  
Schwab: Mit unserem „Basis- 
angebot“ für die Finanzierung 
von Maßnahmen in die öffent-
liche Infrastruktur, dem Infra- 
kredit Kommunal, fördern wir 
Investitionen beispielsweise in 
die Verkehrsinfrastruktur, die 
Ver- und Entsorgung einschließ-
lich Wasserversorgung und Ab-
wasserentsorgung, die allgemei-
ne Energieeinsparung oder die 
Umstellung auf umweltfreund-
liche Energieträger. Auch Inves-
titionen in die touristische In- 
frastruktur, Technik und Kultur-
pflege sowie in nicht umlagefä-

hige Kosten für die Erschließung 
von Gewerbe- und Industrieflä-
chen sind im Infrakredit Kommu-
nal unter Berücksichtigung von 
EU-Beihilfevorschriften förder-
fähig. 

Mit dem Spezialdarlehen In-
frakredit Energie ermöglichen 
wir darüber hinaus die beson-
ders zinsgünstige Finanzierung 
von Maßnahmen zur Energieein-
sparung um mindestens 20 Pro-
zent. Ein anschauliches Beispiel 
ist die Umrüstung der Straßen-
beleuchtung auf LED-Lampen. 
Hinzu kommt die Umstellung auf 
erneuerbare Energieträger. Hier 
gilt eine Einschränkung: Vorha-
ben die bereits eine Vergütung 
nach dem Erneuerbare-Energi-
en-Gesetz (EEG) oder nach dem 
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz 
(KWKG) erhalten und somit in 
den Anwendungsbereich der 
EU-Beihilfevorschriften fallen, 
sind nicht förderfähig. 

Außerdem stehen wir den Ge-
schäftsbanken auf deren Einla-
dung für die Finanzierung von 
größeren Infrastrukturmaßnah-
men als wettbewerbsneutra-
ler Partner in Konsortialfinan-
zierungsrunden mit Risikoüber-
nahmen und Refinanzierungs-
möglichkeiten zur Verfügung. 
Die Risikoteilung, insbesonde-
re bei großvolumigen Projek-
ten, schont die Großkreditgren-
zen der Banken. Konsortialfinan-
zierungen dieser Art tragen dazu 
bei, dass wichtige Infrastruktur-
maßnahmen realisiert werden 
können, die sonst an der Finan-
zierung scheitern könnten.
GZ: Kommunen leben von der 
Gewerbesteuer. Das bedeutet, 
geht es der bayerischen Wirt-
schaft gut, geht es auch den 
bayerischen Kommunen gut. Wie 
steht es aktuell um die Wirt-
schaft im Freistaat?
Schwab: Die wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen bleiben 
unserer Wahrnehmung nach  
herausfordernd. Eine Vielzahl an 
Unsicherheiten, geopolitischen 
Krisen und nicht zuletzt die Zins- 
entwicklung sorgen seit einiger 
Zeit für ein verhaltenes Investi-
tionsklima. Dies geht natürlich 
auch an den Betrieben in Bay-
ern nicht spurlos vorbei. Außer 
Acht lassen darf man aber nicht: 
Trotz aller Unwägbarkeiten ist 
die bayerische Wirtschaft insge-
samt stark und innovativ. Sie ist 
in Deutschland und Europa vor-
ne dabei. Das sollte allen be-
rechtigten Sorgen zum Trotz kei-
nesfalls unerwähnt bleiben. Und 
unsere Mission als Förderbank 
heißt: Mithelfen, dass die bayeri-
sche Wirtschaft auch in Zukunft 
führend bleibt.
GZ: Die Energiepreise sind wei-
terhin hoch, und die Bauindus-
trie streicht 10.000 Arbeitsplät-
ze. Können Sie einen Ausblick in 
die Zukunft geben? Sollte jetzt 
abgewartet oder investiert wer-

den, wie ist Ihre Einschätzung?
Schwab: Die Umstände sind her- 
ausfordernd, keine Frage. Und 
es ist verständlich, dass Meldun-
gen wie die von Ihnen angespro-
chenen zu den bereits erwähn-
ten Verunsicherungen beitragen. 
Wir als staatliche Förderbank 
maßen uns nicht an, Unterneh-
men, mit ihrer eigenen Kompe-
tenz sich im Marktumfeld erfolg-
reich zu behaupten, Hinweise zu 
geben. Unsere Aufgabe ist es, mit 
guten Kreditprodukten und ra-
schen Kreditentscheidungen An-
reize für Investitionen zu setzen. 
Die größte Herausforderung mit-
tel- und langfristig ist aus meiner 
Sicht die Umsetzung der „Trans-
formation“ von Wirtschaft und 
Gesellschaft in Richtung Digita-
lisierung sowie der Umgang mit 
dem demographischen Wandel. 
Für Unternehmen und Kommu-
nen sind damit in den kommen-
den Jahren enorme Investitions-
bedarfe verbunden. Genau hier  
� (Fortsetzung auf Seite 6)

Dr. Bernhard Schwab.� Bild: Stefan Heigl

https://www.bayern-vr.de/firmenkunden/nachhaltige-transformation-finanzieren.html
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Die BVK Zusatzversorgung bietet mit der PlusPunktRente die optimale 
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Einfach machen
Wer auch künftig mit Bargeld bezahlen möchte, sollte es heute nutzen

Ein Kommentar von Dr. Jürgen Gros
Mitunter ist das so eine Sache mit der Wirklichkeit, den Wünschen 
und der Zukunftserwartung. Trefflich nachvollziehen lässt sich das 
am Verhältnis der Deutschen zum Bargeld. Neulich hat die Bundes-
bank dazu (mal wieder) interessante Fakten geliefert. Wenig über-
raschend: Mit Bargeld zahlen die Bundesbürger nicht mehr so oft 
wie früher. Ein Trend, der sich nicht nur in den Corona-Jahren be-
schleunigt hat, sondern auch danach weiter anhält. Interessant: An 
der Akzeptanz liegt es (noch) nicht. Bargeld würde bei 94 Prozent 
aller Bezahlvorgänge vor Ort angenommen, wenn der Kunde denn 
cash zahlen wollte. Aber auch hier: Die Bereitschaft, am Point of Sale 
bar zu kassieren, lässt sukzessive nach. Bei alledem bemerkenswert: 
Die Mehrheit der Deutschen möchte auch in Zukunft mit Bargeld den 
Einkauf begleichen können, erwartet jedoch zugleich einen weiteren 
Rückgang der Bargeldnutzung.

Klingt irgendwie typisch 
Deutsch: Für alle Fälle am Be-
währten (Bargeld) sicherheitshal-
ber festhalten, aber mindestens 
so gerne das Bequeme (unba-
re Zahlungsmittel wie Geldkarte, 
Smartphone oder -watch) nutzen 
wollen und dabei eine eher triste 
Zukunftserwartung pflegen. Die 
Deutsche Bundesbank ist da üb-
rigens optimistischer. Sie hat sich 
mit der Zukunft des Bargeldes be-
schäftigt und hierzu eine Untersu-
chung in Auftrag gegeben. 

Zwar haben Zukunftsprogno-
sen letztlich ein gerüttelt Maß an 
Ungewissem. Die Quintessenz der 
Anfang des Jahres vorgelegten 
Studienergebnisse der Frankfur-
ter Bundesbanker hat gleichwohl 

etwas Beruhigendes: Zwar wird 
auch in den nächsten 15 bis 20 
Jahren der Anteil von Bargeld an 
den Gesamttransaktionen im Ver-
gleich zu heute weiter rückläufig 
sein. Verschwinden wird das Bar-
geld jedoch vermeintlich nicht. Al-
lein schon deshalb, weil es gegen-
über unbaren Zahlungsmitteln 
drei unschlagbare Vorteile hat. 
Vereinfacht formuliert lauten die-
se: Es kann zu jeder Zeit unterm 
Kopfkissen (oder sonst wo) ge-
hortet und bei Bedarf wieder her-
vorgeholt werden, bietet im Ver-
gleich zu digitalen Bezahlmitteln 
allen gesellschaftlichen Gruppen 
Inklusion und ist schließlich wider-
standsfähig gegen Unwägbarkei-
ten in technischen/digitalen Pay-

mentstrukturen.

Heute Bargeld nutzen

Ungeachtet dessen: Wer 
künftig im Fall der Fälle mit 
Bargeld zahlen möchte, der 
sollte das heute auch schon 
tun. Und je mehr es tun, 
desto besser. Das nimmt 
denen Wind aus den Se-
geln, die regelmäßig den 
Abgesang auf den baren 
Euro anstimmen, womög-
lich auf die selbsterfüllende 
Prophezeiung setzen und 
die Zukunft interessenge-
leitet im digitalen Bezahlen 
sehen. Zugleich geben die 
Barzahler auch jenen Rü-
ckenwind, die sich politisch 
für den Erhalt des Bargelds 
einsetzen. 

Politische Initiativen pro 
Bargeld gibt es immer-
hin einige – und sie dürfen 

durchaus als ernsthaft gelten. Er-
innert sei an den Verordnungsvor-
schlag der EU-Kommission, der 
neben anderem vorsieht, regel-
mäßig den Zugang zu und die Ak-
zeptanz von Bargeld zu analysie-
ren. Erklärte Absicht der Brüsseler 
Behörde ist es, das Euro-Bargeld 
als gesetzliches Zahlungsmittel zu 
stärken. Auch die Gründung des 
Nationalen Bargeldforums der 
Bundesbank zahlt auf dieses Ziel 
ein. Und das Vorhaben, eine neue 
Euro-Banknotenserie aufzulegen, 
ist ebenfalls ein positives Signal. 

Ein Ausrufezeichen zugunsten 
des Bargelds setzte zuletzt übri-
gens die Sveriges Riksbank – al-
so die schwedische Nationalbank 
im skandinavischen Musterland 
des digitalen Bezahlens. In ihrem 
Payment-Report 2024 fordert sie 
Regierung und Parlament unum-
wunden auf, „die Möglichkeit der 
Barzahlung für lebenswichtige 
Güter zu untersuchen. Dies soll-
te zu einem stärkeren Schutz des 
Bargelds führen.“ Warum? Weil 
sie sicherstellen möchte, dass ein 
jeder zahlungsmäßig in der Lage 
ist, „eine Krisensituation in Frie-
denszeiten oder einen erhöhten 
Alarmzustand zu bewältigen.“ 
Nun mag man einwenden, dass 
es in Schweden ja auch keine Ver-
pflichtung der Händler gibt, Bar-
geld anzunehmen. Das ist richtig. 
Freilich: Es im Euro-Raum und in 
Deutschland erst gar nicht so weit 
kommen zu lassen, ist das, was 
Kunden, Händler, Dienstleister, 
Gastronome, politische Entschei-
der und Euro-Zentralbanker vom 
beachtlichen Strategieschwenk 
der schwedischen Reichsbank ler-
nen können. 

Über unseren Autor

Der an der Ludwig-Maximili-
ans-Universität in München pro-
movierte Politikwissenschaftler 
Jürgen Gros (*1969) war zwei 
Jahrzehnte im Management ver-
schiedener bayerischer Verbän-
de tätig, zuletzt als Präsident des 
Genossenschaftsverbands Bay-
ern. Schwerpunktmäßig beschäf-
tigt er sich mit finanzwirtschaftli-
chen und mittelstandspolitischen 
Themen.� rDr. Jürgen Gros. � Bild: Barbara Obermaier

(Fortsetzung von Seite 5)
liegt die Kompetenz von uns För-
derbanken. Als staatliche Förder-
bank können wir haushaltsscho-
nend und mit überschaubaren 
Zinszuschüssen private Investitio-
nen ermöglichen. Insbesondere in 
der aktuellen Marktsituation kön-
nen Förderdarlehen, staatliche Ri-
sikoübernahmen und öffentliches 
Eigenkapital eine entscheiden-
de Rolle spielen. Denn wir kön-
nen damit nicht nur den großen 
Investitionsbedarfen und der ak-
tuellen Investitionszurückhaltung 
der Wirtschaft etwas entgegen-
setzen, sondern auch die Banken 
bei der Kreditvergabe von Risiken 
entlasten. 
GZ: Von der Bankenkrise bis Co-
rona-Pandemie und Energie-
preiskrise: Die LfA stand stets 
unterstützend zur Seite. Wie re-
agiert die Bank auf das große 
Hochwasser Anfang Juni?
Schwab: Jede Krise ist anders und 
muss mit unterschiedlichen Mit-
teln bewältigt werden. Unsere 
Sonderhilfen, wie es sie in über-
greifenden Krisen wie der Coro-
na-Pandemie oder der Energie-
preiskrise gab, erfolgen immer im 
Auftrag der Bayerischen Staatsre-
gierung. Beim Hochwasser sind 
wir als Förderbank erst in zwei-
ter Reihe gefordert. Am wichtigs-
ten war es für die geschädigten 
Privathaushalte, Freiberufler und 
Unternehmen, Soforthilfen in An-
spruch nehmen zu können. Die-
se wurden durch die Staatsregie-
rung in Zusammenarbeit mit den 
Bezirksregierungen ausgereicht. 
Betroffene Kommunen konnten 
eine Förderung nach dem Baye-
rischen Finanzausgleichsgesetz 
in Betracht ziehen, zudem steht 
den Kommunen mit unserem In-
frakredit Kommunal dauerhaft ei-

ne zinsverbilligte und bei Bedarf 
langfristige Finanzierungsmög-
lichkeit auch für die Beseitigung 
von Flut- und Unwetterschäden, 
beispielsweise an der Verkehrs- 
infrastruktur, der Wasserversor-
gung oder der Abwasserentsor-
gung zur Verfügung.
GZ: Angesichts steigender büro-
kratischer Anforderungen, die 
oft unnötige Hürden für Inno-
vation darstellen, stellt sich die 
Frage: Wie geht die LfA mit bü-
rokratischem Aufwand um?
Schwab: Grundsätzlich teilen 
wir das Anliegen der Wirtschaft: 
Es braucht möglichst wenige 
und klare Vorgaben, sei es für 
Unternehmen, Kommunen oder 
Förderbanken. Uns liegt deshalb 
sehr daran, es unseren Kunden 
und Partnern so einfach wie 
möglich zu machen. Daher hin-
terfragen wir fortlaufend unse-
re eigenen Abläufe und suchen 
nach Verbesserungs- und Ver-
einfachungsmöglichkeiten. Eine 
moderne und leistungsfähige 
Banken-IT ist für mich zentraler 
Schlüssel, um die Kreditverga-
ben durch die LfA noch schnel-
ler und reibungsloser zu gestal-
ten und schlanke interne Prozes-
se zu ermöglichen. 

Auch in anderen Feldern set-
zen wir uns für Vereinfachun-
gen ein: Beim Thema Nachhal-
tigkeit beispielsweise unterstüt-
zen wir gemeinsam mit anderen 
deutschen Förderbanken Initia-
tiven zur Vereinheitlichung von 
ESG-Datenanforderungen für 
kleine und mittlere Unterneh-
men bei der Kreditvergabe. Ge-
nerell sollte sich ein praxisge-
rechter Berichtsstandard etab-
lieren, der mit möglichst gerin-
gem bürokratischen Aufwand 
erfüllt werden kann.� r

Wie die LfA ... Bilanz Volksbank Raiffeisenbank Bayern Mitte eG:

Wachstumskurs setzt sich fort
Trotz wirtschaftlicher Rezession und anhaltender Krisenstimmung 
kann die Volksbank Raiffeisenbank Bayern Mitte eG auf ein erfolgrei-
ches Geschäftsjahr 2023 mit solidem Wachstum und gutem Ergebnis 
verweisen. Wie Vorstandsvorsitzender Richard L. Riedmaier bei der 
Vorlage der Bilanzzahlen für das Geschäftsjahr 2023 mitteilte, „setzt 
sich unser Wachstumskurs der vergangenen Jahre kontinuierlich fort“.

Nach Angaben des Finanzinsti-
tuts verzeichnet die Bilanzsumme 
mit einer Wachstumsquote von 
rund 4,2 Prozent angesichts der 
volkswirtschaftlichen Rahmenbe- 
dingungen eine solide und res-
pektable Steigerung. Als Wachs-
tumstreiber habe sich erneut das 
Kreditgeschäft mit einem dyna-
mischen Anstieg von 6,5 Prozent 
auf ein Kundenkreditvolumen 
von insgesamt 4,2 Mrd. Euro er-
wiesen. Das Kredit-Neugeschäft 
betrug eine knappe Milliarde Eu-
ro. Dabei unterstütze die VR-Bank 
sowohl mittelständische Kunden 
bei ihren Investitionsvorhaben als 
auch Privatkunden bei der Ver-
wirklichung ihrer Wohnträume.

Die Kundeneinlagen bewegten 
sich mit 4,1 Mrd. Euro auf dem 
Vorjahresniveau. Das gesamte  
betreute Kundenvolumen hat 
zum 31.12.2023 ein Gesamtvolu-
men von rund 11,6 Mrd. Euro er-
reicht. Dies entspricht einem Zu-
wachs von 2,2 Prozent gegenüber 
dem Vorjahr. Damit bleibt die 
Volksbank Raiffeisenbank Bayern 
Mitte in der Region Marktführer 
im Kundengeschäft.

Laut VR-Bank ist das Bausparge-
schäft weiterhin sehr gefragt. Die 
Kunden hätten sich günstige Zinsen 
für die Zukunft gesichert und bau-
ten sich Eigenkapital für die eige-
nen vier Wände auf. Der Nettoab-
satz bei den Wertpapieren bewege 
sich auf einem hohen Niveau.

Erneut sei die VR Bank für ihre 

hohe Beratungsqualität mit dem 
Prädikat „Sehr gut“ für das Pri-
vateBanking und als „Beste Bank 
vor Ort“ geehrt worden. Laut 
Vorstand Riedmaier „konnten wir 
auch im Jahr 2023 wieder ein be-
eindruckendes Wachstum erzie-
len, das unsere Marktstärke und 
Kundennähe unterstreicht. Auch 
wenn unser Betriebsergebnis das 
durch den Sondereinfluss der ho-
hen Erträge aus den Zinsabsiche-
rungsgeschäften geprägte Ni-
veau 2022 nicht erreicht hat, sind 
wir sehr zufrieden.“

Hohe Beratungsqualität

Die 174.000 Kunden der VR-
Bank werden vor Ort in 44 Fili-
alen sowie direkt über die Digi-
talFiliale+ betreut. Diese küm-
mert sich darüber hinaus um die 
Bitcoin-Kunden der Genossen-
schaftsbank. Die Volksbank Raiff- 
eisenbank Bayern Mitte war die 
erste deutsche Bank, die den Kauf 
von Bitcoin angeboten hat.

Vergangenes Jahr schloss die 
VR-Bank eine strategische Part-
nerschaft mit einer der führenden 
Plattformen im Kryptowährungs-
bereich. Riedmaier wertet die Be-
teiligung an der österreichischen 

FIOR Digital GmbH als „konsequen-
te Weiterentwicklung unserer Bit-
coin-Strategie“, die „unser eigenes 
Angebot ergänzt“. 21bitcoin sei  
eine der am schnellsten wachsen-
den Bitcoin-Dienste in Europa und 

habe ein überzeugendes Angebot 
rund um den Bitcoin geschaffen.

Die Volksbank Raiffeisenbank 
Bayern Mitte eG engagiert sich 
überdies für eine nachhaltige Ent-
wicklung und ein starkes Gemein-
schaftsgefühl in der Region. Insge-
samt unterstützt sie soziale, kul-
turelle und karitative Projekte mit 
einer Gesamtsumme von rund 
417.000 Euro.� DK

Grenzenlos Zusammenleben 
im „Haus Tür an Tür“

Die Stiftung „Grenzenlos Zusammenleben“ im HAUS DER STIF-
TER, der Stiftergemeinschaft der Stadtsparkasse Augsburg, setzt 
ihren Namen in die Praxis um. Dank einer großzügigen Spende 
aus der Stiftung kann im Wohnprojekt „Haus Tür an Tür“ der Ge-
meinschaftsraum mit finanziert und gleichzeitig grenzenloses Zu-
sammenleben realisiert werden.

Das staatlich geförderte Wohn 
projekt des Vereins „Tür an Tür e. 
V.“ ist eine dringend notwendige 
Investition, um die Wohnungs-
not in Augsburg gerade für sozi-
al benachteiligte Menschen mit 
geringem Einkommen oder Mo-
bilitätseinschränkungen ein we-
nig zu verbessern. Der für ein gu-
tes Zusammenleben dafür nötige 
Gemeinschaftsraum muss dabei 
vollständig privat finanziert wer-
den. Hier soll es Bildungsange-
bote für Jung und Alt geben, An-
gebote für die Verbesserung der 
Sprachkenntnisse und gemein-
schaftliche Schul- und Hausaufga-
benbegleitung. Der Treff soll auch 
für die Vernetzung der Mieter 
mit der Nachbarschaft und dem 
Stadtteil Kriegshaber dienen.

Einziehen werden unterschied-

liche Personengruppen: große 
und kleine Familien, Einzelperso-
nen, Zugewanderte wie Einheimi-
sche, Arbeitnehmer/innen, Stu-
dierende und Menschen in Aus-
bildung.

Die Gründungsstifter der Stif-
tung „Grenzenlos Zusammenle-
ben“ setzen sich genau für dieses 
Miteinander unterschiedlichster 
Menschen ein. Neben ihrem eh-
renamtlichen Engagement vor 
Ort sammeln sie Spenden und Zu-
wendungen für ihre Stiftung, um 
dauerhaft und nachhaltig Men-
schen mit verschiedensten Le-
bensgeschichten zu helfen, zu-
sammen zu bringen und zu inte-
grieren.

Weitere Informationen auf 
www.haus-der-stifter-augsburg.
de� r

https://www.bvk-zusatzversorgung.de/terminbuchung
http://www.haus-der-stifter-augsburg.de
http://www.haus-der-stifter-augsburg.de
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#HEIMATFÖRDERER: 

Kommunalpartner BayernLabo
GZ-Interview mit Christian Wunderlich, Mitglied der Geschäftsleitung  

und Wolfgang Schmidt, Abteilungsleiter Kommunalkredit Bayern

Die BayernLabo unterstützt als Finanzierungspartner eine breite Pa-
lette kommunaler Investitionen durch Förderkredite und klassische 
Kommunalkredite. Zudem verantwortet die BayernLabo die Wohn-
raumförderung des Freistaats Bayern. Sie bietet maßgeschneiderte 
Finanzierungsprodukte für Kommunen und Bürger an, um  
eine nachhaltige und zukunftsorientierte Entwicklung Bayerns zu  
sichern. Mit Geschäftsleiter Christian Wunderlich und Wolfgang 
Schmidt, verantwortlich für den Kommunalkredit Bayern, sprach 
GZ-Chefredakteurin Constanze von Hassel.

GZ: Worin besteht die Aufgabe 
der BayernLabo als Wohnraum-
förderer und Kommunalkredit-
bank des Freistaats Bayern? 
Christian Wunderlich: Den we-
nigsten Bürgern in Bayern ist si-
cherlich bewusst, dass sie nahe-
zu täglich von den Leistungen der 
BayernLabo profitieren. Mehr als 
drei Viertel der bayerischen Bür-
ger können in ihrem Wohnort Ein-
richtungen in Anspruch nehmen, 
die von der BayernLabo (mit) fi-
nanziert wurden.

Von Bildungseinrichtungen 
über öffentliche Verwaltungs-
gebäude, Bürgerhäuser, Sport- 
und Schwimmhallen bis hin zu 
Feuerwehrhäusern  und -fahrzeu- 
gen, die BayernLabo steht als 
verlässlicher Finanzierungspart-
ner hinter einer großen Band-
breite an kommunalen Investi- 
tionen. Kurz die BayernLabo be-
gleitet als Finanzierungspartner 
praktisch alle Projekte des ge-
meindlichen Investitionshaus-
halts. Als Kommunalkreditbank 

ist die BayernLabo aktuell Kre-
ditgeber von gut einem Drittel 
der Kommunalkredite in Bay-
ern – ein Zeugnis unseres tief-
greifenden Engagements und 
unserer Rolle in der bayeri-
schen Gesellschaft.Darüber hi-
naus trägt die BayernLabo seit 
1908 die banktechnische Verant-
wortung für die Wohnraumför-
derung des Freistaats Bayern. Ob 
selbst genutzte Immobilien oder 
Mietwohnungen mit Sozialbin-
dung – die BayernLabo begleitet 
deren Finanzierung für breite Be-
völkerungsschichten mit staat-
lichen und staatlich verbilligten 
Darlehen sowie staatlichen Zu-
schüssen.

Angebote für  
bayerische Kommunen

GZ: Welche Produkte und Dienst 
leistungen mit welchen beson-
deren Vorteilen bietet die Bay-
ernLabo bayerischen Kommu-
nen an? 
Wolfgang Schmidt: Wichtigstes 
Ankerprodukt ist der klassische 
Kommunalkredit, den wir zu äu-
ßerst attraktiven Kapitalmarkt-
konditionen mit Zinsbindungen 
bis zu 30 Jahren anbieten. Der 
Kommunalkredit kann sehr flexi-
bel auf die individuellen Bedürf-
nisse zugeschnitten und übrigens 
auch für Umschuldungen genutzt 
werden.

Daneben stellen wir alljährlich 
ein Kontingent für kommunale För-
derkredite in Zusammenarbeit mit 
der KfW zur Verfügung. Dabei ver-
günstigt die BayernLabo die bereits 
auf Bundesebene vergünstigten 
Konditionen durch einen zusätzli-
chen bayerischen Fördermehrwert 
noch weiter. 

Darüber hinaus haben wir aus 
unserer Rolle als Wohnraumförder-
bank des Freistaats heraus auch 
die bankseitige Verantwortung 
für das Kommunale Wohnraum-
förderungsprogramm KommWFP, 
bei dem staatliche Investitionszu-
schüsse von bis zu 45 Prozent der 
realen Investitionskosten kombi-
niert mit einem Darlehen der Bay-
ernLabo angeboten werden.

Die Darlehenszinssätze können 
durch staatliche Zinszuschüsse 
zum Teil weit unterhalb der Kon-
ditionen des klassischen Kommu-
nalkredits angeboten werden.

Damit die Finanzierungsvor-
teile auch in voller Höhe in den 
Kommunen zur Wirkung kom-
men, werden alle Kredite der Bay-
ernLabo als Direktkredite an die 
Kommunen vergeben.

Wir bieten unseren kommuna-
len Kunden eine umfassende, in-
dividuelle Beratung zu dem für 
sie optimalen Finanzierungsmix 
aus klassischem Kommunalkre-
dit und kommunalen Förderkre-
diten an. 

Bayerischer Kommunalkredit

GZ: Welche Rolle spielt der baye- 
rische Kommunalkredit in der 
BayernLabo? 
Wunderlich: Der bayerische Kom-
munalkredit ist seit Ende 2008 in-
tegraler Bestandteil der Bayern-
Labo. Mit aktuell 7,2 Mrd. Euro 
hat das Kommunalkreditportfolio 
einen Anteil von ca. 1/3 an der Bi-
lanzsumme der BayernLabo und 
stellt ihr zweites wichtiges Stand-
bein neben der langjährigen Auf-
gabenerfüllung in der Wohn-
raumförderung dar.

Den Auftrag als Kommunalkre-
ditbank in Bayern nimmt die Bay-
ernLabo für den Konzern der Bay-
erischen Landesbank im Rahmen 
ihrer EU-beihilferechtlichen Mög-
lichkeiten exklusiv wahr, um den 
bayerischen Kommunen das ge-
bündelte Know-How und die Vor-
teile der Förderbankenrefinanzie-
rung kombiniert zur Verfügung 
stellen zu können. (Erläuterung 

Hintergrundinfo:  
Historie des EU Beihilfeverfahrens

In einer wegweisenden Entscheidung für das Bankwesen,  
stellte das EU-Beihilfeverfahren im Jahr 2001 die Weichen für 
die Zukunft öffentlicher Banken. 

Während private Banken in Brüssel einen Sieg errangen und 
die Haftungsübernahme durch öffentliche Träger als beihilfe-
rechtswidrig deklariert wurde, blieb ein Sektor von dieser Umwäl-
zung unberührt: die Landesförderbanken, darunter auch die Bay-
ernLabo. Diese Ausnahme unterstreicht die besondere Rolle des 
Staates, der die Freiheit behält, politische Ziele entweder durch 
direkte finanzielle Zuschüsse oder durch günstigere Kredite, er-
möglicht durch staatliche Bürgschaften, zu fördern. Aus diesem 
Grund profitiert die BayernLabo auch heute noch von der Garan-
tie des Freistaats für alle ihre Verbindlichkeiten, was zu Vorteilen 
bei der Geldbeschaffung am Geld- und Kapitalmarkt führt. Die-
se Vorteile transportiert die BayernLabo in der Form attraktiver 
Kommunalkredite und besonders zinsgünstiger kommunaler För-
derkredite in der Fläche den bayerischen Kommunen. � r

siehe Kasten „Hintergrundinfo“, 
Anm. d. Red.)
GZ: Wie ist die Abgrenzung zur 
LfA als Wirtschaftsförderbank 
des Freistaats? 
Wunderlich: Die LfA fördert, ins-
besondere mit ihrem Infrakredit 
Kommunal, kommunale Investi-
tionen in den Teilbereichen Was-
ser- und Abwasser, sowie den 
kommunalen Tiefbau. Durch Ab-
grenzung der Förderzwecke ist si-
chergestellt, dass es zwischen LfA 
und BayernLabo nicht zu für die 
kommunalen Antragsteller ggf. 
verwirrenden Überschneidungen 
bei den Förderkrediten kommt.

Den klassischen kommuna-
len Direktkredit mit flexiblen Til-
gungsmodalitäten und Zinsbin-
dungen bis zu 30 Jahren jedoch 
bietet nur die BayernLabo an.

Auswirkungen der  
Nachhaltigkeitsanforderungen

GZ: Welche Herausforderungen 
sieht die BayernLabo aktuell 
und perspektivisch bei der Fi-
nanzierung kommunaler Projek-
te/ Investitionen? 
Schmidt: Die Nachhaltigkeits-
anforderungen, deren regulato-
rischer Rahmen sich derzeit erst 
nach und nach herauskristalli-
siert, wird die Kreditvergabe in al-
len Bereichen stark verändern.

Der heute übliche klassische 
Kommunalkredit ohne Verwen-
dungszweckbezug wird aus un-
serer Beobachtung heraus mehr 
und mehr projektbezogene As-
pekte beinhalten mit zusätzlichen 
Daten und Nachweisen. Im kom-
munalen Förderkredit, bei dem 
bereits heute der Verwendungs-
zweck bekannt ist, ist diese Ent-
wicklung teilweise heute schon 
angekommen.

Bei großen Herausforderungen 
wie der Energiewende und im Ge-
sundheitswesen bei den Kranken-

Zinsgünstige Realisierung kommunaler Investitionen mit  

der BayernLabo – Kommunalkredit- und Förderbank des  

Freistaats Bayern.

und Förderbank.

Ihre Kommunalkredit- 
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V.l.: Wolfgang Schmidt, Constanze von Hassel und Christian  
Wunderlich.	 Bild: Amparo Hausherr-Bohn

häusern unterstützt die Bayern-
Labo die Gebietskörperschaften 
und Zweckverbände im Rahmen 
ihrer EU-beihilferechtlichen Mög-
lichkeiten. Beispielsweise kann 
man hier an die Finanzierung von 
Nahwärmenetzten, erneuerbare 
Energieanlagen zum örtlichen 
Verbrauch und an Pflegeeinrich-
tungen sowie Krankenhäuser mit 
Versorgungsauftrag und mit nur 
lokalem oder kleinräumig regi-
onalem Zuschnitt denken, die in 
kommunaler Eigenregie betrie-
ben werden.

Eine direkte Finanzierung kom-
munaler und kommunalnaher Un-
ternehmen ist der BayernLabo 
beihilferechtlich verwehrt. Unter 
bestimmten Bedingungen finden 
wir jedoch Finanzierungslösungen 
für die kommunalen Eigentümer. 
GZ: Wie stellt sich die Bayern-
Labo auf diese Herausforderun-
gen mit Blick auf die Nachhaltig-
keit ein?
Wunderlich: Die BayernLabo be-
reitet sich intern auf die neuen 

Nachhaltigkeitsanforderungen 
vor bzw. setzt bereits formulierte 
Anforderungen der Aufsicht mög-
lichst kommunalfreundlich um.

Zudem bemühen wir uns über 
unseren Spitzenverband VÖB und 
in Zusammenarbeit mit dem Di-
fu und den kommunalen Spitzen-
verbänden um für die Kommunen 
gut handhabbare Lösungen.

Darüber hinaus stehen wir im 
intensiven Austausch mit Kom-
munen, die im Feld der Nachhal-
tigkeit bereits besonders aktiv 
sind, um die kommunalen Mög-
lichkeiten und die bankaufsichts-
rechtlichen Anforderungen zu-
sammen zu bringen.

Die gute Nachricht ist: Der 
Kommunalkredit der BayernLabo 
steht durch die staatliche Garan-
tie für die BayernLabo weiter zu 
attraktiven Konditionen zur Ver-
fügung. Künftige Herausforde-
rungen werden wir gemeinsam 
mit unseren Partnern in der kom-
munalen Familie bearbeiten und 
lösen.� r

Konzern Versicherungskammer:

Förderung der Regionen 
durch Infrastruktur- 

Finanzierungen
Langfristige Ausrichtung des Konzerns  

bewährt sich bei Klinikum Fürth 

Das Langfrist-Finanzierungsmodell des Konzerns Versicherungs-
kammer kommt jetzt auch dem Klinikum Fürth zugute. Der Fi-
nanzierungsansatz, mit dem sich die Versicherungskammer als Fi-
nanzierer der Regionen bewährt, ist bislang wenig bekannt. Ihr 
Geschäftsmodell erlaubt der Versicherungskammer besonders 
langfristige Finanzierungen. Als klassischer Immobilienfinanzierer 
ist sie bereits seit fast 100 Jahren engagiert. In den letzten zehn 
Jahren entwickelte sie sich zudem zu einem Branchen-Vorreiter 
bei der Finanzierung von Infrastrukturprojekten. Es handelt sich 
um rund 5 Mrd. Euro europaweit, davon über 1,5 Mrd. Euro im 
sozialen und kommunalen Bereich in Deutschland. 

„Das Interesse an den Men-
schen sowie die regionale Ver-
wurzelung zeichnen die Versi-
cherungskammer, die den Ge-
meinwohlauftrag ernst nimmt, 
aus“, unterstreicht Finanzvor-
stand Andreas Kolb. Die Versi-
cherungskammer übernehme 
seit jeher Verantwortung für 
die Region. Dazu gehöre auch 
die Daseinsvorsorge, speziell die 
Bereiche Sozial- und Gesund-
heitswesen. 

Kontinuität im Blick

„Wir sind – gerade auch als 
privater Krankenversicherer - an 
einer guten Gesundheitsversor-
gung interessiert und möchten 
durch unsere Investitionen da-
zu beitragen, dass diese gesell-
schaftlich notwendigen Einrich-
tungen weiter in guter Qualität 
und modernen Standards be-
trieben werden können. In Zei-
ten der Krankenhausreform ver-
tritt die Versicherungskammer 
gemeinsam mit dem Klinikum 
Fürth weiterhin einen partner-
schaftlichen Ansatz und setzt 
auf Kontinuität.“ 

„Wir freuen uns, mit der Ver-
sicherungskammer einen ver-
lässlichen Partner an unserer 

Seite zu haben, der uns bei der 
Umsetzung unserer langfristi-
gen Strategie unterstützt, das 
Klinikum als Daseinsvorsorger 
für die Menschen in Stadt und 
Landkreis Fürth weiterzuentwi-
ckeln“, so Dr. Alexander Mohr, 
Vorstand des Klinikums Fürth. 

Dies unterstreicht Dr. Ste-
fanie Ammon, Kämmerin der 
Stadt Fürth: „Vor dem Hinter-
grund der schwierigen wirt-
schaftlichen Lage der Kranken-
häuser und Kommunen begrüßt 
die Stadt Fürth als Träger des Kli-
nikums, dass durch die Zusam-
menarbeit zweier starker Part-
ner das finanzielle Fundament 
für eine zukunftsweisende Aus-
richtung des Klinikums Fürth ge-
schaffen wird.“ 

„Doppelte Rendite“

Im Rahmen ihrer nachhaltigen 
Kapitalanlagestrategie gene-
riert die Versicherungskammer 
durch diesen regionalen Finan-
zierungsansatz immer öfter eine 
„doppelte Rendite“: indem sie 
ökonomisch durchdacht inves-
tiert, etwa in zukunftsweisende 
örtliche Infrastruktur mit positi-
vem sozialen und ökologischen 
Kern.� r

https://bayernlabo.de/bayerische-kommunalkunden
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BayernLB:

Im ersten Halbjahr 944 Mio. Euro  
vor Steuern erwirtschaftet

Die BayernLB hat im ersten Halbjahr 2024 ein Ergebnis vor Steuern 
in Höhe von 944 Mio. Euro erzielt. (Vj.: 877 Mio. Euro). Das Ergeb-
nis ist von der Zinssituation und einer guten operativen Ertrags-
entwicklung in allen Kundensegmenten geprägt. Das Konzern- 
ergebnis (nach Steuern) betrug 737 Mio. Euro (Vj.: 593 Mio. Eu-
ro).„Das erste Halbjahr ist gut gelaufen, wir konnten durch unser 
stabiles Kundengeschäft und mit Rückenwind aus dem aktuellen 
Zinsniveau unsere positive Ertragsentwicklung fortsetzen. Im der-
zeit sehr volatilen Marktumfeld stellt unser ausgewogenes Ge-
schäftsmodell seine Robustheit unter Beweis“, so Stephan Win-
kelmeier, Vorstandsvorsitzender der BayernLB.

Der Zinsüberschuss des Bay-
ernLB-Konzerns lag bei 1.407 
Mio. Euro (Vj.: 1.555 Mio. Euro). 
Hierzu trugen die DKB rund 950 
Mio. Euro (Vj.: 1.041 Mio. Euro) 
und die BayernLB rund 460 Mio. 
Euro (Vj.: 513 Mio. Euro) bei. Der 
Wert wurde weiterhin vom ak-
tuellen Zinsniveau insbesonde-
re im Einlagengeschäft (v.a. Pri-
vatkundengeschäft der DKB) be-
günstigt.

Der Provisionsüberschuss stieg 
auf 275 Mio. Euro (Vj.: 230 Mio. 
Euro), prägend waren die Erträ-
ge aus dem Kreditgeschäft, dem 
Kartengeschäft der DKB sowie 
dem Fondsgeschäft der Asset 
Management-Gesellschaften 
Real I.S. und BayernInvest.

Für das erste Halbjahr 2024 
hat die BayernLB ein Ergebnis 
aus der Risikovorsorge von -154 
Mio. Euro ausgewiesen (Vj.: -16 
Mio. Euro). Im Geschäftsfeld Im-
mobilien wurde Risikovorsor-
ge im Wesentlichen aufgrund 
der Erhöhung des Post Model 
Adjustments (PMA) sowie auf-
grund von Einzelfällen bei Pro-
jektentwicklungen in Deutsch-
land und Bestandsbüroimmo-
bilien in den USA gebildet. Das 
Segment Corporates & Markets 
profitierte dagegen von der Auf-
lösung von PMA. Bei der DKB 
waren Zuführungen sowohl im 
Bereich „Privatkunden“ als auch 
aufgrund von Einzelfällen im Be-
reich „Geschäftskunden“ zu ver-

zeichnen. Die NPL-Quote, die 
den Anteil notleidender Kredite 
am Gesamtkreditvolumen abbil-
det, lag mit 1,0 Prozent dennoch 
weiterhin auf niedrigem Niveau 
(31.12.2023: 0,9 Prozent). Dies 
spiegelt die gute Portfolioqua-
lität des BayernLB-Konzerns wi-
der.

Das Fair-Value-Ergebnis er-
höhte sich auf 165 Mio. Euro 
(Vj.: 89 Mio. Euro). Der Anstieg 
geht insbesondere zurück auf 
den Handel mit Emissionszer-
tifikaten, die positive Wertent-
wicklung bei den DKB-Fonds im 
Eigenbestand und einen weiter-
hin hohen Ergebnisbeitrag aus 
dem Geschäft mit Edelmetallen. 
Die Sonstigen Ergebnisbestand-
teile stiegen auf 100 Mio. Euro 
(Vj.: -101 Mio. Euro). Der Wert 
profitierte von außerordentli-
chen Ergebniseffekten, unter 
anderem Beitrags- und Steuer-
rückerstattungen, Zuschreibun-
gen und Rückstellungsauflö-
sungen. Der negative Wert des 
Vorjahreszeitraums war dage-
gen geprägt durch Belastungen 
aus Wertpapier- und Zinssiche-
rungsgeschäften aufgrund des 
starken Zinsanstiegs.

Der Aufwand aus Bankenab-
gabe und Einlagensicherung re-
duzierte sich auf 32 Mio. Eu-
ro (Vj.: 95 Mio. Euro). Der Bay-
ernLB-Konzern hatte keine Ban-
kenabgabe zu leisten, da das 
Beitragsvolumen bereits erfüllt 

wurde. Der Pflichtbeitrag zur 
Einlagensicherung erhöhte sich 
dagegen infolge gewachsener 
Bemessungsgrundlage leicht auf 
32 Mio. Euro (Vj.: 25 Mio. Euro) 
und entfiel vollständig auf die 
DKB. Die BayernLB hat ihr Ziel-
volumen für das Sicherungssys-
tem seit 2021 erreicht.

Die Bilanzsumme des Bayern-
LB-Konzerns lag bei 279,0 Mrd. 
Euro (31.12.2023: 273,4 Mrd. 
Euro). Die risikogewichteten Ak-
tiva (RWA) betrugen 66,5 Mrd. 
Euro (31.12.2023: 64,5 Mrd. Eu-
ro).

Der Konzern verfügt weiter-
hin über eine solide Kapitalba-
sis. Die CET1-Quote lag bei 18,5 
Prozent (31.12.2023: 19,3 Pro-
zent).

Die Cost-Income-Ratio (CIR) 
verbesserte sich auf 41,3 Pro-
zent (Vj.: 44,1 Prozent). Die Ei-
genkapitalrentabilität (RoE) be-
trug 15,6 Prozent (Vj.: 15,7 Pro-
zent).

Ertragsentwicklung in 
den Kundensegmenten

Das Vorsteuerergebnis von 
„Immobilien & Sparkassen/Fi-
nanzinstitutionen“ betrug 119 
Mio. Euro (Vj.: 159 Mio. Euro). 
Im anspruchsvollen Marktum-
feld erzielte das Segment gute 
operative Erträge. Das Ergeb-
nis des Vorjahreszeitraums war 
durch deutlich höhere Eingän-
ge auf abgeschriebene Forde-
rungen (HETA) im Geschäftsfeld 
„Sparkassen & Finanzinstitutio-
nen“ begünstigt.

Im Geschäftsfeld „Immobili-
en“ stieg das Ergebnis vor Steu-
ern auf 10 Mio. Euro (Vj.: 2 Mio. 
Euro). Die Verbesserung resul-
tierte im Wesentlichen aus ei-
nem Rückgang der Risikovorsor-
ge auf 119 Mio. Euro (Vj.: 127 
Mio. Euro). Zins- und Provisions-

überschuss konnten trotz der 
herausfordernden Lage am Im-
mobilienmarkt mit 174 Mio. Eu-
ro (Vj.: 178 Mio. Euro) weitge-
hend stabil gehalten werden.

Das Geschäftsfeld „Sparkas-
sen & Finanzinstitutionen“ er-
zielte ein Ergebnis vor Steuern 
von 61 Mio. Euro (Vj.: 119 Mio. 
Euro). Bei anhaltend guter Ent-
wicklung im Geschäft mit Spar-
kassen und Finanzinstitutionen 
konnten Zins- und Provisions-
überschuss mit 88 Mio. Euro 
(Vj.: 89 Mio. Euro) stabil gehal-
ten werden. Grund für den Er-
gebnisrückgang war die Risiko-
vorsorge des Geschäftsfelds, die 
mit +12 Mio. Euro zwar erneut 
von Eingängen aus abgeschrie-
benen Forderungen gegenüber 
der HETA Resolution AG profi-
tierte (Vj.: +78 Mio. Euro), je-
doch einen deutlich geringeren 
positiven Ergebnisbeitrag als im 
Vorjahr lieferte.

Die BayernLabo steigerte ihr 
Vorsteuerergebnis aufgrund 
von positiven Auswirkungen des 
Zinsanstiegs auf 37 Mio. Euro 
(Vj.: 31 Mio. Euro).

Das Segment „Corporates & 
Markets“ hat bei zufriedenstel-
lendem operativem Geschäfts-
verlauf und positivem Risikoer-
gebnis sein Vorsteuerergebnis  
stabil bei 183 Mio. Euro gehal-
ten (Vj.: 183 Mio. Euro). Im Ge-
schäft mit Unternehmenskun-
den lagen Zins- und Provisions-
überschuss weitgehend auf 
dem Niveau des Vorjahres. Beim 
Zinsüberschuss war dennoch 
ein Rückgang auf 128 Mio. Euro 
(Vj.: 193 Mio. Euro) zu verzeich-
nen. Der Grund dafür war ei-
ne Verschiebung vom Zinsüber-
schuss zum Fair Value-Ergebnis, 
die aus der aktuellen Zinssituati-
on im Derivatehandel resultiert. 
Die Risikovorsorge trug infolge 
der Reduzierung des Post Mo-
del Adjustment-Bestandes mit 
+44 Mio. Euro zum Ergebnis bei 
(Vj.: +32 Mio. Euro). Der Verwal-
tungsaufwand lag mit 121 Mio. 
Euro leicht unter Vorjahresni-
veau (Vj.: 126 Mio. Euro).

Das Segment „DKB“ hat mit 
einem Vorsteuerergebnis von 
559 Mio. Euro (Vj.: 601 Mio. Eu-
ro) erneut einen starken Beitrag 
geleistet. Das Ergebnis profi-
tierte von anhaltendem Wachs-
tum im Kreditgeschäft mit Pri-
vat- und Geschäftskunden. Der 
Zinsüberschuss lag mit 950 Mio. 
Euro (Vj.: 1.041 Mio. Euro) wei-
ter auf hohem Niveau. Der Pro-
visionsüberschuss stieg auf 121 
Mio. Euro (Vj.: 71 Mio. Euro). 
Ursächlich für die Steigerung 
waren die positive Ertragsent-
wicklung im Kartengeschäft so-
wie eine Änderung im Ausweis 
von Bearbeitungs- und Vermitt-
lungsgebühren, die nun im Zins- 
überschuss abgebildet werden.

Das Ergebnis aus Sicherungs-
geschäften verbesserte sich auf-
grund des Zinsumfelds um 59 
Mio. Euro und war mit -4 Mio. 
Euro nur noch leicht negativ. Be-
lastet wurde das Segmentergeb-
nis durch die höhere Risikovor-
sorge, die sich auf 91 Mio. Eu-
ro steigerte (Vj.: 2 Mio. Euro). 
Inflationsbedingte Preissteige-
rungen und Gehaltsanpassun-
gen haben zudem den Verwal-
tungsaufwand planmäßig auf 
400 Mio. Euro ansteigen las-
sen (Vj.: 391 Mio. Euro). Die DKB 
konnte die Anzahl ihrer Privat-
kunden auf rund 5,7 Millionen 
erhöhen und so ihre Position als 
zweitgrößte Direktbank und ei-
ner der Marktführer im digita-
len Banking in Deutschland wei-
ter festigen.

Ergebnisprognose angehoben

Die BayernLB hat ihre Ergeb-
nisprognose für das Gesamtjahr 
angehoben und rechnet nun mit 
einem Vorsteuerergebnis von 
mehr als 1,2 Mrd. Euro. Ange-
sichts hoher geopolitischer Risi-
ken und der Inflations- und Zins- 
entwicklung ist die Prognose mit 
einem erhöhten Maß an Unsi-
cherheit behaftet.� r

Ideologiegetriebene 
Steuerklassenreform 

strikt abzulehnen
Bayern fordert rückwirkende Erhöhung des 

Grund- und Kinderfreibetrags für 2024

„Die altbekannte Ampel-Routine setzt sich weiter fort: Großspu-
rige Ankündigungen des Bundesfinanzministers erweisen sich als 
reine Lippenbekenntnisse. Eine auf den Jahresbeginn 2024 rück-
wirkende Erhöhung des einkommensteuerlichen Grundfreibetrags 
sowie des Kinderfreibetrags ist verfassungsrechtlich zwingend ge-
boten – Steuerzahler werden sonst in diesem Jahr grundgesetz-
widrig zu hoch belastet. Die Ampel muss jetzt umgehend tätig 
werden“, betonte Finanz- und Heimatminister Albert Füracker.

„Alle arbeitenden und leistungs-
bereiten Bürgerinnen und Bür-
ger werden sich fragen, warum 
ihnen die Ampel offenbar nicht 
einmal das verfassungsrechtlich 
Garantierte zugestehen will. Ich 
fordere den Bund auf, die wei-
ter ausstehenden Entlastungen 
beim Grundfreibetrag wie auch 
beim Kinderfreibetrag schnellst-
möglich umzusetzen. Spätes-
tens mit der Dezember-Lohnab-
rechnung muss die Entlastung 
für 2024 auf dem Konto sein“, so 
der Minister.

Füracker weiter: „Hinzu kommt 
die im Entwurf des Zweiten Jah-
ressteuergesetzes 2024 enthal- 
tene Abschaffung der Steuer-
klassen III und V. Damit wer-
den an die 12 Millionen Ehepaa-
re und insbesondere viele jun-
ge Familien mit kleinen Kindern 
insgesamt mehrfach belastet! 
Teile der Ampelkoalition ma-
chen keinen Hehl daraus, dass 
die Steuerklassenreform nur 
den Einstieg zur Abschaffung 
des Splittings und damit zu einer 
gleichsam ideologiegetriebenen 

wie schweren steuerlichen Dis-
kriminierung von rund 12 Milli-
onen Ehepaare in Deutschland 
darstellt. Zu einer solchen Ver-
letzung des verfassungsrecht-
lichen Schutzauftrages für die 
Ehe darf es nicht kommen – 
Bayern wird sich weiter auch im 
Bundesratsverfahren dafür ein-
setzen, dass selbstbestimmte 
Lebensentwürfe vor der Ampel-
steuerpolitik geschützt und die 
bestehenden Steuerklassen er-
halten bleiben.“

Das Bundesministerium der 
Finanzen hat im Juli 2024 den 
Referentenentwurf eines Zwei-
ten Jahressteuergesetzes 2024 
veröffentlicht, wonach der 
Grundfreibetrag und der Kin-
derfreibetrag für die Veranla-
gungszeiträume ab 2025 ange-
hoben werden sollen. Die be-
reits mehrfach angekündigte  
rückwirkende Anhebung des 
Grundfreibetrags und des Kin-
derfreibetrags für das Jahr 2024 
ist demgegenüber bisher noch 
in keinem Gesetzentwurf ent-
halten.� r

DSGV-Fokuspapier:

Für wirksamen Sparerschutz in Europa
Europas Einlagensicherung auf dem Prüfstand: Die Europäische 
Kommission plant, die Einlagensicherung in Europa zu zentrali-
sieren und zu vergemeinschaften (EDIS). Dadurch verspricht sie 
sich „mehr Sicherheit“. Doch das Gegenteil ist nach Auffassung 
des Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes der Fall, wie er 
in einem Fokuspapier darlegt. Darin heißt es: „In einem zentra-
lisierten System müssten alle Kreditinstitute europaweit fürein-
ander einstehen. Sie wären zur Haftung verpflichtet – ohne die 
Geschäftspolitik der anderen Banken überhaupt beeinflussen zu 
können. Gehaftet würde aus den Sicherungsmitteln der Sparerin-
nen und Sparer. Auch sie hätten keinerlei Einfluss.“

Bei der Einlagensicherung, so 
der DSGV, bestehe objektiv kein 
Regelungsbedarf. Seit Juli 2015 
gelten europaweit einheitliche 
Regeln für die Höhe der besi-
cherten Einlagen und die Funk-
tionsweise der Sicherungssys-
teme auf nationaler Ebene. 
Mit dem CMDI-Review würden  
diese Regeln derzeit nochmals 
aktualisiert und, wo erforder-
lich, angepasst. Damit seien al-
le Sparer in Europa nach densel-
ben Standards geschützt. Jedes 
Land sei durch diese Regeln ver-
pflichtet, seine Sicherungssys-
teme vollumfänglich auszustat-
ten und gut zu organisieren, so 
dass sie im Ernstfall handlungs-
fähig sind.

Entstehe durch EDIS aber die 
Möglichkeit, Risiken an die eu-
ropäische Ebene „durchzurei-
chen“, werde diese Möglichkeit 
auch genutzt, macht der Ver-
band deutlich. „Eine Vergemein-
schaftung schafft also nicht zu-
sätzliche Sicherheit, sondern 
setzt Anreize zu risikohaftem 
Verhalten von Banken.“

Die Finanzstabilität hierzu-
lande beruhe auf einem siche-
ren Kreislauf aus Einlagen und 
Krediten, der nicht gestört wer-
den dürfe: Die deutsche Volks-

wirtschaft mit ihren mittelstän-
dischen und familiengeführten 
Unternehmen finanziere sich 
bevorzugt durch Kreditinstitute. 
Sparkassen, Volksbanken und 
Raiffeisenbanken wiederum re-
finanzierten sich maßgeblich 
aus den Einlagen ihrer Kunden. 
Diese brächten ihre Einlagen 
dort hin, weil sie darauf vertrau-
ten, dass von keiner Seite in de-
ren Sicherungssysteme hinein-
gegriffen wird.

Vergemeinschaftung schafft  
keine zusätzliche Sicherheit

Das Vertrauen der Kunden sei 
also die Grundlage dafür, dass 
sich Betriebe aller Branchen 
und Größenklassen zuverlässig 
finanzieren können. Dieses Ver-
trauen würde jedoch beschä-
digt, wenn die vorhandenen Si-
cherungsmittel für die Stützung 
fremder Banken in anderen Tei-
len Europas herhalten müssten, 
betont der DSGV.

Aus diesem Grund dürften die 
Institutssicherungssysteme von 
Sparkassen, Volksbanken und 
Raiffeisenbanken nicht zwangs-
verpflichtet werden, in einen 
europaweiten Sicherungstopf 
einzuzahlen. Schon heute gebe 

es eine umfassende Risikotei-
lung – etwa im Bereich der Geld-
politik oder über Hilfsleistungen 
des Europäischen Stabilitätsme-
chanismus (ESM) sowie des Ban-
kenabwicklungsfonds SRF.

Institutssicherungssysteme 
überwachten ständig die Leis-
tungsfähigkeit eines Kreditin-
stituts und könnten rechtzei-
tig eingreifen, bevor ein Eng-
pass droht. „Sie helfen also, die 
Wirtschafts- und Währungsuni-
on krisenfest zu machen, weil 
sie Schwächen im Bankensys-
tem vorbeugen und Krisen be-
grenzen.“

„Ansteckungsgefahren“

Mit einer zentralisierten Ein-
lagensicherung geschehe je-
doch das Gegenteil. Die „Anste-
ckungsgefahren“ aus einer Bank 
oder einem Markt übertrügen 
sich gerade in einem gemein-
schaftlichen System leichter auf 
andere – und diese müssten 
dann haften, obwohl sie die aus-
schlaggebenden Risiken weder 
eingegangen sind, noch darauf 
einwirken konnten.

Konkret bedeute das: „Ech-
ter Sparerschutz entsteht 
durch Verantwortung inner-
halb der bestehenden Systeme 
und nicht dadurch, dass Siche-
rungsmittel zwangsvergemein-
schaftet werden.“ Sparkassen, 
Volks- und Raiffeisenbanken 
seien bislang über die Instituts-
sicherung ihrer jeweiligen Ver-
bünde vor Insolvenz geschützt. 
Dieser Schutz könnte in einem 
europaweit zentralisierten Sys-
tem nicht mehr aufrechterhal-
ten werden.� DK

LfA-Halbjahresbilanz: 

Neuer Gründungs-  
und Wachstumskredit 

etabliert sich
Bayerische Wirtschaft mit über 710 Millionen Euro gefördert

Im ersten Halbjahr 2024 hat die LfA Förderbank Bayern die bay-
erische Wirtschaft mit Darlehen in Höhe von über 710 Millionen 
Euro gefördert. Mehr als 560 Millionen Euro davon hat die LfA in 
ihren Programmkrediten zugesagt. Über 1.500 mittelständische 
Unternehmen und Kommunen profitieren in der ersten Jahres-
hälfte 2024 von den Angeboten der LfA. Im Vergleich zum Vorjah-
reszeitraum fiel die Nachfrage nach dem Förderangebot der LfA 
insgesamt zurückhaltender aus. 

Die größte Nachfrage gab 
es erneut bei den LfA-Förder-
programmen für Gründung 
und Unternehmensnachfolgen 
(rund 170 Millionen Euro) so-
wie für Wachstumsvorhaben 
einschließlich Modernisierungs-
maßnahmen (mehr als 275 Mil-
lionen Euro). 

Erfreulich ist dabei die Ent-
wicklung bei dem zum Jah-
reswechsel gestarteten Grün-
dungs- und Wachstumskredit 
(GuW). Der neue Kredit hat sich 
im ersten Halbjahr erfolgreich 
am Markt etabliert. So stieg die 
Nachfrage im zweiten Quartal 
2024 gegenüber den ersten drei 
Monaten um rund 37 Prozent 
auf mehr als 178 Millionen Eu-
ro an. Die Darlehenszusagen im 
GuW erreichten damit im ersten 
Halbjahr 2024 insgesamt mehr 
als 308 Millionen Euro. 

Starker Finanzierungspartner

Mit dem Gründungs- und 
Wachstumskredit hat die LfA An-
fang des Jahres ihre früher ge-
trennten Spezialprogramme zur 
Gründungs- und Wachstumsfi-
nanzierung zu einem einfachen 
und schlanken Produkt für KMU 
zusammengeführt. Mitte Juni 
wurde der GuW für Betriebsmit-
telfinanzierungen geöffnet. Da-
mit ist jetzt auch der gesamte 
anfallende Betriebsmittelbedarf 
zu den gleichen attraktiven Kon-
ditionen wie klassische Investiti-
onen im GuW-Kredit förderfähig.

Bayerns Wirtschaftsminister 
und LfA-Verwaltungsratsvorsit-
zender Hubert Aiwanger: „Das 
erste halbe Jahr 2024 war von 
einer unsicheren konjunkturel-
len Lage und einer verhaltenen 
Investitionsbereitschaft der Un-
ternehmen in Deutschland ge-
prägt. Umso wichtiger ist es, 
dass wir in Bayern mit der LfA ei-
nen starken Finanzierungspart-
ner für den Mittelstand haben. 
Mit der weiter optimierten För-
derung im neuen Gründungs- 
und Wachstumskredit werden 
wir nicht stehen bleiben. Viel-
mehr wollen wir das Kreditge-
schäft der LfA weiter ausbauen 
– unter anderem mit erhöhten 
Darlehenshöchstbeträgen, ei-
nem Ausbau der anteiligen Risi-
koübernahmen sowie einer Aus-
weitung der Förderung auch auf 
größere Mittelständler.“  

Dr. Bernhard Schwab, Vor-
standsvorsitzender der LfA, er-
läutert: „Die LfA ist stabiler und 
verlässlicher Finanzpartner für 
die Wirtschaft in unsicheren 
Zeiten. Die verhaltene Nach-
frage nach unserem Förderan-
gebot in der ersten Jahreshälf-
te spiegelt die schwierigen wirt-
schaftlichen Rahmenbedingun-
gen wider. Umso wichtiger ist 
es, dass wir den Unternehmen 
auch weiterhin mit modernen 
und wirkungsvollen Förderan-
geboten zur Seite stehen. Denn 
jedes Modernisierungsvorha-
ben ist eine Investition in die  
Zukunft.“� r
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Hochwasser in Bayern: 

Kommunale Gebäude 
stark betroffen

Prävention und Versicherungsschutz als zentrale Aufgaben
Das Juni-Hochwasser hinterließ in Bayern deutliche Spuren und 
richtete beträchtliche Schäden an kommunalen Gebäuden an. Be-
sonders betroffen waren Regionen wie der Augsburger Raum, doch 
die Auswirkungen waren im ganzen Freistaat spürbar. Dr. Christian 
Krams, Leiter Konzern-Schaden und Raimund Lichtmannegger, Lei-
ter kommunaler Direktvertrieb bei der Versicherungskammer Bay-
ern, sprechen im GZ-Interview über die regionale Verteilung der 
Schäden, die Herausforderungen bei der Regulierung und die Be-
deutung von Prävention in Zeiten des Klimawandels.

GZ: Das Juni-Hochwasser hat 
in Bayern auch zahlreiche kom-
munale Gebäude getroffen. Wo 
lagen die Schwerpunkte dabei 
regional?
Dr. Christian Krams: Das Hoch-
wasser im Juni hatte gravieren-
de Auswirkungen in ganz Bay-
ern und dauerte von Ende Mai 
bis Mitte Juni. In diesem Zeit-
raum fiel in den betroffenen Re-
gionen an einem Tag so viel Re-
gen wie normalerweise in ei-
nem durchschnittlichen Monat. 

In sage und schreibe 18 Landkrei-
sen und Städten in Bayern muss-
te zwischenzeitlich der Katastro-
phenfall ausgerufen werden.

Die Schwerpunkte in Bezug auf 
die regionale Häufung der bisher 
gemeldeten kommunalen Schäden 
lagen überwiegend im Augsburger 
Raum. Eine Vielzahl weiterer kom-
munaler Schäden verteilt sich rela-
tiv gleichmäßig über unser gesam-
tes Geschäftsgebiet in Bayern. 
GZ: Welche (bei Ihnen versi- 
cherte) kommunale Schäden  

kamen hauptsächlich vor? 
Krams: Aufgrund der außerge-
wöhnlich hohen Niederschlags-
mengen, die über einen länge-
ren Zeitraum eine Vielzahl ver-
schiedenster Schäden verursach-
ten, stellte das Ereignis eine sehr 
große Herausforderung für alle 
Betroffenen dar; auch die Kom-
munen blieben von dem schwe-
ren Schadenereignis nicht ver-
schont. 

Neben der hohen Anzahl der 
Sachschäden bei Kommunen 
sind vor allen Dingen die Auswir-
kungen an Kulturdenkmälern er-
heblich. Unsere Schadenmana-
ger arbeiten daran, die Schäden  
für unsere Kommunen so zügig 
wie möglich zu bewerten und 
zu regulieren. Dabei sind auch 
oft Fragen des Denkmalschutzes 
mit zu berücksichtigen, sodass 
zum jetzigen Zeitpunkt noch kei-

ne valide Aussage über Schaden-
höhen getroffen werden kann. 

Es wurden viele kommunale 
Gebäude und natürlich auch de-
ren Inventar betroffen. Die Art 
der Gebäude reicht von Rathäu-
sern, Verwaltungsgebäuden, Kin- 
dergärten, Bauhöfen bis hin zu 
Brunnenanlagen. Die betroffe-
nen Gebäude spiegeln dabei die 
gesamte Bandbreite der bei uns 
versicherten kommunalen Ge-
bäude wider. 

Infolge des Hochwassers be-
arbeiten wir kleinere, aber auch 
sehr große Schäden. Die Regu-
lierung schreitet voran, die Gut-
achten wurden überwiegend er-
stellt, Sondersachverständige, 
wie Chemiker sind eingebun-
den und die ersten Zahlungen 
sind bereits dem Baufortschritt 
entsprechend erfolgt. Die Re-
gulierer und Sachverständigen 
stehen dabei in regelmäßigem 
Austausch mit den Bürgermeis-
tern und Gemeindebevollmäch-
tigten.
GZ: Gibt es besonders promi-
nente Beispiele von Hochwas-
ser-getroffenen Gebäuden?  
Krams: Nennenswerte Schaden-
fälle sind z.B. die Stadt Mem-
mingen, die mit einer Vielzahl an 
kommunalen Gebäuden betrof-
fen war. Auch das Rathaus der 
Verwaltungsgemeinschaft Of-
fingen wurde besonders schwer 
getroffen: Der Keller war über-
flutet und der Strom ist ausge-
fallen. Im Kindergarten Raub-
ling wurden die Räume im Erd-
geschoss des Kindergartens sehr 
stark beschädigt und in Holzkir-
chen wurde die Mehrzweckhalle 
des Marktes Holzkirchen über-
flutet. 
GZ: Welches Fazit lässt sich aus 
den Ereignissen vom Juni ziehen?
Raimund Lichtmannegger: Die 
Starkregenfälle im Juni haben 
uns erneut eindrücklich die Be-

drohungen durch den Klima-
wandel vor Augen geführt. Wir 
alle müssen uns auf massiv stei-
gende Naturgefahren einstel-
len. Vor allem (lokale) Extrem-
niederschläge bringen ein enor-
mes Schadenpotential für das 
eigene Hab und Gut sowie die 
Infrastruktur mit sich. Es ist da-
her Verantwortung und Aufga-
be eines jeden, der Zunahme 
von Wetterextremen präventiv 
etwas entgegenzusetzen. Da-
bei sind alle Akteure, vom priva-
ten Wohngebäudebesitzer über 
die Landwirtschaft bis hin zu den 
Kommunen, aufgerufen, eigen-
verantwortlich Maßnahmen zu 
ergreifen bzw. im kooperativen 
Miteinander Vorsorge zu treffen. 
Ob mit Hochwasserschutzvor-
kehrungen für Bestandsgebäu-
de, klimaangepasstem Bauen 
und Sanieren, kommunaler Pla-
nung bis hin zur Umsetzung sog. 
„Schwammstädte“ – mit geeig-
neten Klimafolgenanpassungen 
können Schäden geringgehalten 
bzw. im besten Fall ganz verhin-
dert werden.

Versicherungsschutz gegen 
Elementargefahren ist dabei ein 
wertvoller Baustein, um sich vor 

den finanziellen Folgen zu schüt-
zen. Auch hier ist die Versiche-
rungskammer Bayern ein ver-
lässlicher Partner. Sie bietet die 
Elementarschadenversicherung 
für über 99 Prozent aller Gebäu-
de in Bayern. Für die verbleiben-
den Gebäude beraten Experten 
zu individuellen Vor-Ort Lösun-
gen mit dem Ziel, auch für die-
se Versicherbarkeit zu ermögli-
chen. 

Versicherungsvertragsdichte 
bei Kommunen gering

Vor dem Hintergrund der spür-
baren Dynamik des Klimawan-
dels und den gefährdeten Ver-
mögenswerten erscheint die 
Versicherungsvertragsdichte 
auch bei Gemeinden, Städten 
und Landkreisen weiter zu nied-
rig. Auch wegen der steigenden 
Gefahren für Bürgerinnen und 
Bürger sollte das Thema Präven-
tion und Versicherung zur „Chef-
sache“ gemacht werden. Für nä-
here Informationen und Bera-
tung stehen Ansprechpartner 
der Kommunalen Direktbetreu-
ung der Versicherungskammer 
Bayern gerne zur Verfügung.� r

Dr. Christian Krams, Leiter Kon-
zern-Schaden. 	 Bild: VKB

Raimund Lichtmannegger, Leiter 
kommunaler Direktvertrieb.	Bild: VKB

Feuerwehr erhält Notdächer 
für Hagelunwetter

Versicherungskammer Bayern beschafft Planen, die sich bereits bei Hagel „Denis“ 
in Bad Bayersoien bewährt haben

Die Versicherungskammer Bayern rüstet die Feuerwehren mit 
über 200 Notdächern und Planen aus. Damit sind diese für zu-
künftige Katastropheneinsätze und Großschadenslagen nach Ha-
gel und Stürmen noch besser gerüstet. In Rosenheim wird nun 
das erste neue Modul „Notdach-Plane“ in Bayern stationiert.

Christian Krams, Leiter Kon-
zern-Schaden der Versicherungs-
kammer und Vorstand bei der Ba-
variaDirekt, übergab gestern die 
Ausrüstung an den Rosenheimer 
Oberbürgermeister Andreas März 
und Stadtbrandrat Hans Meyrl. 
Die Feuerwehr Rosenheim zeigte, 
wie das Notdach mit einer Dreh-
leiter angebracht wird. Johann 
Eitzenberger, Vorsitzender des 
Landesfeuerwehrverbandes Bay-
ern, und weitere Vertreter der 
Feuerwehren begutachteten vor 
Ort die neue Ausrüstung.

„Bereits nach dem Kumul ‚Jörn‘ 
im Jahr 2019 haben wir die ‚Aktion 
Notdach‘ ins Leben gerufen und 
den Feuerwehren über 100 Not-

dächer zur Verfügung gestellt“, 
so Christian Krams. „Diese kamen 
auch letztes Jahr nach dem ver-
heerenden Hagelsturm ‚Denis‘ in 
Bad Bayersoien und Benediktbeu-
ern zum Einsatz, dem zweitgröß-
ten Ereignis in der Unternehmens-
geschichte der Versicherungskam-
mer. Da vor Ort alle Dächer durch 
riesige Hagelkörner zerstört wur-
den, haben die Notdächer dort 
hervorragende Dienste geleistet. 
Gute Prävention ist uns ein wich-
tiges Anliegen, daher weiten wir 
die Aktion nun mit noch umfang-
reicherer Ausstattung aus.“

Johann Eitzenberger war in sei-
ner Funktion als Kreisbrandrat 
und Örtlicher Einsatzleiter (ÖEL) 

im Landkreis Garmisch-Partenkir-
chen mit den Schäden in Bad Bay- 
ersoien konfrontiert: „Mit den 
Notdächern konnten wir viele 
Häuser sehr effektiv abdecken. Es 
gelang dadurch schneller und ro-
buster einen Schutz gegen Regen 
zu gewähren und die Menschen 
konnten weiter in ihren Häusern 
wohnen. Durch Nachschub aus 
ganz Bayern waren wir ausrei-
chend ausgestattet“.

Hagelstürme 
„Denis“ und „Jörn“

Mit Hagelkörnern bis zu 10 
cm Durchmesser wütete Hagel-
sturm „Denis“ im August 2023, 
dazu kamen Sturm und Starkre-
gen. In Bad Bayersoien und Be-
nediktbeuern wurden hunder-
te Hausdächer zerstört. Auf den 
Bildern der zerstörten Orte sind 
grüne Planen, die Notdächer, er-
kennbar. Diese wurden von Feu-
erwehren, dem THW und Firmen 
angebracht, um die Gebäude vor 
eindringendem Regenwasser zu 
schützen. Bereits nach dem Ha-
gelsturm „Jörn“ an Pfingsten 
2019 gab es im Großraum Mün-
chen enorme Schäden.

Schutz für bis zu 80 Häuser 

Die Notdächer sind speziel-
le Planen, die innerhalb weni-
ger Minuten mittels einer Feuer-
wehr-Drehleiter oder eines Krans 
auf das Dach gehoben und so be-
festigt werden, dass kein weite-
res Regenwasser in das Haus ein-
dringen kann. Da die Einsatzkräf-
te das Dach nicht betreten müs-
sen, lassen sich die Notdächer 
schneller und sicherer aufbringen 
als herkömmliche Planen. Ein Not-
dach ist bis zu 18 Meter lang und 
16 Meter breit. Die Planen in Ro-
senheim haben eine Gesamtflä-
che von fast 12.000 qm, was ein-
einhalb Fußballfeldern entspricht. 
Damit können etwa 70 bis 80 Häu-
ser abgedeckt werden. 

Neben Rosenheim werden die-
ses Jahr noch drei weitere Stand-
orte für Notdächer in Bayern 
(München sowie die Landkreise 
Fürstenfeldbruck und Landshut) 
eingerichtet. Die Versicherungs-
kammer Bayern investiert über 
150.000 Euro in die Ausrüstung.

Hagelsturm „Denis“ 2023 war 
das zweitgrößte Hagel-Kumul- 
ereignis in der Unternehmens-
geschichte der Versicherungs-
kammer – nur übertroffen vom 
„Münchner Hagel“ von 1984. Ha-
gel „Jörn“ aus dem Jahr 2019 reiht 
sich dahinter ein.� r

Neuer georedundanter ELSTER- 
Standort in Aschheim eröffnet

„Mit rund 22 Millionen aktiven Benutzerkonten ist ELSTER das er-
folgreichste eGovernment-Verfahren Deutschlands und das digi-
tale Aushängeschild unserer Steuerverwaltung – made in Bava-
ria. Um eine durchgehend störungsfreie Funktionsfähigkeit für 
Bürgerinnen und Bürger zu gewährleisten, haben Zuverlässigkeit 
und Ausfallsicherheit von ELSTER für uns oberste Priorität. Mit 
dem neuen ELSTER-Standort bei unserem Partner noris network 
AG in Aschheim sichern wir uns auch in Zukunft bestmöglich ge-
gen denkbare regionale Ausfallszenarien ab“, betonte Finanz- und 
Heimatminister Albert Füracker bei der Inbetriebnahme in Asch-
heim gemeinsam mit dem Präsidenten des Bayerischen Landes-
amts für Steuern, Paul König, und dem Vorstand der noris net-
work AG, Joachim Astel.

„Der Aufbau im laufenden Be-
trieb war ein Mammutprojekt 
für die Beteiligten“, so Füracker: 
„Rund 350 Server mussten aufge-
baut, verkabelt und in Betrieb ge-
nommen werden.“ 

Paul König, Präsident des Bayeri-
schen Landesamt für Steuern: „Un-
ser neuer Standort in Aschheim ist 
ein weiterer wichtiger Schritt für 
die Verfügbarkeit von ELSTER und 
der Beginn einer zukunftsweisen-
den Partnerschaft zwischen Wirt-
schaft und Verwaltung.“

Sicheres Rechenzentrum

Joachim Astel, Vorstand der 
noris network AG: „Wir sind stolz, 
dass wir als bayerischer IT-Dienst-
leister ELSTER mit unserem hoch-
sicheren, modernen und nach-
haltig betriebenen Rechenzen- 
trum in München Ost überzeugen 
konnten. ‚Mia san sicher‘“.

Seit 2007 betreibt Bayern im ei-
genen Rechenzentrum des Baye-

rischen Landesamts für Steuern 
das bundesweite KONSENS-Ver-
fahren ELSTER an zwei voneinan-
der unabhängigen Standorten in 
Nürnberg. Um auch zukünftig ei-
nen störungsfreien IT-Betrieb zu 
gewährleisten und insbesonde-
re gegen elementare Gefährdun-
gen, wie Starkregenereignisse 
oder längere Stromausfälle, bes-
tens abgesichert zu sein, wur-
de gemeinsam im KONSENS-Ver-
bund beschlossen, einen weite-
ren unabhängigen, georedundan-
ten Standort einzurichten. 

Georedundanz ist ein entschei-
dender Faktor, um den Betrieb 
auch bei möglichen regionalen 
Großschadensereignissen durch 
räumliche Distanz sicherzustellen. 
Der Datenbestand der Rechen-
zentren ist hierbei identisch, so-
dass jeder Standort die Funktion 
des jeweils anderen übernehmen 
kann, ohne dass die Funktionsfä-
higkeit für Nutzerinnen und Nut-
zer beeinträchtig wird.� r

https://www.vkb.de/content/
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BECK Recht:

Neue Grundsteuer: 
Schon wieder verfassungswidrig?
Die Grundsteuer kommt auch nach ihrer Reform nicht zur Ruhe. 
Nachdem das BVerfG 2018 die alte Form für verfassungswidrig er-
klärte, meldet der BFH jetzt auch Zweifel an der Neufassung an. 
Warum und was das für die neuen Bescheide bedeutet, analysiert 
Dennis Klein, Professor für Allgemeines und Besonderes Steuer-
recht am Fachbereich Steuerverwaltungsdienst der Hochschule für 
Öffentliche Verwaltung Bremen und im Nebenamt Steuerberater.

Die alte Grundsteuer krank-
te daran, dass ihre Bemessungs-
grundlage auf veralteten und 
nicht mehr realitätsgerechten Ein-
heitswerten beruhte. Wegen Ver-
stoßes gegen den Allgemeinen 
Gleichheitssatz nach Art. 3 Abs. 1 
GG kippte das BVerfG darum 2018 
die damalige Regelung – freilich 
nicht, ohne dem Gesetzgeber ei-
ne großzügige Übergangsfrist für 
eine Neuregelung zu geben. Eben 
diese wurde schließlich Ende 2019 
nach zähem Ringen eingeführt. 

Der Kompromiss sah über ei-
ne Neufassung von Art. 105 Abs. 
2 GG hinaus auch eine Freigabe-
klausel für eigene Grundsteuer-
gesetze der Länder vor, die vier 
Bundesländer genutzt haben. Die 
übrigen Bundesländer wenden 
das sogenannte Bundesmodell 
an. Und an eben diesem entzün-
det sich nun wieder Kritik.

„Einspruchs-Tsunami“ gegen 
neue Grundlagenbescheide

Die Grundsteuer wird in einem 
zweistufigen Verfahren erhoben. 
Im ersten Schritt ermitteln die Fi-
nanzämter auf den Bewertungs-
stichtag 1. Januar 2022 für jedes 
der rund 36 Millionen Grundstü-
cke in Deutschland Grundsteuer-
werte, die dann in einem Steuer-
bescheid gesondert festgestellt 
werden. Im zweiten Schritt wen-
den die Gemeinden ab 1. Janu-
ar 2025 auf den Grundsteuerwert 
aus dem Grundlagenbescheid ei-
nen selbst festgelegten Hebesatz 
an, wodurch in einem Folgebe-
scheid die finale Grundsteuer zu-
stande kommt. Bis dahin gelten 
für die Gemeinden noch die alten 
Grundsteuerregelungen und Wer-
te. Das jährliche Gesamtaufkom-
men beläuft sich immerhin auf ca. 
14 Milliarden Euro und stellt eine 
wesentliche kommunale Einnah-
menquelle dar.

Mittlerweile haben die Finanz-
ämter zahlreiche Bescheide zu den 
Grundsteuerwerten erlassen, ge-

gen die schon über drei Millio-
nen Einsprüche eingegangen sind 
– manche sprechen gar von einem 
„Einspruchs-Tsunami“. In Verfahren 
des einstweiligen Rechtsschutzes 
sind unlängst zwei dieser Fälle bis 
zum BFH gelangt. Und wie schon 
die Vorinstanz hat auch der BFH da-
bei ernstliche Zweifel an der Recht-
mäßigkeit der Bescheide geäußert.

Vereinfachende  
Pauschalierung gegen 
Einzelfallgerechtigkeit

Den Grundeigentümerinnen und  
-eigentümern in den beiden Ver-
fahren gehörten Wohnimmobi-
lien in Rheinland-Pfalz, wo der 
Grundsteuerwert nach dem Bun-
desmodell ermittelt wird. Die ein-
schlägigen §§ 218 ff. BewG diffe-
renzieren für die anzuwendenden 
Bewertungsmethoden u.a. nach 
unbebauten und bebauten Grund-
stücken sowie der Art der Bebau-
ung. In den Streitfällen waren die 
Grundstückswerte aus verschie-
denen Komponenten zu ermitteln, 
die sich für den Grund und Boden 
aus den Bodenrichtwerten und 
für die darauf stehenden Gebäu-
de aus deren Art, Baujahr, Wohn-
fläche, Mietniveaustufe und er-
zielbaren Nettokaltmieten zusam-
mensetzten. 

Daraus ergibt sich eine typisier-
te Bewertung, die aber nicht den 
individuellen Verkehrswert des 
Objekts darstellt und dies auch 
gar nicht soll. Das Konzept einer 
individuellen Grundstücksbewer-
tung hat der Gesetzgeber expli-
zit verworfen, da Steuerpflichti-
ge und Finanzämter dies bei der 
Vielzahl von Grundstücken nicht 
mit vertretbarem Aufwand hätten 
stemmen können. Die so in den 
Streitfällen festgestellten Werte 
von 91.600 Euro bzw. 318.000 Eu-
ro halten die betroffenen Grund-
eigentümerinnen und -eigentü-
mer für unrealistisch überhöht, da 
die Besonderheiten ihrer Immo-
bilien unberücksichtigt blieben. 

So handelte es sich in einem Fall 
um ein 1880 erbautes Einfamili-
enhaus, an dem seither keine we-
sentlichen Renovierungen vorge-
nommen worden waren. Im ande-
ren Fall ging es um eine in zweiter 
Reihe und Hanglage gelegene Im-
mobilie, die nur über einen Privat-
weg erreichbar war. Da das BewG 
aber ausschließlich die typisierte 
Bewertung vorsieht, blieben diese 
Einwände in den Feststellungsbe-
scheiden unberücksichtigt.

Für den BFH war dieser Um-
stand denn auch der Hauptan-
satzpunkt seiner Zweifel an der 
Rechtmäßigkeit der Bescheide. 
Zunächst konstatiert der Senat in 
Übereinstimmung mit den Kriteri-
en des BVerfG, dass der Gesetzge-
ber bei Massenverfahren wie der 
Grundsteuer mit 36 Millionen zu 
bewertenden Grundstücken einen 
großen Spielraum für Pauscha-
lierungen und Typisierungen ha-
be. Gewisse Überschreitungen der 
tatsächlichen Werte sind Grundei-
gentümerinnen und -eigentümern 
auch nach Ansicht des BFH zumut-
bar. Allerdings müsse bei deutlich 
zu hoch angesetzten Feststellun-
gen von Grundsteuerwerten der 
Nachweis eines niedrigeren Wer-
tes möglich sein. 

Verfassungskonforme  
Auslegung als Ausweg

Das geltende Recht sieht zwar 
keine Möglichkeit vor, einen nied-
rigeren Immobilienwert nach-
zuweisen. Der BFH legte die ein-
schlägigen Bewertungsvorschrif-
ten der §§ 218 ff. BewG aber ver-
fassungskonform dahingehend 
aus, dass es bei deutlichem Über-
schreiten im Einzelfall trotzdem 
möglich sein müsse, niedrigere re-
ale Werte nachzuweisen. Der BFH 
argumentiert, man habe bereits in 
anderen Fällen typisierender Be-
wertungsnormen den Nachweis 
niedrigerer Werte zugelassen, 
wenn ohne die Nachweismöglich-
keit ein Verstoß gegen das grund-
gesetzliche Übermaßverbot vorlie-
gen würde. Die Grenze, wann ein 
deutliches Überschreiten ange-
nommen werden kann, sieht der 
BFH in der Linie früherer Entschei-
dungen von BVerfG und BFH bei 
Überschreitungen um mehr als 40 
Prozent des realen Wertes.

Gestärkte Resilienz 
in schwierigem Umfeld

BVK Beamtenversorgung stellt  
erfolgreiches Jahresergebnis 2023 vor

Im Geschäftsjahr 2023 erwies sich der Bayerische Versorgungsver-
band – BVK Beamtenversorgung – als sehr widerstandsfähig gegen 
negative Einflüsse. 2023 war geprägt durch geopolitische Spannun-
gen, hohe Inflation und volatile Finanzmärkte. Trotz dieser schwie-
rigen Rahmenbedingungen zeigte die BVK Beamtenversorgung 
eine stabile Performance. Die Zahlen der Mitglieder und angemel-
deten Dienstkräfte erhöhten sich leicht. Die Nettoverzinsung der 
Kapitalanlagen konnte konstant gehalten werden. Sie betrug – wie 
in 2022 – 3,1 Prozent. „Das ist ein sehr gutes Ergebnis“, so die BVK. 
Der Verwaltungsrat nahm in seiner Sitzung im Juli den Jahresab-
schluss zustimmend zur Kenntnis und genehmigte den Wirtschafts-
plan für 2025. Die Geschäftsführung wurde entlastet.

Sicherheitsanker  
Schwankungsrückstellung 

Ein wichtiger Baustein für die 
Resilienz des Bayerischen Versor-
gungsverbands ist seine Schwan- 
kungsrückstellung: Sie stieg im 
Jahr 2023 um 7,3 Prozent auf 
knapp 1.380 Mio. Euro an. In den 
letzten fünf Jahren seit Anfang 
2019 betrug ihr Zuwachs insge-
samt 501 Mio. Euro. Damit ver-
fügt die BVK Beamtenversorgung 
über einen belastbaren Sicher-
heitsanker. 

Die Schwankungsrückstellung 
dient dazu, größere Veränderun-
gen des Umlagesatzes zu vermei-
den. Dieser blieb seit 2018 sta-
bil bei 39,9 Prozent, obwohl der 
Versorgungsquotient (Verhältnis 
der Versorgungsfälle zu den an-
gemeldeten Dienstkräften) auf- 
grund der demographischen Ent-
wicklung deutlich von 79,2 Pro-
zent auf 87,2 Prozent angestie-
gen ist. Das zeigt: Die BVK Be-
amtenversorgung hat rechtzeitig 
mit dem Aufbau einer demogra-
phischen Reserve begonnen.

Neues Service-Mitglied  
Stadt Würzburg 

Zum Beginn des Geschäftsjahrs 
2023 wurde die Service-Mitglied-
schaft der Stadt Würzburg wirk-
sam. Die Auszahlung der Leistun-
gen an die 760 Versorgungsfälle 
der Stadt Würzburg war gut vor-
bereitet. Sie konnte terminge-
recht und reibungslos starten. 
Der Beitritt eines so großen Mit-
glieds hatte spürbare Auswirkun-
gen auf einige Geschäftszahlen.

Entwicklung der Bestände 

So wuchs die Zahl der Versor-
gungsfälle – inklusive der Service-
fälle – von 16.181 auf 17.081. Die 
ausbezahlten Versorgungsleis-
tungen stiegen um 10,1 Prozent 
von 667 Mio. Euro auf 734 Mio. 
Euro an. Darin sind 161 Mio. Eu-
ro für die Servicefälle enthalten. 
Diese werden von den 81 Ser-
vice-Mitgliedern voll erstattet.

Die Zahl der Umlage-Mitglie-
der wuchs um sechs von 1.933 
auf 1.939. Damit bleibt der Mit-
gliederbestand weitgehend sta-
bil. Das gilt auch für die ange-
meldeten Dienstkräfte. Deren 
Zahl stieg um 34 von 15.963 auf 
15.997. Dennoch erhöhte sich 
das Umlageaufkommen um 3,2 
Prozent von 596,5 Mio. Euro auf 
615,6 Mio. Euro. Darüber hin-
aus konnten aus der Kapitalan-

lage im Geschäftsjahr 2023 fast 
50 Mio. Euro an Erträgen erwirt-
schaftet werden.

Die Kapitalanlagen wuchsen um 
68,3 Mio. Euro oder 4,5 Prozent 
von 1.525,8 Mio. Euro auf 1.594,1 
Mio. Euro. Die finanzielle Situati-
on des Bayerischen Versorgungs-
verbands ist damit sehr stabil.

Vollständige Abdeckung 
durch das Mitglieder-Portal 

Zum Jahresende 2023 erreich-
te das Mitglieder-Portal der BVK 
Beamtenversorgung einen wich-
tigen Meilenstein: Mit nur ganz 
wenigen Ausnahmen hatten sich 
bis dahin alle Umlage- und Ser-
vice-Mitglieder für die Portal-
nutzung registriert. Der Abde-
ckungsrad für alle Angemeldeten 
und Leistungsempfänger liegt 
damit bei mehr als 99 Prozent.

Der Funktionsumfang des Por-
tals wurde kontinuierlich erwei-
tert. Mittlerweile können die Mit-
glieder nahezu das gesamte Mel-
dewesen darüber abwickeln. Auf 
dieser Grundlage werden die 
Funktionen des Mitglieder-Por-
tals laufend weiterentwickelt. Ziel 
ist es, durch die Nutzung des digi-
talen Datenaustauschs sowohl für 
die Mitglieder als auch für die BVK 
Beamtenversorgung nicht nur 
mehr Transparenz zu schaffen, 
sondern auch eine noch effizien-
tere Verwaltung zu ermöglichen.

Als größte öffentlich-rechtli-
che Versorgungsgruppe Deutsch-
lands ist die Bayerische Versor-
gungskammer ein Dienstleis-
tungs- und Kompetenzzentrum 
für kommunale und berufsständi-
sche Altersversorgung. Sie führt 
die Geschäfte von zwölf recht-
lich selbständigen kommunalen 
und berufsständischen Altersver-
sorgungseinrichtungen mit ins-
gesamt knapp 2,6 Millionen Ver-
sicherten und Versorgungsemp- 
fängern, ca. 5,7 Mrd. Euro jähr-
lichen Beitrags- und Umlageein-
nahmen und ca. 4,3 Mrd. Euro 
jährlichen Rentenzahlungen.

Die BVK ist seit 2010 Unter-
zeichner der Charta der Viel-
falt, seit 2011 Unterzeichner der 
UN-Prinzipien für verantwortli-
ches Investieren (PRI) und seit 
Februar 2017 Unterzeichner des 
Memorandums für Frauen in Füh-
rung. Seit 2020 ist sie Mitglied bei 
der Global Real Estate Sustaina-
bility Benchmark. 2021 trat sie 
der Net-Zero Asset Owner Alli-
ance sowie im Oktober 2023 der 
ESG Data Convergence Initiative 
(EDCI) bei.� r

Das Cover des Geschäftsberichts 2023 zeigt das Rathaus der Markt-
gemeinde Bad Grönenbach, die Mitglied im Bayerischen Versor-
gungsverband ist.� Bild: BVK

In der Konsequenz dieser Argu-
mentationslinie bestehen bereits 
einfachrechtliche Zweifel an der 
Rechtmäßigkeit der angegriffenen 
Feststellungsbescheide. Durch die-
sen „Kniff“ entgeht der BFH dem 
Zwang, deutlicher zu den grund-
legenden verfassungsrechtlichen 
Zweifeln Stellung zu beziehen. An-
ders als übrigens noch die Vorins-
tanz, die nämlich ernstliche Zweifel 
daran hatte, ob die einschlägigen 
§§ 218 ff. BewG generell dem aus 
Art. 3 Abs. 1 GG abgeleiteten Ge-
bot einer realitäts- und relations-
gerechten Grundstücksbewertung 
entsprechen. Die vielen gesetzli-
chen Typisierungen und Pauscha-
lierungen würden zu Wertverzer-
rungen führen und die gewähl-
te Regelungstechnik bewirke eine 
gleichheitswidrige Nivellierung der 
Grundstücksbewertung, bei der 
hochwertige Immobilien systema-
tisch unterbewertet und Immobili-
en schlechter Lagen systematisch 
überwertet würden, so das FG da-
mals. Ein weiteres Problem wird in 
den verwendeten Bodenrichtwer-
ten gesehen, die ungenau und un-
vollständig erfasst und dadurch 
weitere gleichheitswidrige Verzer-
rungen verursachen würden. 

Auslegung des BFH geht zu weit

Das Bundesmodell leidet an ei-
nem konzeptionellen Mangel, der 
sich aus der Reformhistorie er-
gibt. Zu Beginn der Bundesrepub-
lik Deutschland hatte der Bund die 
Gesetzgebungskompetenz für die 
Grundsteuer, hat diese aber später 
nach Art. 72 Abs. 2 GG an die Bun-
desländer verloren. Das schon er-
gangene Bundesgesetz blieb aber 
in Kraft. Damit derartige Geset-
ze nicht versteinern, hat der Bund 
nach der Rechtsprechung des 
BVerfG eine gewisse Fortschrei-
bungskompetenz – aber nur un-
ter Beibehaltung der wesentlichen 
Elemente eines Gesetzes. 

Als 2018 die Reform notwendig 
wurde, hat der Bund das Konzept 
der Einheitswerte aus dem BewG 
deshalb lediglich fortschreiben, 
aber die Grundsteuer nicht we-
sentlich neu konzeptionieren wol-
len. Darum sind die Bewertungs-
regelungen so geworden, wie sie 
sind. Die typisierten Werte sind 
weder eine radikal einfache Be-
wertungsmethode, noch greifen 
sie die tatsächlichen aktuellen Ver-
kehrswerte auf. Erst nachdem das 
reformierte Bundesmodell konzep-
tioniert war, ist gewissermaßen 
auf den letzten Metern die Freiga-
beklausel für die Bundesländer mit 
Art. 105 Abs. 2 GG n.F. ins Spiel ge-
kommen. Das bisherige Bundes-
modell aber blieb so, wie es war.

Die Lösung des BFH erscheint 
aktuell wie ein praktikabler Kom-
promiss. Die hineininterpretierte 
Möglichkeit zum Nachweis niedri-
gerer Grundsteuerwerte im Einzel-
fall entschärft die rechtlichen Be-
denken. Zugleich bleibt die Grund-
steuer erhalten und die Gemein-
den können auf dieser Basis ab 
2025 die neue Grundsteuer erhe-
ben. Nicht zuletzt bleibt dem Ge-
setzgeber eine etwaige erneu-
te verfassungsrechtliche Schlappe 
vor dem BVerfG erspart. Allein die 
dogmatische Begründung mittels 
verfassungskonformer Auslegung 
überzeugt nicht restlos. Selbstre-
dend sind Gesetze verfassungskon-
form auszulegen, insbesondere bei 
Zweifeln und Streitfällen. Die Aus-
legung ist aber von der Rechtsfort-
bildung abzugrenzen und hat sich 
im Rahmen der gesetzgeberischen 
Grundentscheidung zu halten. 

Wenn der Gesetzgeber explizit 
ausschließlich eine typisierte Be-
wertung von Grundstücken ohne 
Einzelnachweis niedrigerer Werte 
vorsieht, dann bleibt in dieser Hin-
sicht kein Auslegungsspielraum. 
Indem die Rechtsprechung diesen 
Ausweg quasi durch die Hinter-
tür einführt, überschreitet sie die 
Grenzen der Gesetzesauslegung, 
der BFH hätte die Reform damit 
erneut Karlsruhe zur Entscheidung 
vorlegen müssen. Mit dem nun ge-
fundenen Ergebnis dürfte sich der 
Gesetzgeber daher mutmaßlich 
dankbar arrangieren.� r

Startschuss für Förderprogramm 
„Jung kauft Alt“

Am 3. September 2024 startete das neue Förderprogramm „Jung 
kauft Alt“, das Familien mit minderjährigen Kindern und kleine-
ren bis mittleren Einkommen beim Wohneigentumserwerb von 
sanierungsbedürftigen Bestandsgebäuden unterstützt. Die Förde-
rung erfolgt mittels zinsverbilligter KfW-Kredite. Für die Zinsver-
billigungen der KfW stehen für 2024 insgesamt 350 Mio. Euro be-
reit. Zum Start liegt der Zinssatz bei 35 Jahren Kreditlaufzeit und 
einer zehnjährigen Zinsbindung bei 1,51 Prozent effektiv. Voraus-
setzung zur Inanspruchnahme der Förderung ist unter anderem 
der Erwerb einer Bestandsimmobilie mit einem Gebäudeener-
gieausweis der Klassen F, G oder H. In Deutschland trifft dies auf 
rund 45 Prozent aller Wohngebäude zu.

Klara Geywitz, Bundesminis-
terin für Wohnen, Stadtentwick-
lung und Bauwesen: „Mit un-
serem neuen Förderprogramm 
können sich jetzt auch Familien 
mit mittleren und kleineren Ein-
kommen ihren Traum vom Einfa-
milienhaus erfüllen. Durch zins-
verbilligte Kredite, die deutlich 
unter dem liegen, was die eige-
ne Hausbank anbietet, kann ei-
ne Familie mit zwei Kindern bis 
zu 18.000 Euro sparen. Familien 
können so zum Beispiel in die al-
te Heimat ziehen, dort ein beste-
hendes Haus sanieren und gleich-
zeitig andere Sanierungsförde-
rungen in Anspruch nehmen.“

Die Förderung erfolgt als Pro-
jektförderung in Form der An-
teilsfinanzierung als Kredit mit 
Zinsverbilligung aus Bundesmit-

teln. Förderfähig sind die gesam-
ten Ausgaben für den Eigentums-
erwerb inkl. (anteilige) Grund-
stückskosten. Nicht gefördert 
werden Kaufnebenkosten.

Förderberechtigt sind Familien 
mit minderjährigen Kindern und 
einem maximal zu versteuernden 
Haushaltseinkommen von 90.000 
Euro bei einem Kind (+10.000 Eu-
ro je weiteres Kind).

Gefördert wird der Erwerb von 
selbstgenutztem Wohneigentum 
im Bestand. Die Gebäude müs-
sen dabei den Energieeffizienz-
klassen F, G oder H (gemäß Ener-
gieausweis) zugehörig sein. In-
nerhalb von 54 Monaten nach 
Förderzusage muss auf mindes-
tens Energieeffizienzklasse 70 EE 
saniert werden.

Fördervoraussetzung ist, dass 

das zu erwerbende Wohneigen-
tum selbst zu Wohnzwecken ge-
nutzt wird. Nicht förderfähig sind 
Gebäude, die nicht zur dauerhaf-
ten Wohnnutzung vorgesehen 
sind (z.B. Ferienwohnungen, Gar-
tenhäuser). Die Zweckbindung – 
selbstgenutztes Wohneigentum 
– besteht für die Dauer von fünf 
Jahren; die Wohneinheit selbst 
muss für mindestens zehn Jahre 
zu Wohnzwecken genutzt werden.

Die Förderung erfolgt mittels 
zinsverbilligter KfW-Darlehen. 
Die Kredithöchstbeträge sind ab-
hängig von der Kinderanzahl und 
betragen bei einem Kind max. 
100.000 Euro, bei zwei Kindern 
max. 125.000 Euro und bei drei 
oder mehr Kindern max. 150.000 
Euro. Es sind Kreditlaufzeiten von 
7 bis 35 Jahren sowie Zinsbindun-
gen von 10 oder 20 Jahren mög-
lich.

Eine Kombination mit anderen 
(Landes-)Förderprogrammen ist 
grundsätzlich möglich, ebenso 
die Kombination mit BEG-Mit-
teln (Sanierungsförderung).

Nicht förderberechtigt sind 
Personen, die Voreigentum be-
sitzen oder bereits Baukinder-
geld beziehen bzw. bezogen ha-
ben.
Info: www.kfw.de/308� r

http://www.kfw.de/308
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Baustoff Recycling Forum in Ingolstadt:

Nachhaltiges Wirtschaften 
als Auftrag

Wo stehen wir nach zwölf Monaten Praxis Ersatzbaustoffverord-
nung? Wie müssen wir künftig mit Asbest bei Rückbaumaßnah-
men und PFAS (Per- und polyfluorierte Chemikalien) in Böden 
umgehen? Wie setzen wir die neuen Vorschriften in der Praxis 
um? Mit diesen und weiteren Fragen befasste sich das Baustoff 
Recycling Forum 2024 in Ingolstadt. Vor über 200 Teilnehmern ga-
ben Referenten aus dem bayerischen Bau- und Umweltministeri-
um sowie der Recycling- und Entsorgungsbranche wieder wert-
volle Hinweise und Anregungen für die betriebliche Praxis.

Nach der Begrüßung durch 
den wiedergewählten ersten  
Präsidenten des Baustoff Recyc- 
ling Bayern e.V., Matthias Moos-
leitner, ging Ministerialdirigen-
tin Dr. Monika Kratzer vom Bay-
erischen Staatsministerium für 
Umwelt und Verbraucherschutz 
in ihrem Vortrag zunächst auf 
aktuelle gesetzliche Initiativen 
und Entwicklungen der Branche 
mit besonderem Blick auf den 
Freistaat Bayern ein.

Umsetzung der EBV

Laut Kratzer, seit 1. Septem-
ber Präsidentin des Bayerischen 
Landesamts für Umwelt (LfU), 
hat die über die Ersatzbaustoff-
verordnung (EBV) angestreb-
te Harmonisierung im Vollzug 
innerhalb eines Bundeslandes 
und auch zwischen den Bundes-
ländern bislang nicht stattge-
funden. Zum Verordnungstext 
der EBV gebe es häufig sehr un-
terschiedliche Auslegungen. Um 
einen möglichst einheitlichen, 
klaren und praktikablen Vollzug  
der Verordnung zu unterstüt-
zen, werde man in Bayern die 
bestehenden Auslegungsfragen 
(FAQ) zur EBV weiter fortschrei-
ben.

Auch die auf Bundesebe-
ne umstrittene bayerische Lö-
sung zum Abfallende habe sich 
als sehr pragmatisch herausge-
stellt und funktioniere, unter-
strich Kratzer. Allerdings wer-
de man in Bayern die Vollzugs-
hilfe zur Entsorgung asbesthal-
tiger Abfälle in der derzeitigen 
Form nicht einführen, sondern 
Regelungen zum Thema Asbest 
in FAQ formulieren, die voraus-
sichtlich schon im Herbst veröf-
fentlicht werden. Zudem strebe 
man im Freistaat die Vereinfa-
chung und Beschleunigung von 
Verfahren zur Genehmigung von 
BImSchV-Anlagen an. Vorausset-
zung hierfür sei allerdings, dass 
die bestehenden Verordnungen 
zum Bundes-Immissionsschutz-
gesetz zunächst entschlackt 
werden, hob Kratzer hervor.

Mit Blick auf die Vorbildfunk-

tion der öffentlichen Hand zur 
Förderung des Einsatzes von Se-
kundärbaustoffen betonte die 
Referentin: „Nachhaltiges Wirt-
schaften ist für Bayern Auftrag.“ 
Es gebe bereits einige erfolg-
reich umgesetzte Beispiele, die 
zeigten, dass in Bayern langsam 
ein Umdenken in der Ausschrei-
bungspraxis der Öffentlichen 
Hand beginne. Dies reiche aber 
noch nicht aus: „Alle Akteu-
re müssen die rechtlichen Rah-
menbedingungen endlich aner-
kennen und ihr Handeln danach 
ausrichten“, so Kratzers Appell.

Dass in punkto nachhaltiger 
öffentlicher Ausschreibungsun-
terlagen noch viel Handlungs-
bedarf besteht, darauf verwies 
Thomas Hölzl vom Bayerischen 
Staatsministerium für Wohnen, 
Bauen und Verkehr. Mit den bau-
technischen Regelungen und  
den umwelttechnischen An-
forderungen in der EBV seien 
zwar alle formalen Vorausset-
zungen für den Einsatz von Er-
satzbaustoffen geschaffen. Je-
doch müsse noch viel Informa-
tions- und Überzeugungsarbeit 
in den Beschaffungsämtern ge-
leistet sowie organisatorische 
Strukturen und Verfahrenswei-
sen angepasst werden, um die 
Umsetzung der EBV und die Se-
kundärbaustoff-freundliche öf-
fentliche Ausschreibungspraxis 
weiter voranzutreiben.

Zusätzliches  
Wertungskriterium

In Bayern wolle man künftig 
mit dem zusätzlichen Wertungs-
kriterium „Wiederverwertung 
von Baustoffen“ in Ausschrei-
bungsunterlagen einen weite-
ren Impuls zur Förderung des 
Einsatzes von Sekundärbaustof-
fen setzen, erklärte Hölzl. Da-
mit soll die Punktzahl und ent-
sprechende Gewichtung für ei-
ne Angebotsbewertung steigen, 
je höher der prozentuale An-
teil der eingesetzten Ersatzbau-
stoffe ist. Zudem sollen künftig 
Sanktionierungen möglich sein, 
wenn angebotene Leistungen 

bei der späteren Bauausführung 
hinsichtlich des Recyclinganteils 
aus Gründen, die der Auftrag-
nehmer zu verantworten hat, 
nicht erfüllt werden. Auch sol-
len Nebenangebote zugelassen 
werden, um die Innovations-
kraft der Unternehmen zu stär-
ken.

Um die ausschreibenden Stel-
len bei der Formulierung rechts-
sicherer Ausschreibungsunterla-
gen zu unterstützen, werden die 
Partnerverbände Baustoff Recy-
cling Bayern und bvse Muster-
texte zur Baubeschreibung und, 
orientiert am Standard-Leis-
tungskatalog, für die einzelnen 
Leistungspositionen im Straßen- 
und Erdbau veröffentlichen, 
kündigte Stefan Schmidmeyer, 
Geschäftsführer der beiden 
Partnerverbände Baustoffrecy-
cling Bayern und bvse, an.

Neues Nachhaltigkeitstool

Maxime Rehbock (bvse) stell-
te unter anderem das neue 
Nachhaltigkeitstool seines Ver-
bandes vor, das den Mitglieds- 
unternehmen von bvse und 
Baustoff Recycling Bayern exklu-
siv zur Verfügung steht und ih-
nen bereits heute die Möglich-
keit eröffnet, künftige gesetzli-
che Vorgaben und Anforderun-
gen der CO2-Preismechanismen 
zu erfüllen.

Das Tool ermöglicht Unter-
nehmen, individuelle CO2-Be-
richte für ihre entsorgten und 
verwerteten Abfälle zu generie-
ren. Diese Berichte bieten nicht 

nur eine Messung der eigenen 
Nachhaltigkeitsbemühungen, 
sondern auch eine transparente 
Darstellung gegenüber Kunden. 
Rehbock zufolge können Un-
ternehmen bereits bei der An-
gebotsabgabe auf die CO2-Er-
sparnisse ihrer Sekundärbau- 
stoffe aufmerksam machen. Da-
mit setzen sie frühzeitig einen 
wettbewerbsrelevanten Impuls, 
der potenzielle Auftraggeber 
von den ökologischen und öko-
nomischen Vorteilen überzeugt 
- noch bevor diese explizit da-
nach fragen.“

Best Practice-Beispiele

Auf großes Interesse beim dies-
jährigen Baustoff Recycling Forum 
stießen Best Practice-Beispiele 
aus dem Bereich des Recyclings, 
des nachhaltigen Einsatzes von 
Sekundärbaustoffen und des 
regelkonformen Umgangs mit 
schadstoffbelasteten Böden, 
Bau- und Abbruchmaterialien. 
Deren Aufbereitung stellt ho-
he gesetzliche und technische 
Anforderungen an die Minera-
lik-Recyclingbranche, wie Sand-
ra Giern, Geschäftsführerin des 
Gesamtverbandes Schadstoffsa-
nierung deutlich machte: „Von 
den jährlich anfallenden, rund 
60 Millionen Tonnen Bauschutt 
und rund 0,6 Millionen Tonnen 
Bauabfällen auf Gipsbasis ist ein 
nennenswerter Teil durch ent-
sprechende Anhaftungen oder 
Bestandteile potenziell asbest-
belastet“, betonte Giern. Ent-
sprechend groß sei das Interes-
se der Abfall- und Recyclingwirt-
schaft in Bezug auf eine einheit-
liche Vorgehensweise für den 
umweltfreundlichen und regel-
konformen Umgang mit asbest-
haltigen Bau- und Abbruchabfäl-
len. Denn nur durch eine anlass-
bezogene Erkundung, beispiels-

weise durch Probenahmen und 
Analysen, die schon vor der Bau-
maßnahme durchgeführt wer-
den, könne sichergestellt wer-
den, dass ausschließlich Mate-
rialien in das Recycling und die 
Verwertung gehen, die den in 
der neuen Vollzugshilfe LAGA M 
23 für die Beurteilung als „As-
bestfrei“ festgelegten relevan-
ten Wert nicht überschreiten.

LAGA M23

Den Rahmen für ein bundes-
einheitliches Vorgehen nach 
dem Stand der Technik soll eben 
dieses neue LAGA Merkblatt 
M23 schaffen. Mit Ausnahme 
von Bayern, das eine eigene Re-
gelung dazu plant, wurde dieses 
Technische Regelwerk bereits in 
einigen Bundesländern einge-
führt oder befindet sich in der 
Umsetzung.

Mit einigen praxisorientier-
ten Anpassungen, beispielswei-
se zum Umgang mit Containern/
Kleinmengen und in Verbindung 
mit einer novellierten Gefahr-
stoffverordnung sei die LAGA 
M23 für die Recycling- und Ent-
sorgungsbranche grundsätzlich 
umsetzbar, stellte Giern fest. 
Allerdings sei für die Branche 
existenziell, dass bei der Novel-
lierung der Gefahrstoffverord-
nung eine Verpflichtung für den 
Bauherren bzw. Veranlasser zur 
Vorerkundung bzw. Untersu-
chung seiner baulichen Anlage 
auf Gefahrstoffe hin fest veran-
kert wird.

Dass die Herausforderungen 
zum Umgang mit schadstoffbe-
lastetem Material mit hoher In-
novationsbereitschaft von der 
Branche angenommen werden, 
zeigten auch die weiteren Vor-
träge des Baustoff Recycling Fo-
rums. So demonstrierte der Be-
triebsleiter der Schlösser Grund- 

und Tiefbau GmbH, Thomas 
Schlösser, anhand unterschied-
licher Beispiele die technischen 
Möglichkeiten der praktischen 
Erkundung und Separierung von 
asbesthaltigen Kleinbestand-
teilen (z.B. Abstandshalter) im 
Beton. „Sämtliche asbesthalti-
gen Kleinteile in Betonbautei-
len müssen vor dem Abbruch 
detektiert werden, damit diese 
entfernt werden können und die 
restliche Mineralik einer Wie-
derverwertung zugeführt wer-
den kann“, erklärte Schlösser. In 
der Zukunft werde dies auch ro-
botergestützt möglich sein.

Sulfat bzw. Gips gilt als weite-
rer kritischer Schadstoff bei der 
Herstellung von Ersatzbaustof-
fen und verhindert die uneinge-
schränkte Verwendung im Stra-
ßen-, Erd- und Hochbau. Ande-
rerseits wird die Rückgewin-
nung dieses für die Bauindustrie 
unverzichtbaren Rohstoffs bei 
gleichzeitig schwindenden na-
türlichen Vorkommen für eine 
künftige ausreichende Rohstoff-
versorgung immer wichtiger.

Ensuba-Verfahren

Eine Lösung hierfür könnte 
das im Fraunhofer IBP entwi-
ckelte Ensuba-Verfahren sein. 
Es ermöglicht, dass das Sulfat 
aus dem Materialstrom fein-
körniger Recycling-Brechsande 
extruiert und somit neuer Gips 
als Rohstoff zurückgewonnen 
werden kann, veranschaulich-
te Dr. Sebastian Dittrich. Ers-
te Schritte zur industriellen An-
wendung wurden bereits ange-
stoßen. Um das Verfahren wei-
terzuentwickeln, befürwortete 
Dittrich eine weitere intensive 
Zusammenarbeit und den Aus-
tausch mit Recyclingunterneh-
men, gerne auch als Projekt-
partner.� DK

Neuer Tauschschrank 
in der Sanderau

Beitrag zu Abfallvermeidung und nachhaltigen Konsum

Wer in Würzburg gut erhaltene Gegenstände oder Kleidung un-
kompliziert loswerden möchte oder spontan und ressourcen-
schonend etwas Nützliches für sich sucht, freut sich über einen 
Tauschschrank. Wie ein kompakter Mini-Flohmarkt ist er ein bar-
rierefreier Anlaufpunkt für anonymen und verwaltungsarmen 
Austausch und Kommunikation.

Nachdem am Marktplätzle 
in der Zellerau auf Anregung 
der Bürgerinnen und Bürger 
ein altes offenes Regal durch ei-
nen nagelneuen Tauschschrank 
von den Stadtreinigern ausge-
tauscht wurde, ist jetzt auch 
ein Metall-Tauschschrank in der 
Sanderau aufgestellt worden, 
und zwar genau an der Stelle, an 
der der alte abgebrannt ist, in 
der Virchowstraße 6.

Philipp Kuhn, Betriebsleiter 
der Stadtreiniger, betont: „Da-
mit sind wir einem vielfach geäu-
ßerten Wunsch aus der Bevölke-
rung und dem Stadtrat nachge-
kommen. Wir freuen uns, wenn 
die Tauschschränke intensiv ge-
nutzt werden, weil wir damit 
den nachhaltigen Konsum und 

das Thema Abfallvermeidung di-
rekt fördern können.“

Wolfgang Kleiner, Werklei-
ter der Stadtreiniger, bittet die 
Würzburgerinnen und Würzbur-
ger, die Schränke sinngemäß zu 
nutzen und keinen Abfall dort 
abzulagern. „Das sorgt für Ärger 
bei der Nachbarschaft und viel 
Aufräumarbeit für die Mitar-
beiter der Stadtreiniger und die 
Tauschschrankpaten, die sich 
freiwillig und hochengagiert 
um die Sauberkeit der Schränke 
kümmern.“

Bei Fragen zu Abfallvermei-
dung und – sortierung steht das 
Team der Umweltstation u.a. 
per E Mail (umweltstation@
stadt.wuerzburg.de) zur Verfü-
gung.� r

https://www.akdb.de/veranstaltungen/kommunalforen/6-akdb-kommunalforum-2024/home/
mailto:umweltstation%40stadt.wuerzburg.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
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Wertstoffe aus Abfall
EU-Projekt Circular Flooring wandelt gebrauchte PVC-Böden in weichmacherfreie Rezyklate um

Nach fünf Jahren intensiver Forschungsarbeit liefert das Circu-
lar-Flooring-Konsortium den Beweis, dass die Produktion von 
weichmacherfreien PVC-Rezyklaten aus alten Weichfußboden-
belägen möglich ist. Mit dem lösungsmittelbasierten Recycling-
verfahren, das die vom Fraunhofer IVV und CreaCycle gemein-
sam entwickelten CreaSolv®-Formulierungen1 verwendet, lassen 
sich kritische Weichmacher aus alten PVC-Böden effizient entfer-
nen. Das zurückgewonnene PVC-Material entspricht den Anfor-
derungen der EU-Gesetzgebung (REACH) und kann demnach für 
die Produktion von neuen PVC-Böden verwendet werden. Damit 
unterstützt das Projekt die EU in ihrem Ziel, eine kreislauforien-
tierte Wirtschaft in Europa zu etablieren. 

Darüber hinaus hat das Kon-
sortium die technologische 
Machbarkeit des Verfahrens im 
Pilot-Maßstab nachgewiesen 
und damit die Skalierung in den 
kommerziellen Maßstab vorbe-
reitet. Das Fraunhofer-Institut 
für Verfahrenstechnik und Ver-
packung IVV in Freising führte 
das Projekt gemeinsam mit zehn 
Unternehmen und Forschungs-
einrichtungen aus fünf europäi-
schen Ländern durch. Die Euro-
päische Union förderte Circular 
Flooring mit rund 5,4 Mio. Euro 
aus dem Rahmenprogramm „Ho-
rizon 2020“.

PVC (Polyvinylchlorid) ist ein 
sehr robuster Kunststoff, der sich 
aufgrund seiner Langlebigkeit für 
viele Anwendungen nachhaltig 
einsetzen lässt – unter anderen 
für Bodenbeläge für Wohn-, Ge-
werbe- und Industriezwecke. Al-
lerdings können alte gebrauch-
te PVC-Böden problematische 
Weichmacher wie DEHP enthal-
ten, die gemäß REACH-Verord-
nung2 der EU in neuen PVC-Fuß-
böden nicht mehr verwendet 
werden. Die einzige Möglichkeit 
zur Ausschleusung dieser Subs-
tanzen war bis jetzt die thermi-
sche Verwertung, was zur Ver-

schwendung wertvoller Materi-
alien führt.

Kritische Weichmacher 
erfolgreich neutralisiert

Das Circular-Flooring-Konsor-
tium hat in seiner Forschungsar-
beit gezeigt, dass recyceltes Ma-
terial aus PVC-Bodenabfällen in 
den Produktkreislauf zurückkeh-
ren kann. Die Forschenden ha-
ben ein lösungsmittelbasiertes 
Recyclingverfahren für PVC-Bo-
denbeläge entwickelt, mit dem 
PVC von unerwünschten Weich-
machern getrennt und zurückge-
wonnen wird.

Das PVC-Rezyklat kann erneut 
in Bodenbelägen eingesetzt wer-
den. Um dieses Recycling zu er-
leichtern, wurden im Rahmen 
des Projekts neue maßgeschnei-
derte Additive und Stabilisatoren 
entwickelt.

Aufgrund der Anforderungen 
an die farbliche Qualität, die im 
Projekt nicht bearbeitet wurde, 
wird das Rezyklat nicht in der 
Decklage der PVC-Bodenbeläge 
verwendet, kann aber in nicht 
sichtbaren Lagen bis zu 100 Pro-
zent Neuware-PVC ersetzen, so-
gar in den „Luxury Vinyl Tiles“, 

die sich derzeit zunehmender Be-
liebtheit erfreuen. Darüber hin- 
aus können die abgetrennten, 
kritischen Weichmacher in un-
kritische, REACH-konforme Sub-
stanzen umgewandelt werden.

„Die im Pilot-Maßstab produ-
zierte Qualität des PVC-Rezyk-
lats ist sehr gut, entspricht den 
EU-Normen und ermöglicht die 
Wiederverwendung des Rezyk-
lats in neuen PVC-Produkten“, 
sagt Projektkoordinator Dr. Mar-
tin Schlummer vom Fraunhofer 
IVV. „Die Umwandlung der ab-
getrennten Weichmacher in RE-
ACH-konforme Produkte war auf 
chemischer Ebene komplexer, als 
wir es uns zu Beginn vorgestellt 
hatten. Doch am Ende haben wir 
es geschafft.“

Neues Großtechnikum 
in Freising eröffnet

Nach der erfolgreichen labor-
technischen Vorentwicklung hat 
das Fraunhofer IVV nach mehr-
jähriger Bauzeit Ende 2023 auf 
seinem Gelände in Freising ein 
Großtechnikum eröffnet, das 
im Circular-Flooring-Projekt ge-
nutzt wurde, um reine PVC-Rezy-
klate zu produzieren. Das Tech-
nikum kann aber auch von an-
deren Branchen wie z.B. der Au-
tomotive-, Verpackungs- oder 
Baubranche genutzt werden, um 
Rezyklatmengen aus lösungsmit-
telbasiertem Recycling zu tes-
ten und für industrielle Anwen-
dungstests herzustellen. Das 
Großtechnikum wurde vom Bay-
erischen Staatsministerium für 
Wirtschaft, Landesentwicklung 
und Energie, dem Fraunhofer 
IVV und im Rahmen von Circular 

Flooring von der EU gefördert.

Nachfrage nach recyceltem 
PVC-Material steigt

Das Circular-Flooring-Konsor-
tium hat auch mit einer Markt-
studie gezeigt, dass das Thema 
Nachhaltigkeit bei Verbrauchern 
und Herstellern eine große Rol-
le spielt und die Nachfrage nach 
PVC-Rezyklaten steigt. Zudem 
gibt es in Europa genug Quel-
len für recycelbare PVC-Abfälle. 
„Die Infrastruktur für die Samm-
lung und Verarbeitung muss al-
lerdings gerade für „post-consu-
mer“-Fußbodenbeläge noch ak-
tiviert, vernetzt und gestärkt 
werden“, so Martin Schlummer.

Die Projektpartner haben auch 
in Bezug auf Wirtschaftlichkeit 
verschiedene Qualitätsnormen 
formuliert, untersucht und rea-
listische „Business Cases“ für die 
Produktion von neuen PVC-Bo-
denbelägen auf Basis von Rezy-
klaten beschrieben. Auch eine 
Ökobilanz wird im Rahmen des 
Projekts erstellt, um die Umwelt- 
auswirkungen des Verfahrens zu 
analysieren.

Beitrag zur Stärkung der  
europäischen PVC-Industrie

Dank der Forschungsarbeit in 
Circular Flooring gibt es nun ei-
nen neuen Weg, den Anteil von 
recyceltem PVC an der gesamten 
europäischen Kunststoffproduk-
tion zu erhöhen. Das im Projekt 
entwickelte Verfahren bietet 
neben ökologischen auch wirt-
schaftliche Vorteile: Es stärkt die 
europäische PVC-Industrie und 
fördert das Schaffen neuer Ar-
beitsplätze im Recycling-Sektor.

Zum EU-Projekt 
Circular Flooring

Das von der Europäischen Kom-
mission geförderte Projekt Circu-
lar Flooring ist im Juni 2019 ge-
startet und erhält bis August 
2024 rund 5,4 Mio. Euro Förder-
mittel aus Horizon 2020, dem  
Europäischen Rahmenprogramm 
für Forschung und Innovation.  
Ziel des Projekts war es, alte 
PVC-Bodenbeläge durch Lösen 
und Entfernen der kritischen Ad-
ditive schonend zu verwerten 
und so neuwertiges PVC für die 
Anwendung in neuen Fußboden-
belägen zurückzugewinnen, so-
dass diese mit der EU-Gesetzge-
bung konform sind. Am Projekt 
beteiligen sich 11 Unternehmen 
und Forschungseinrichtungen 
aus Deutschland, Belgien, Frank-
reich, Griechenland und Öster-
reich. Koordiniert wird Circular 
Flooring vom Fraunhofer-Institut 
für Verfahrenstechnik und Ver-
packung IVV in Freising. Weitere 
Projektpartner aus Deutschland 
sind die Bayerische Forschungsal-
lianz (BayFOR) GmbH, Sphera So-
lutions GmbH, Westlake Vinnolit 
GmbH & Co. KG, Lober GmbH & 
Co. Abfallentsorgungs-KG sowie 
die AgPR Arbeitsgemeinschaft 
PVC-Bodenbelag Recycling GbR.

Zur Bayerischen Forschungs-
allianz (BayFOR) GmbH

Die BayFOR unterstützte das 
Circular-Flooring-Konsortium er-
folgreich bei der Erstellung des 
Antrags auf EU-Fördermittel. Als 
Projektpartner begleitete sie das 
Konsortium beim Projektmanage-
ment und bei den Kommunikati-
onsaktivitäten. Die vom Bayeri-
schen Staatsministerium für Wis-
senschaft und Kunst geförderte 
Bayerische Forschungsallianz be-
rät und unterstützt bayerische Ak-
teure aus Wissenschaft und Wirt-
schaft umfassend beim Einwerben 
von europäischen Mitteln für For-
schung, Entwicklung und Innova-
tion. Der Schwerpunkt liegt dabei 
auf dem laufenden Rahmenpro-
gramm für Forschung und Inno-
vation der EU Horizon Europe. Die 
BayFOR ist Partner im Enterprise 
Europe Network und in der Baye-
rischen Forschungs- und Innova- 
tionsagentur.� r

Gemeinsame Erklärung:

BDE fordert schnelleren Aufbau 
der Recyclinginfrastruktur

Der BDE hat mit Bund, Ländern und weiteren Wirtschaftsakteu-
ren eine Gemeinsame Erklärung zur Stärkung der Phosphorrück-
gewinnung aus Klärschlamm unterzeichnet. Der Text ist ein Ergeb-
nis des hochrangigen Branchendialogs „Phosphorrückgewinnung 
aus Klärschlamm“, der vom Bundesumweltministerium in Berlin 
ausgerichtet wurde.

Der BDE hatte sich im Vorfeld 
bei der Umweltministerkonfe-
renz für den Austausch stark ge-
macht. Der Verband unterstützt 
die Bemühungen um eine zügi-
ge und fristgerechte Umsetzung 
der Klärschlammverordnung. 
Gleichzeitig fordert der Verband 
verbesserte Rahmenbedingun-
gen für den Aufbau von Rückge-
winnungskapazitäten.

BDE-Präsidentin Anja Sieges- 
mund: „Phosphor ist ein sehr 

knapper Rohstoff – unsere Land-
wirtschaft ist auf Importe dieses 
wertvollen Düngemittels ange-
wiesen. Umso dringlicher ist hier 
der Ansatz, via Kreislaufwirt-
schaft aus Klärschlämmen Phos-
phor zurückzugewinnen. Das ist 
ein hervorragendes Beispiel, wie 
die Importabhängigkeit bei be-
stimmten Ressourcen mit kluger 
Politik verringert werden kann. 
Die Mitgliedsunternehmen des  
BDE leisten hier durch For-

schung, Technologieentwicklung 
und Investitionen bereits einen 
großen Beitrag, um hochwerti-
ge Phosphorrezyklate auf den 
Markt zu bringen Wir brauchen 
jetzt ein Umfeld, dass den Auf- 
und Ausbau der Recyclinginfra-
struktur wirksam begünstigt.“

Für zügige Umsetzung 
der Klärschlammverordnung

Die 2017 novellierte Klär-
schlammverordnung schreibt 
größeren Kläranlagen ab 2029 
respektive 2032 die Rückgewin-
nung von Phosphor zwingend 
vor. Das Umsetzungstempo sei-
tens der Klärschlammerzeuger 
und der Politik reicht bislang aber 
nicht aus. Um Investitionssicher-
heit für den Aufbau von Recyc- 
lingkapazitäten zu schaffen, hät-
ten die Länder beispielsweise  
schon seit Jahren die Gebüh-
renfrage zur Kostendeckung der 
Phosphorrückgewinnung klä- 
ren können.

Die Gemeinsame Erklärung 
übernimmt hier viele Forderun-
gen des BDE: Dazu zählen der 
Ausbau von Planungskapazitäten, 
der sofortige Beginn von Planung 
und Umsetzung zum Anlagenbau 
und die Klärung rechtlicher Fra-
gen bei den Abwassergebühren.

BDE-Präsidentin Siegesmund: 
„Die Gemeinsame Erklärung und 
der Branchendialog sind wichtig, 
können aus unserer Sicht nur der 
Auftakt sein. Wir brauchen rasch 
eine Praxis, in der die defensi-
ve Ausschreibungspraxis zur Be-
handlung der Klärschlämme be-
endet wird. Eine Zwischenlage-
rung oder gar langfristige Depo-
nierung von Klärschlammaschen 
widerspricht den Zielen der Klär-
schlammverordnung und darf 
keine Handlungsalternative zur 
Phosphorrückgewinnung dar-
stellen.“� r

„Müllmonster“ Tonnenhäuschen 
lauern auf der Alten Mainbrücke

Nach der sehr positiven Resonanz 2020 auf die durch die Graffi-
ti-Künstler Christoph Ulherr und Andreas Pistner im Rahmen Kam-
pagne „Mach‘s mit – Gemeinsam für ein sauberes Würzburg“ ge-
stalteten Abfalltonnen wurden die Tonnenhäuschen auf der Alten 
Mainbrücke nun zum zweiten Mal durch das Würzburger Künst-
ler-Duo ATE-CREW neu gestaltet.
„Müllmonster“, die gefüttert werden wollen, sensibilisieren die 
Erholungssuchenden und Vorbeilaufenden „mit einem Augenzwin-
kern“ für die leider anhaltende Problematik des wild hinterlassenen 
Mülls auf der Alten Mainbrücke und motivieren dazu, Abfälle ord-
nungsgemäß in die bereitgestellten Behälter zu entsorgen.
Der Werkleiter der Stadtreiniger und Kommunalreferent Wolfgang 
Kleiner freut sich über die humorvolle Art, auf dieses wichtige The-
ma aufmerksam zu machen: „Die Verschmutzung der Brücke hat 
durch das Aufstellen der Mülltonnenhäuschen sehr abgenommen, 
weil der Großteil der Brückenbesucher den Müll jetzt richtig ent-
sorgt. Wichtig ist mir aber noch, dass die häufig mitgebrachten Fla-
schen in den Glascontainern entsorgt und nicht neben die Tonnen 
gestellt werden. Oft werden diese umgetreten und verursachen 
dann Scherben, die gefährlich sind und aufwändig zusammenge-
kehrt werden müssen.“
Eine Bitte hat auch noch die Straßenreinigung: „Unterstützen Sie 
unsere Mitarbeiter bei ihrer Arbeit, indem Sie Ihnen Platz machen, 
wenn sie die Tonnen leeren!“� Bild: Michael Lauricella

Würzburg räumt auf  
zum World Cleanup Day 2024

Im Rahmen des diesjährigen World Cleanup Days ruft die Um-
weltstation der Stadt Würzburg Vereine, Firmen und Initiativen 
sowie alle Bürgerinnen und Bürger Würzburgs auf, bis Ende Sep-
tember wilden Müll aus der Umwelt zu sammeln. Zusätzlich lädt 
das Team der Umweltstation erstmalig dazu ein, auch digital auf 
Endgeräten, Servern und Clouds aufzuräumen und nicht mehr be-
nötigte Dateien zu löschen.

Personen aus der Stadt Würz-
burg, die mit dem Verein, der 
Firma, der Familie oder dem 
Freundeskreis eine eigene Ab-
fallsammelaktion auf die Bei-
ne stellen möchten, dürfen sich 
gerne unter 0931 374400 bei 
der Umweltstation melden. Die-
se koordiniert sämtliche Samm-
lungen und steht bei Bedarf mit 
Leihausrüstung und weiteren In-
formationen zur Verfügung.

Wolfgang Kleiner, Werklei-
ter des städtischen Eigenbe-
triebs Die Stadtreiniger, betont 
die Bedeutung des Aktionsta-
ges: „Der World Cleanup Day ist 
mehr als nur eine Reinigungsak-
tion. Er ist ein symbolisches Zei-
chen unserer Verantwortung, 
unseren Planeten zu schützen 
und die Umweltverschmutzung 
zu bekämpfen, um eine nach-
haltige Zukunft für kommende 
Generationen zu gewährleis-
ten. Hier bei uns in Würzburg, 
in Deutschland und auf der gan-
zen Welt.“

Dieses Jahr wird der Wor-
ld Cleanup Day am 20. Septem-
ber von den Vereinten Nationen 
im Rahmen des Cleanup Mo-
nats September eingeleitet. Der 
Cleanup Monat ist eine globa-
le Kampagne, die darauf abzielt, 
den gesamten September über 
Menschen zu mobilisieren, um 
ihre Umgebungen sauberer und 
nachhaltiger zu gestalten. Bür-
gerinnen und Bürger sind aufge-
rufen, sich an Aufräumaktionen 
zu beteiligen, ihre eigenen Initi-
ativen zu starten und sich aktiv 
für eine saubere, gesunde und 
müllfreie Zukunft einzusetzen.

Durch die Registrierung von 
Aufräumaktion auf der Websei-
te des deutschen Trägervereins 
“Let’s Do It! Germany e.V.” unter 
www.worldcleanupday.de er-
halten die Cleanups überregio-
nale Strahlkraft. Zudem können 
kostenloses Werbematerial her- 
untergeladen und auf Wunsch 
ein Teilnahmezertifikat ausge-
stellt werden.

2023 beteiligten sich über 19 
Millionen Menschen in über 190 
Ländern weltweit am World Cle-
anup Day und setzten damit ein 
starkes Zeichen für eine saube-
re, gesunde und müllfreie Um-
welt.

In Deutschland beteiligten 
sich in über 2.000 Städten und 
Gemeinden rund 438.000 Men-
schen in mehr als 9.100 Clean- 
ups und sammelten über 1.900 
Tonnen Müll.

Dass auch ein digitales Clean- 
up eine große Rolle für Um-
welt- und Klimaschutz spielt, 
zeigt der stetig wachsende Ener- 
giehunger für die Herstellung 
und den Betrieb von Hardware 
und Rechenzentren. Deren An-
teil an den weltweiten Treib-
hausgasemissionen liegt inzwi-
schen bei etwa 4 Prozent. Das 
entspricht etwa 1.500.000.000 
Tonnen CO2-Emissionen pro 
Jahr. Durch eine Reduzierung 
von Datenmengen und Daten-
transfers sowie einem achtsa-
men Nutzungsverhalten bei Vi-
deostreaming, Online-Konfe- 
renzen & Co. kann hier jede und 
jeder Einzelne einen wichtigen 
Beitrag für den Umweltschutz 
leisten.� r

Zeit für mehr Wertschätzung
Kampagne an den Recycling- und Wertstoffhöfen des  

Landkreises Weißenburg-Gunzenhausen

Ende August startete die Kommunale Abfallwirtschaft des Land-
ratsamtes Weißenburg-Gunzenhausen ihre Kampagne „Zeit für 
mehr Wertschätzung“ an den Recycling- und Wertstoffhöfen. 

Mit der Kampagne soll die oft 
unterschätzte Arbeit der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter an 
den Höfen gewürdigt werden. Sie 
sind Fachkräfte aus den verschie-
densten Bereichen, wie Elektri-
ker, Schreiner, Mechaniker oder 
Fachkräfte für Kreislauf- u. Abfall-
wirtschaft. Alle tragen mit ihrem 
Wissen und Können dazu bei, den 
Recyclingprozess zu verbessern 
und wertvolle Ressourcen einzu-
sparen. „Damit leisten alle unse-
re Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter einen wertvollen Beitrag 
für den Umweltschutz und für 
mehr Nachhaltigkeit“, freut sich 
Landrat Manuel Westphal.

Die Wertschätzungskampagne 
wird neben den klassischen 
Drucksachen auch auf der Home-
page und in den sozialen Medien 

des Landkreises beworben. Dar- 
über hinaus sind an den Höfen 
im Landkreis Banner gut sichtbar 
für die Besucher angebracht.

„Unsere Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter an den Höfen sind 
genauso wie die Mitarbeitenden 
in der Verwaltung ein wichti-
ges Aushängeschild für den Ser-
vice des Landratsamtes. Ich hof-
fe, dass wir der bedeutenden 
Arbeit, die auch an den Recy-
cling- und Wertstoffhöfen ge-
leistet wird, durch die Kampa-
gne mehr Bedeutung zuschrei-
ben können“, betont Landkreis- 
chef Westphal und ergänzt: „Ge-
meinsam können wir uns für ei-
ne nachhaltige Zukunft einset-
zen – getreu unserem Kampag- 
nen-Slogan: ‚Wertstoff. Wert-
voll. Wertschätzung.‘“� r

http://www.worldcleanupday.de
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Teure Wahrzeichen
Die hohen Kosten der touristischen Schilder entlang deutscher Autobahnen

So direkt weiß es keiner, aber mehr als 3.400 „touristische Unter-
richtstafeln“ stehen entlang deutscher Autobahnen. Bayern liegt 
bei diesen braunen Hinweistafeln auf regionale Sehenswürdigkei-
ten weit vor allen anderen Bundesländern. 836 Tafeln standen im 
Januar 2020 entlang der rund 2.800 bayerischen Autobahnkilome-
ter. Zum Vergleich: Hessen zählte im gleichen Zeitraum 216 Schil-
der, das Saarland 60. Ein solches Schild kostet die Auftraggeber ak-
tuell – abhängig von der Position und dem damit verbundenen 
Aufwand für die Verankerung – zwischen 20.000 und 40.000 Euro, 
wie die Pressestelle der Autobahn GmbH mitteilt. Und meistens 
steht jeweils ein Schild pro Fahrtrichtung für eine touristische At-
traktion, was die Kosten schnell verdoppelt.

Angesichts der Tatsache, dass 
die Schilder vom Material her 
altern und auch optisch unan-
sehnlich werden, sollten sie 
im Schnitt alle 15 Jahre über-
prüft und, wenn nötig, neu gesi-
chert oder erneuert werden. Da 
kommt im Laufe der Zeit für die 

Auftraggeber doch ein beacht-
liches Sümmchen zusammen. 
Lohnt sich das?

Wirkung der Schilder

Sven Groß am Institut für Tou-
rismusforschung (ITF) der Hoch-

schule Harz, beschäftigt sich seit 
Jahren mit Wahrnehmung, Ef-
fekten und Entscheidungsver-
halten der Verkehrsteilnehmer 
in Bezug auf touristische Beschil-
derungen. Und seine Studien tra-
gen sicherlich dazu bei, dass die 
Schilder nicht weniger werden, 
denn laut seinen Untersuchun-
gen ist „fast jeder sechste Be-
fragte (17,1 Prozent) bereits min-
destens einmal aufgrund einer 
touristischen Unterrichtungsta-
fel spontan von einer Autobahn 
abgefahren, um die abgebilde-
te Sehenswürdigkeit, Stadt oder 
Landschaft zu besuchen. Der 
Großteil der Befragten hat in-
nerhalb des letzten Jahres einen 
spontanen Besuch durchgeführt 
(87,2 Prozent). Groß schließt dar- 

aus, dass diese Schilder wirken 
und zwar sowohl kurzfristig als 
auch langfristig.1

Es ist also eine Frage der Ge-
wichtung, ob und wie lange sol-
che „Unterrichtstafeln“ von der 
öffentlichen Hand finanziert 
werden. Als Auftraggeber fun-
gieren fast ausschließlich Land-
kreise, Städte und Länder, oft 
auch Touristikvereine und -ver-
bände, die mittelbar ebenfalls 
am Steuergeld hängen und ih-
re touristischen Attraktionen di-
rekt sichtbar machen.

Aktuell sind die Kommu-
nen und Gebietskörperschaf-
ten nicht mit finanziellen Über-
schüssen gesegnet. Im Febru-
ar musste sich der Landkreis 
Bad Tölz-Wolfratshausen über-
legen, ob er zwischen 20.000 
und 30.000 Euro für eine Erneu-
erung eines Schildes zahlen woll-
te oder lieber 6.000 Euro für den 
Rückbau. Er entschied sich für 
den Rückbau. Die Stadt Strau-
bing mit dem „Straubinger Zoo“-
Schild und der „Naturpark Obe-
rer Bayerischer Wald“ stellten 
ähnliche Überlegungen an, wie 
der Bayerische Rundfunk Ende 
Februar 2024 berichtete.

Warum sind die Schilder so 
teuer und wie setzen sich die 
Kosten zusammen? In den Un-
terlagen für Antragsteller (2011) 
heißt es:  „Gem. § 51 StVO sind 
die Kosten für VZ 3856-52 StVO 
(touristische Unterrichtstafeln) 
von demjenigen zu tragen, der 
die Aufstellung beantragt hat.“ 
Neben den Erstellungskosten 
(Anfertigung, Fundament, Stän-
der und Montage) umfasst dies 
auch sämtliche weiteren Kos-
ten, die im Laufe der Bestands-
zeit in Zusammenhang mit der 
Beschilderung ggf. entstehen 
können (Reparatur, Ersatz, Ent-
fernung etc.). Für die durch  
die Beschilderung erschwerten 
Unterhaltungsarbeiten entlang 
der Autobahn (Mäharbeiten am 
Randstreifen, Gehölzschnitt, Rei-
nigungsarbeiten etc.) wird ein-
malig ein Ablösebetrag von 50 
Prozent der Erstellungskosten + 
10 Prozent Verwaltungskosten-
zuschlag erhoben.

Die „Schneewittchenstadt 
Stadt Lohr am Main“ entschied 
sich im Jahr 2011 für zwei Schil-
der. Kostenpunkt: 7.000 Euro 
plus Ablösebetrag für die Unter-
haltskosten von 50 Prozent der 
Erstellungskosten sowie einen 
Verwaltungskostenzuschlag. Ins-
gesamt zahlte die Stadt Lohr vor 
15 Jahren 12.000 Euro für zwei 
Schilder, die seit 2013 an der A3 
zu finden sind. Ähnlich erging es 
der Stadt Straubing, die für zwei 
Zoo-Schilder im Jahr 2001 insge-
samt 6.000 Euro zahlen muss-
te. Das ist 23 Jahre her. Nun wird 
sich Straubing von seinen beiden 
Schildern trennen, denn 84.000 
Euro für zwei neue Schilder – die 
nach einer neuen Norm aus dem 
Jahr 2008 größer als die vorheri-
gen Schilder sein müssen – woll-
te der Stadtrat nicht ausgeben. 
Man vermutete die Kostenstei-
gerung offenbar in den gestiege-
nen bürokratischen Vorgaben. 
Daher wandte sich Straubings 
OB Markus Pannermayr an Bun-
desverkehrsminister Volker Wis-
sing und forderte einen Bürokra-
tieabbau. 

Mehr als einen Preistreiber

Doch liegen die Kosten für sol-
che Schilder wirklich nur an ei-
ner überbordenden Bürokratie? 
„Die Ausgestaltung und Aufstel-
lung der braunen Schilder er-
folgt nach den Richtlinien für 
die touristische Beschilderung 
(RtB)“ so Maria Schraml Presse-
sprecherin der Autobahn Gm-
bH Bayern Nord. Offenbar sind 
die der Norm von 2008 entspre-
chenden neuen Schilder auf-
grund ihrer Größe teurer, als die 
älteren, kleineren Exemplare. 
Dazu kommen der Gabelstän-
der für die Montage, die Mon-

tage vor Ort (inklusive der Fun-
damentsetzung). Die Kostenstei-
gerungen für derartige Metalle 
sind abhängig von Rohmaterial- 
und Energiekosten zur Material-
herstellung sowie Personal- und 
Transportkosten bei Herstellung 
und Versand. All dies ist in den 
vergangenen 10 Jahren kosten-
mäßig in schwindelnde Höhen 
gestiegen.

Der prozentuale Verwaltungs-
kostenzuschlag ist im Vergleich 
zu 2011 gleich geblieben. Auch 
die zusätzlichen 50 Prozent Ab-
lösebetrag, der für die Unter-
haltsmehrkosten, wie mehrma-
lige Wartung der Schilder pro 
Jahr und das händische Rasen-
mähen rings um die Pfosten sind 
nach Angabe der Autobahn Gm-
bH (prozentual) gleich geblie-
ben – wobei gestiegene Grund-
kosten logischerweise auch stei-
gende Anteilskosten zur Folge 
haben. Hinzu gekommen sind  
etwa 3.000 bis 4.000 Euro pro 
Schild für die Verkehrssicherung 
während der Montage und in 
den neuen Verträgen wird auch 
gleich die Demontage pro Schild 
mit ca. 5.000 Euro berechnet. 

Es gibt also durchaus mehr als 
einen Preistreiber. Material und 
Dienstleistung geben die Grund-
ausrichtung vor. Dann schla-
gen Personalkosten besonders 
bei den Sicherungsmaßnahmen 
während des Aufbaus zu Bu-
che. „Für eine Montage müssen 
mehrere LKWs richtliniengemäß 
die Sicherheit der Arbeiter her-
stellen. Da sind mehrere Firmen 
im Einsatz. Und eine LKW-Stun-
de bedeutet, dass man das Fahr-
zeug und den Fahrer zahlen 
muss. Zusätzlich die Mitarbeiter 
der Erdbaufirmen und die Mon-
teure“, sagt Josef Seebacher, der 
für die Autobahn GmbH Südbay-
ern spricht. Für ihn steht die Si-
cherheit der Arbeiter an erster 
Stelle. Und er stellt klar: „Grund-
sätzlich verdienen wir nichts an 
den touristischen Hinweisschil-
dern und organisieren nur die 
Aufstellung durch eine Fachfir-
ma, die in einer öffentlichen Aus-
schreibung das wirtschaftlichste 
Angebot abgegeben hat.“ 

Kritik angekommen

Doch die Kritik der Kommu-
nen ist angekommen: Die Auto-
bahn GmbH unterzieht derzeit 
die Vergaben und Abläufe der 
touristischen Beschilderung ei-
ner kritischen Überprüfung mit 
dem Ziel, die Kosten im Sinne 
der Antragsteller zu optimieren. 
Was dabei herauskommt, ist ab-
zuwarten. � (ggb)

1https://wissenschafts-thurm.
de/tour is t ische - unterr ich -
t u n g s t a f e l n - a n - a u t o b a h -
nen-in-deutschland/

Bayerische Flughäfen  
setzen Wachstumskurs fort

Erneut können die Flughäfen München, Nürnberg und Memmin-
gen auf ein erfolgreiches Jahr zurückblicken. Nach Angaben der 
Airports setze sich der Wachstumskurs fort und die anhaltend ho-
he Nachfrage nach Flugreisen spiegle sich in den Verkehrsergeb-
nissen des vergangenen Jahres und des ersten Halbjahres 2024 
wider.

Aufwärtstrend in München

Am Flughafen München wur-
den vom 1. Januar bis zum 30. 
Juni mehr als 19 Millionen Pas-
sagiere gezählt – ein Plus von 
14,8 Prozent gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum. Damit er-
reicht der Münchner Airport im 
ersten Halbjahr 2024 knapp 85 
Prozent des Fluggastaufkom-
mens des Rekordjahres 2019. 
Noch nie waren die Maschinen 
in München im Durchschnitt so 
gut ausgelastet: Mit einem Wert 
von 80 Prozent erzielt der Flug-
hafen München hier einen Re-
kord. Besonders stark zugelegt 
hat der Interkontinentalverkehr 
mit einem Passagierwachstum 
von annähernd 19 Prozent.

Der Aufwärtstrend zeigt sich 
auch beim Anstieg der Zahl 
der Flugbewegungen: Im ers-
ten Halbjahr 2024 wurden über 
156.000 Starts und Landungen 
registriert. Dies bedeutet ein 
Plus von über zehn Prozent ge-
genüber dem Vorjahr. Vergli-
chen mit dem Jahr 2019 sind bei 
der Anzahl der Flüge gut 76 Pro-
zent erreicht. Mittlerweile bie-
tet Bayerns Luftverkehrsdreh-
kreuz weltweit bereits wieder 
rund 160 Reiseziele an, darun-
ter 47 Interkontinentalziele.

„Der positive Trend wird sich 

im Jahresverlauf fortsetzen, da 
bereits weitere neue Langstre-
ckendestinationen angekündigt 
wurden“, heißt es in einer Mit-
teilung. Vom anziehenden Luft-
verkehr in München profitie-
re auch das Frachtgeschäft am 
Airport: Mit einem Gesamtauf-
kommen von rund 147.000 Ton-
nen stieg das Volumen im Ver-
gleich zum Vorjahreszeitraum 
um elf Prozent.

Stabile Nachfrage  
in Nürnberg

3,9 Millionen Fluggäste aus 
der Metropolregion Nürnberg 
und darüber hinaus nutzten im 
vergangenen Jahr den Albrecht 
Dürer Airport für ihre Reisen. 
Damit wuchs die Passagiermen-
ge im Vergleich zu 2022 um 19,9 
Prozent und lag nur noch 4,4 
Prozent unter dem Jahresergeb-
nis von 2019.

Das Jahr 2023 zeichnete sich 
erstmals nach der Pandemie 
wieder durch eine durchgehend 
stabile Nachfrage aus. Der Som-
merflugplan bot mehr als 60 
Ziele, während die Auslastung 
der Flugzeuge bei annähernd 82 
Prozent lag. Damit hat der Aus-
lastungsgrad einen historischen 
Höchststand erreicht.

Mit Beginn des Sommerflug-

plans 2023 wurde die Passa-
giermenge von 2019 durchge-
hend übertroffen. Der Linien-
verkehr legte 2023 um 28,3 Pro-
zent beim Passagieraufkommen 
im Vergleich mit 2022 zu, was 
vor allem am wachsenden Low-
Cost-Verkehr und einem stabi-
len, ganzjährigen Angebot lag.

Ein Trend am Standort Nürn-
berg blieb der florierende Low-
Cost-Verkehr: Über 1,8 Millio-
nen Fluggäste wurden in die-
sem Segment 2023 befördert.

Stabilisierung  
der Lieferketten

2023 fanden am Albrecht Dü-
rer Airport 50.363 Flugbewe-
gungen statt, rund 4,3 Prozent 
mehr als im Vorjahr. Konjunktu-
rell bedingt und infolge der Sta-
bilisierung der Lieferketten ver-
ringerte sich die geflogene Luft-
fracht im Vorjahresvergleich 
von 5.584 auf 4.464 Tonnen, 
die getruckte, per Lkw trans-
portierte Fracht von 94.475 auf 
81.495 Tonnen.

Für 2024 strebt der Airport 
Nürnberg rund 4,1 Millionen 
Passagiere an. Insgesamt flie-
gen über 20 Fluggesellschaf-
ten den Airport im Linien- und 
Charterverkehr regelmäßig an.

Rasantes Wachstum  
in Memmingen

Zufriedene Gesichter auch am 
Airport Memmingen: Noch nie 
flogen so viele Passagiere ab 
und nach Memmingen wie 2023. 

Im abgelaufenen Jahr wurden 
2.824.711 Passagiere verzeich-
net, was einem Zuwachs von 
knapp 42 Prozent im Vergleich 
zum Vorjahr entspricht. Für das 
laufende Jahr rechnen die Ver-
antwortlichen mit rund drei Mil-
lionen Fluggästen.

Das rasante Wachstum am 
Flughafen Memmingen hat frei-
lich Konsequenzen. Nach Anga-
ben der Geschäftsführung wird 
die Airport-Infrastruktur den 
veränderten Anforderungen 
angepasst, um den Passagieren 
weiterhin ein angenehmes Flug-
hafen-Erlebnis zu garantieren. 
Dazu zähle der weitere Ausbau 
des Terminals. Dies betreffe ins-
besondere den Bereich der Si-
cherheitskontrolle sowie die 
Abflug-Gates. Zudem werden 
die Vorfeldflächen erweitert. 
Überdacht wurde das Mietwa-
gen- und Airport Service Center, 
so dass ein geschützter Warte-
bereich für Passagiere, Abholer 
und Bringer entstand. Ebenfalls 
ausgebaut wurde das Gastro-
nomie-Angebot im öffentlichen 
Bereich vor dem Terminal.

Green Airport

Laufend werde darüber hin- 
aus in das ehrgeizige Projekt 
Green Airport investiert, das 
bis zum Jahr 2030 den Betrieb 
eines klimaneutralen Airports 
ermöglichen soll. Als nächster 
Schritt ist der Ausbau der Pho-
tovoltaik geplant. � DK

https://www.tvbayernlive.de/
https://wissenschafts-thurm.de/touristische-unterrichtungstafeln-an-autobahnen-in-deutschland/
https://wissenschafts-thurm.de/touristische-unterrichtungstafeln-an-autobahnen-in-deutschland/
https://wissenschafts-thurm.de/touristische-unterrichtungstafeln-an-autobahnen-in-deutschland/
https://wissenschafts-thurm.de/touristische-unterrichtungstafeln-an-autobahnen-in-deutschland/
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Servicequalität der Regionalzüge 
auf Vor-Corona-Niveau

Bayerische Eisenbahngesellschaft veröffentlicht Ranking zur Servicequalität 2023 

Bei Service und Komfort knüpften die Eisenbahnverkehrsunterneh-
men, die im Freistaat die Regionalzüge betreiben, im vergangenen 
Jahr an ihre Leistungen aus den Vor-Corona-Jahren an. Zu diesem Er-
gebnis kommt das jährliche Ranking Servicequalität der Bayerischen 
Eisenbahngesellschaft (BEG). Auf einer Skala von -100 bis +100 Punk-
ten erreichten die 32 bewerteten Regionalverkehrsnetze im bayern-
weiten Durchschnitt 32,68 Punkte. Im Vergleich zum Vorjahr 2022 
(46,92 Punkte) fiel der Wert um gut 14 Punkte. Er liegt jedoch leicht 
über dem Wert von 2019 (30,25 Punkte), als noch ähnlich viele Fahr-
gäste mit den Regionalzügen unterwegs waren wie im Jahr 2023. Er 
reiht sich somit in die grundsätzlich positive Entwicklung aus den 
Jahren vor der Corona-Pandemie ein.

Das vollständige Ranking zur 
Servicequalität 2023 hat die 
BEG auf der Webseite beg-ran-
king-servicequalitaet.de veröf-
fentlicht. Die BEG plant, finan-
ziert und kontrolliert im Auf-
trag des Bayerischen Verkehrs-
ministeriums den Regional- und 
S-Bahn-Verkehr in Bayern. Sie 
überprüft regelmäßig die Leis-
tungen der bayerischen Eisen-
bahnverkehrsunternehmen in 
Sachen Sauberkeit, Komfort und 
Kundenorientierung mit Hilfe von 
externen Testern und Fahrgast-
befragungen. Pünktlichkeitswer-
te und Zugausfälle fließen nicht 
in das Ranking zur Servicequalität 
ein. Sie werden in einem eigenen 
Messsystem ermittelt und sepa-
rat veröffentlicht.

Das Netz Kahlgrund (DB Regio 
Netz) konnte seine Spitzenposi-
tion aus den Vorjahren bestäti-
gen. Mit 100 von 100 möglichen 
Punkten führt das Netz die Ta-
belle auch im Jahr 2023 wieder 
an (2022: 100 Punkte). Platz 2 im 
Ranking belegt ein Aufsteiger: 
Das Netz Ammersee-Altmühlt-
al (Bayerische Regiobahn) konn-
te gut 19 Punkte hinzugewin-
nen und erzielte insgesamt 74,64 
Punkte (2022: 55,33 Punkte). Mit 
65,99 Punkten und Rang 3 konn-
te das Netz Kissinger Stern (Erfur-
ter Bahn) wiederum seine Platzie-
rung aus dem Vorjahr verteidigen 
(2022: 93,18 Punkte).

Unabhängig von den jeweiligen 
Punktgewinnen oder -verlusten 
wurden die Mindesterwartun-
gen der BEG an die Servicequali-
tät in insgesamt 27 von 32 bewer-
teten Netzen übertroffen. Alle Ei-
senbahnverkehrsunternehmen 
(EVU), die mehr als null Punkte 
erreichen, erhalten entsprechen-
de Bonuszahlungen vom Frei-
staat; EVU, die Minuspunkte ver-
zeichnen, müssen eine Strafe an 
den Freistaat entrichten.

Grundvoraussetzung für  
Qualität: Infrastrukturausbau

„Die Fahrgäste im bayerischen 
Schienenverkehr haben nichts 
weniger als einen Top-Service 
verdient. Deshalb freut es mich, 
dass einige Unternehmen ihre 
Leistungen sogar noch verbes-
sern konnten und die Service-
qualität unterm Strich auf einem 
vergleichsweise hohen Niveau 
ist. An vielen Stellen ist aber noch 
Luft nach oben. Die Ergebnisse 
des Rankings müssen für die Un-
ternehmen Ansporn sein, weiter 
an ihrer Servicequalität zu arbei-
ten. Gleichzeitig muss die Deut-
sche Bahn die Infrastruktur er-
tüchtigen. Denn auch das ist ei-
ne Grundvoraussetzung für Qua-
lität“, kommentiert Christian 
Bernreiter, Bayerns Verkehrsmi-
nister und zugleich Aufsichtsrats-
vorsitzender der BEG, die Ergeb-
nisse. Bärbel Fuchs, Geschäfts-
führerin der BEG, ergänzt: „Es 
liegt auf der Hand: Je mehr Men-
schen Bahn fahren, desto mehr 
leidet beispielsweise die Sauber-
keit und desto häufiger kann die 
Ausstattung Schaden nehmen. 
Herausfordernd bleibt auch der 
branchenweite Personalmangel. 
Das darf aber nicht zu Lasten der 
Fahrgäste gehen. Schließlich ist 
es eine der originären Aufgaben 
der EVU, dass die Kunden jeder-
zeit saubere und gepflegte Fahr-
zeuge erleben. Dennoch: In den 

meisten Netzen werden unse-
re hohen Mindesterwartungen 
deutlich übertroffen. Das zeigt, 
dass unser Mess- und Anreizsys-
tem weiterhin sehr gut wirkt.“

Die größten Auf- und  
Absteiger im Ranking

Über das gesamte Ranking hin-
weg gab es viel Bewegung. Drei 
Netze schafften es neu in die Top 
Ten: Das Netz Ammersee-Alt-
mühltal (Betreiber: Bayerische 
Regiobahn) konnte sich um 19,31 
Punkte verbessern und landete 
mit insgesamt 74,64 Punkten auf 
Platz 2 der Tabelle (2022: Platz 
12). Um zehn Plätze nach vorne 
schaffte es auch das Netz Hohen-
lohe-Franken-Untermain (DB Re-
gioNetz). Das Netz gewann 15,52 
Punkte hinzu und landete mit ins-
gesamt 63,68 Punkten auf Platz 
4 (2022: Platz 14). Ein ähnlicher 
Sprung nach vorne gelang auch 
dem Netz Oberland (Bayerische 
Regiobahn): Mit einem Zugewinn 
von 5,10 Punkten und insgesamt 
62,60 erreichten Punkten schob 
sich das Netz von Platz 11 auf 
Platz 5 der Tabelle vor. Mit 41,81 
Punkten hat das Netz Main-Saa-
le-Express (DB Regio) zwar die 
Top Ten knapp verpasst. Gegen-
über dem Vorjahr kamen aller-
dings 11,73 Punkte hinzu. Damit 
stieg das Netz von Platz 21 auf 
Platz 11 der Tabelle auf. In allen 
genannten Netzen konnten die 
Eisenbahnverkehrsunternehmen 
nahezu über alle Kategorien hin-
weg ihre Bewertungen gegen-
über dem Vorjahr verbessern.

Sechs Netze mussten deutli-
che Abzüge von über 30 Punkten 
in ihren Bewertungen hinneh-
men. Punktabzüge gab es vor al-
lem bei der optischen Fahrgas-
tinformation, bei der Sauberkeit 
sowie bei der Funktionsfähigkeit 
der Ausstattung. Das Netz Ober-
pfalzbahn/Waldbahn (Die Län-
derbahn) spielt zwar weiterhin im 
oberen Tabellendrittel mit, ver-
liert aber gut 34 Punkte, was im 
Berichtsjahr mit insgesamt 60,31 
Punkten immer noch für Platz 7 
im Ranking reicht (2022: 94,62 
Punkte, Platz 2). Für das Netz 
Werdenfelsbahn (DB Regio) führ-
te ein Verlust von 37,43 Punkten 
ins Mittelfeld des Servicequali-
tätsrankings. Nach 74,85 Punkten 
und Platz 4 im Vorjahr reihte sich 
das Netz 2023 mit 37,42 Punkten 
auf Tabellenplatz 15 ein. Das Netz 
Flughafenexpress (DB Regio) ver-
lor gut 46 Punkte und sortierte 
sich mit insgesamt 23,82 Punkten 
auf Platz 21 der Tabelle ein (2022: 
70,38 Punkte, Platz 7).

Das Netz Linienstern Mühldorf 
(DB RegioNetz) musste mehr als 
30 Punkte abgeben. Insgesamt 
wurden im Berichtsjahr 15,56 
Punkte erzielt, was in der Tabelle 
Platz 23 bedeutete (2022: 46,99 
Punkte, Platz 16). Das E-Netz All-
gäu (Arverio Bayern, ehemals 
Go-Ahead Bayern) wurde um 
knapp 60 Punkte schlechter be-
wertet als im Vorjahr und lande-
te mit insgesamt 8,70 Punkten 
und Platz 26 im letzten Drittel der 
Tabelle (Vorjahr: 67,79 Punkte, 
Platz 8). Das Dieselnetz Allgäu Los 
2 (DB Regio) verlor gut 37 Punk-
te, was im Ergebnis zu einer Ge-
samtbewertung von -10,36 Punk-
ten und dem vorletzten Tabellen-
platz führte (2022: 26,81 Punk-
te, Platz 26). Damit verpasste das 

Netz die Mindesterwartungen 
der BEG und es wird eine Straf-
zahlung fällig. 

Schlusslicht der Tabelle, und 
damit ebenfalls mit einer Straf-
zahlung belastet, wurde das Netz 
Alex-Nord (Die Länderbahn). 
Nachdem im Vorjahr die Min-
destanforderungen der BEG nur 
knapp verfehlt wurden (-0,09 
Punkte), verlor das Netz gut 16 
Punkte und belegte im Berichts-
jahr mit -16,19 Punkten abermals 
den letzten Platz im Jahresran-
king.

Messsystem Servicequalität

Im Rahmen ihres Messsystems 
zur Servicequalität beurteilt die 
BEG bayernweit einheitlich seit 
2008 Leistungskriterien, die un-
mittelbar in der Verantwortung 
der Eisenbahnverkehrsunterneh-
men liegen. Berücksichtigt wer-

VDV warnt  
vor Massensterben 
der Unternehmen

„Finanzielle Belastungsgrenze bereits 2023 erreicht“
Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV), Bran-
chenverband für 700 Verkehrsunternehmen des öffentlichen 
Personen- und des Eisenbahnverkehrs zeigt sich angesichts 
der Verständigung der Bundesregierung zum Bundeshaus-
halt 2025 alarmiert. Die Umwandlung von 4,5 Milliarden Eu-
ro an Zuschüssen in Eigenkapitalerhöhungen für die DB-In-
frastruktur hat die Befürchtungen der Branche bestätigt. 
Joachim Berends, Vizepräsident des VDV, übt scharfe Kri-
tik: „Die finanzielle Belastungsgrenze für den Schienensek-
tor war bereits im Übergang von 2023 auf 2024 erreicht. Die 
jetzige Entscheidung ist ein schwerer Fehler. Wenn nicht wei-
terhin auf vergleichbarem Niveau seitens des Bundes inves-
tiert wird, droht ein Massensterben der Unternehmen, die 
in diesem Sektor tätig sind.“

Branchenstimmen werden konsequent ignoriert

Der VDV hat wiederholt und unmissverständlich auf die 
dramatische Lage hingewiesen. Doch seine Warnungen wur-
den ignoriert. „Es ist völlig unverständlich, warum die Bran-
chenstimmen konsequent ignoriert werden. Wir haben im-
mer wieder betont, dass ohne eine stabile und planbare Fi-
nanzierungsgrundlage die dringend notwendigen Ausbau-
maßnahmen in der Schieneninfrastruktur nicht umgesetzt 
werden können. Das muss endlich anerkannt werden“, so Be-
rends weiter. 

Die aktuellen Kürzungen sind völlig unzureichend, um die 
ehrgeizigen Klimaschutzziele zu erreichen und vor allem den 
Schienengüterverkehr wettbewerbsfähig zu halten. „Es ist ein 
Konjunkturprogramm für den Lkw“, stellt Berends fest. Be-
sonders betroffen sind Projekte, die für den Deutschland-Takt 
und die Schienengüterverkehrsnetze von zentraler Bedeu-
tung sind. 

Berends abschließend: „Es muss schnellstmöglich ein Um-
denken erfolgen. Der Bund darf sich nicht von kurzfristigen 
fiskalischen Zwängen leiten lassen, sondern muss die langfris-
tige Sicherung und den Ausbau unserer Verkehrsinfrastruktur 
im Blick behalten. Der Wirtschaftsstandort Deutschland und 
die Verkehrswende dürfen nicht auf dem Altar der Schulden-
bremse geopfert werden. Wir erwarten, dass unsere Stimme 
gehört wird.“ � r

den die Sauberkeit der Fahrzeu-
ge, die Fahrgastinformation, die 
Funktionsfähigkeit der Ausstat-
tung, die Serviceorientierung der 
Zugbegleiter und die Kundenori-
entierung bei Beschwerden. Die 
Ergebnisse der Messungen ha-
ben unmittelbare finanzielle Aus-
wirkungen auf die Betreiber der 
jeweiligen Netze. Erreicht ein Un-
ternehmen den Wert Null, sind 
die Erwartungen der BEG gerade 
erfüllt. Wer darüber liegt, erhält 
eine Bonuszahlung, wer Minus-
punkte verzeichnet, zahlt Strafe 
(+100 Punkte = maximaler Bonus, 
-100 Punkte = maximaler Malus).

Die Pünktlichkeitswerte und 
Zugausfälle fließen nicht in die 
Ergebnisse des Rankings zur Ser-
vicequalität ein. Sie werden in ei-
nem gesonderten Messsystem 
ermittelt. Die Gründe für etwai-
ge Verspätungen und Zugausfäl-
le sind vielfältig. Sie liegen unter 
anderem an Mängeln der Schie-
neninfrastruktur und fallen damit 
nicht – wie die Servicequalität – 
allein in die Verantwortung der 
Verkehrsunternehmen, die den 
Zugverkehr in den einzelnen Net-
zen betreiben. � r

Internationale Bodensee-Konferenz: 

Bayern und Baden-Württemberg 
enttäuscht vom Bund

„Der Öffentliche Schienenverkehr in der Bodenseeregion hat  
mehr Interesse und Aufmerksamkeit verdient“

Bayerns Europaminister Eric Beißwenger und sein Baden-Würt-
temberger Kollege Florian Hassler, Staatssekretär im ba-
den-württembergischen Staatsministerium, haben jetzt in einem 
gemeinsamen Brief an den parlamentarischen Staatssekretär im 
Bundesverkehrsministerium, Michael Theurer ihre Enttäuschung 
darüber zum Ausdruck gebracht, dass kein politischer Vertreter 
der Bundesregierung an den Gesprächen der Internationalen 
Bodensee-Konferenz teilgenommen hatte. Sie appellieren darin 
ausdrücklich an den Bund, seine Zuständigkeiten im Bereich des 
Schienenverkehrs wahrzunehmen. 

Ende Juni hatten sich die Re-
gierungschefs und -vertreter der 
Internationalen Bodensee-Kon-
ferenz (IBK) in der Bayerischen 
Vertretung in Berlin getroffen. 
Sie waren auf Initiative des Beiß-
wengers dorthin eingeladen wor-
den: „Wir wollten es den Vertre-
tern des Bundesverkehrsministe-
riums und der Deutschen Bahn 
so einfach wie nur möglich ma-
chen, an dieser Sitzung teilzuneh-
men“, so der Minister. Die Re-

gierungschefs wollten mit ihnen 
über den grenzüberschreitenden 
Schienenpersonenverkehr im Bo-
denseeraum diskutieren. Dafür 
hatten sie sich aus Bayern, Ba-
den-Württemberg, Vorarlberg, 
der Schweiz und Liechtenstein in 
die deutsche Bundeshauptstadt 
aufgemacht. Bereits für Anfang 
Dezember 2023 hatte das Bun-
desverkehrsministerium eine Ein-
ladung nach München zu diesem 
Thema dankend abgelehnt. Jetzt 
waren Ministerium und Bahn nur 
mit Mitarbeitern, jedoch nicht 
mit politischen Entscheidungs-
trägern bei der Sitzung vertre-
ten. Beißwenger: „Mein Eindruck 
ist, wir stoßen mit unseren An-
liegen beim Bund auf taube Oh-
ren, die politisch Verantwortli-
chen ducken sich weg. Und das, 
obwohl mit Michael Theurer ein 
gebürtiger Tübinger Staatssekre-
tär im Bundesverkehrsministeri-
um ist.“ Der Baden-Württember-
ger ist nicht nur im Ministerium 
für den Bahnverkehr zuständig, 
er ist auch noch Beauftragter der 
Bundesregierung für den Schie-
nenverkehr.

Täglich  
weit über 60.000 Pendler

Die Bodenseeregion mit über 
vier Millionen Einwohnern und 
über 20 Millionen Hotelüber-
nachtungen im Jahr sei einer 
der wirtschaftlich stärksten Räu-
me in der EU, bilde für die Bevöl-
kerung einen gemeinsamen Le-
bens-, Kultur-, Natur- und Wirt-
schaftsraum und sei zudem ein 
beliebtes Urlaubsziel. Zwischen 
den vier Ländern pendelten täg-
lich weit über 60.000 Menschen. 
Hinzu kämen zahlreiche Touris-
ten, die sich rund um den Boden-
see bewegen. Die Schieneninfra-
struktur und die Bahnverbindun-
gen trügen dem aber nicht aus-
reichend Rechnung, bedauert 
Beißwenger. Deswegen verfolgt 
die IBK mehrere Ziele: kürzere 
Reisezeiten, mehr Verbindungen 
und mehr umsteigefreie Direkt-
verbindungen auch über die Lan-
desgrenzen hinweg, aufeinander 
abgestimmte Anschlüsse ohne 
Anschlussbrüche an den Grenzen 
und eine auf das geplante An-
gebot abgestimmte Infrastruk-
tur. Für Bayern sind besonders 
ein 30-Minuten-Takt zwischen 
Lindau und Friedrichshafen, 
ein Stundentakt in der Fernver-
kehrsverbindung (Eurocity) zwi-
schen München und Zürich, eine 
direkte Fernverkehrsverbindung 
von Innsbruck über Feldkirch und 
Lindau nach Ulm sowie ein direk-
te S-Bahn-Verbindung von Rohr-
schach nach Lindau von besonde-
rer Bedeutung.

Mehr Interesse und  
Aufmerksamkeit verdient

„Für uns geht es nicht in erster 
Linie ums Geld. Wir wollen, dass 
die Region in den Planungen des 
Bundes berücksichtigt wird, und 
dass sich der Bund mit den Regie-
rungen in Österreich, der Schweiz 
und Liechtenstein über ein  
gemeinsames, grenzüberschrei-
tendes Konzept abstimmt. Da-
für brauchen wir nun einmal den 
Bund. Der Öffentliche Schienen-
verkehr in der Bodenseeregion 
hat mehr Interesse und Aufmerk-
samkeit verdient“, sind sich Beiß-
wenger und Hassler einig. � r

VDV-Forderungen:

Europäische Verkehrspolitik 2024-2029
Verkehr findet vor Ort statt – doch die Weichen dafür werden u. a. 
auf nationaler und europäischer Ebene gestellt. Vor diesem Hinter-
grund hat der VDV Forderungen für die europäische Verkehrspolitik 
2024-2029 formuliert.

Grundsätzlich tritt der Verband 
Deutscher Verkehrsunternehmen 
für die Stärkung des Eisenbahn-
verkehrs und öffentlichen Per-
sonennahverkehrs (ÖPNV) in Eu-
ropa ein. Dabei müsse die Ver-
lagerung des Güterverkehrs auf 
die Schiene die Maxime für die 
verkehrspolitische Arbeit auf 
EU-Ebene sein. Kombinierter Ver-
kehr und Einzelwagenverkehr sei-
en dafür gezielter zu fördern. In-
itiativen zur bloßen Stärkung des 
Straßengüterverkehrs müssten 
auf den Prüfstand.

Um den Verkehr auf die Schie-
ne zu verlagern, sei die Infrastruk-

tur zu ertüchtigen. Für Sanierung 
und Ausbau des Netzes müssten 
die nötigen Rahmenbedingun-
gen im Hinblick auf Finanzierung 
sowie Planungs-, Genehmigungs- 
und Umsetzungsbeschleunigung 
geschaffen werden.

Technische Innovationen wie 
etwa die Einführung der „Digi-
talen Automatischen Kupplung“ 
(DAK) oder eine gemeinsame Da-
tenplattform im Schienengüter-
verkehr sind aus Sicht des VDV 
voll durchzufinanzieren und in al-
len Mitgliedstaaten gleichzeitig 
zur Stärkung der Wettbewerbs-
position der Schiene einzuführen.

Bus und Bahn  
statt privater PKW

Der Angebotsausbau mit Bus-
sen und Bahnen sei als substanzi-
elle Alternative zum privaten Pkw 
weiterhin zu verfolgen; gleichzei-
tig müssten als Mindeststandard 
die Ziele der Daseinsvorsorge ge-
währleistet sein. Öffentlich zu-
gängliche Mobilitätsangebote als 
Grundbedürfnis dürften nicht zur 
Disposition gestellt werden. Sie 
seien zugleich ein Wirtschaftsfak-
tor für ganz Europa.

Europaweite  
Harmonisierung

Damit die grenzüberschreiten-
de Mobilität einfacher wird, soll-
ten Reiseinformationen, Vertrieb 
und Ticketing europaweit har-
monisiert werden. Dafür bedür-
fe es einer Regulierung mit Au-
genmaß, die Potenziale hebt und 
zugleich Kundenschnittstellen bei 
den Verkehrsunternehmen be-
lässt.

„Open-Data-Politik darf nicht 
zu einer pauschalen Freigabe von 
Mobilitätsdaten führen“, heißt 
es weiter. Daten hätten auch für 
Verkehrsunternehmen einen 
Wert.

Bereits heute seien Busse und 
Bahnen aktive Partner beim Kli-
maschutz; gleichzeitig stünden 
die Unternehmen gerade vor der 
gewaltigen Herausforderung der 
Antriebswende bis 2030. „Maß-
gaben für mehr Klima-, Umwelt- 
und Artenschutz müssen in der 
Umsetzung praktikabel und fi-
nanzierbar bleiben.“

Zur Umstellung der Flotten auf 
emissionsfreie Antriebe, zur Stär-
kung der Schiene oder zur Digita-
lisierung des ÖPNV seien EU-För-
derprogramme nötig, die im 
mehrjährigen Finanzrahmen der 
EU eingeplant werden müssten. 
Die Programme sollten mit den 
Förderkatalogen der Mitgliedstaa-
ten in Einklang gebracht werden.

Die EU-Kommission habe Initi-
ativen zum Bürokratieabbau an-
gekündigt: Neue Sicherheitsan-
forderungen, Berichtspflichten, 
Verbraucherrechte oder auch 
Transparenzregeln müssen laut 
VDV für Unternehmen prakti-
kabel sein. Sie dürften nicht zur 
Überregulierung führen.

Ridehailing- und Ridepoo-
ling-Angebote seien inzwischen 
vielerorts Bestandteil der städ-
tischen Mobilität. Auf EU-Ebe-
ne sei sicherzustellen, dass neue 
Anbieter nur zugelassen werden, 
wenn sie den ÖPNV sinnvoll er-
gänzen und in die Tarifstruktur, in 
Mitnahme- und Bedienpflichten 
eingebunden sind. Das Prinzip 
der Daseinsvorsorge dürfe nicht 
gefährdet werden. � DK

http://beg-ranking-servicequalitaet.de
http://beg-ranking-servicequalitaet.de
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Zukunftsperspektive  
Naturschutz

Deutscher Landschaftspflegetag in Lutherstadt Wittenberg

Unter dem Motto „Gemeinsam Vielfalt fördern!“ diskutierten über 
200 Teilnehmer beim diesjährigen Deutschen Landschaftspflegetag 
in Lutherstadt Wittenberg aktuelle Herausforderungen des Agrar-
naturschutzes. Daneben standen die Produktion und Anwendung 
gebietseigenen Saatgutes sowie innovative Techniken in der Land-
schaftspflege, beispielsweise der Einsatz von Drohnen zur Ferner-
kundung, auf der Agenda.

Der Deutsche Verband für Land-
schaftspflege (DVL) fordert, die 
politischen Ambitionen im Um-
welt- und Klimaschutz nicht wei-
ter abzuschwächen. Laut dem 
Dachverband der deutschen Land-
schaftspflegeorganisationen gilt 
es, für die nötige Transformation 
der Landwirtschaft die umfang-
reiche Praxiserfahrung der Land-
schaftspflegeverbände zu nutzen.

Gemeinwohlprämie  
als Konzept für die Zukunft

Nachhaltige Bewirtschaftung 
leistet einen wichtigen Beitrag, 
um die Zukunft natürlicher Res-
sourcen und damit der Landwirt-
schaft zu sichern. Mit dem Argu-
ment der Entbürokratisierung 
kam es binnen weniger Mona-
te zu einem Aufweichen jener 
Standards, die nachhaltiges Be-
wirtschaften garantieren soll-
ten. „Wenn wir Standards bei den 
Umweltleistungen abschwächen, 
dann müssen wir an anderer Stel-
le gegensteuern. Wenn Freiwillig-
keit gestärkt wird, dann brauchen 
wir auch attraktive Angebote mit 
ausreichender Finanzausstattung 
für unsere landwirtschaftlichen 
Betriebe“, forderte Maria Noichl 
MdEP, Vorsitzende des DVL. Un-
ter dem Schlagwort „Gemein-
wohlprämie“ habe der Verband 

solche zukunftsfähigen Konzep-
te entwickelt. Jetzt sei es an der 
Zeit, sie umzusetzen.

Wie Silvia Bender, Staatssekre-
tärin im Bundesministerium für 
Ernährung und Landwirtschaft, 
ausführte, „müssen wir die Land-
wirtschaft unterstützen, nachhal-
tig und zukunftsfest zu wirtschaf-
ten“. Dazu gelte es, Gemeinwohl-
leistungen nach dem Prinzip ‚Öf-
fentliches Geld für öffentliche 
Leistungen‘ besser zu honorieren. 
Bender gab ihrer Freude darüber 
Ausdruck, „dass wir auf die Exper-
tise und Impulse des Deutschen 
Verbandes für Landschaftspflege 
und seiner Landschaftspflegeor-
ganisationen zurückgreifen kön-
nen, die aus der Praxis heraus das 
Konzept der Gemeinwohlprämie 
entwickelt haben“.

Der diesjährige Deutsche Land-
schaftspflegetag bildete auch den 
Rahmen für die Verleihung des 
Deutschen Landschaftspflege-
preises für herausragende Leis-
tungen zum Erhalt und zur Ent-
wicklung der Kulturlandschaften. 
Der erste Preis in der Kategorie 
„Innovative Projekte“ ging an den 
Landschaftspflegeverband Saale-
tal (Sachsen-Anhalt) für das Pro-
jekt „Ziegen auf Extremstandor-
ten“. Mit dem zweiten Preis wur-
de die Biologische Station Euskir-
chen (Nordrhein-Westfalen) für 

Zur Strategie der Bundesregierung gegen Einsamkeit: 

Soziale Orte  
schaffen Verbundenheit

Einsamkeit und Trauer haben vieles gemeinsam. Sie erfordern An-
teilnahme. Menschenzugewandte Friedhöfe der Zukunft können 
diese zum Ausdruck bringen. Mit ihrer Strategie gegen Einsamkeit 
will die Bundesregierung mehr Verbundenheit in der Gesellschaft 
schaffen. Auch viele trauernde Menschen sind einsam. Ursachen 
und Symptome sowie gesundheitliche oder gesellschaftliche Aus-
wirkungen sind ähnlich. Risikogruppen überschneiden sich. Wer die 
gesellschaftliche Verbundenheit stärken will, kommt an der gemein-
schaftlichen Fürsorge für Menschen in Lebenskrisen nicht vorbei. 

Das Bundesministerium für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Ju-
gend sieht einen wichtigen Lö-
sungsansatz gegen die Einsam-
keit in einer vorhandenen und 
erreichbaren, sozial ausgerichte-
ten kommunalen Infrastruktur. 
Menschenzugewandte Friedhöfe 
der Zukunft können nach Ansicht 
der Initiative „Raum für Trauer“ 
solche sozialen Orte sein – sie 
fördern die Gemeinschaft und 

stärken das Gefühl, nicht allein 
zu sein. Das Experimentierfeld 
„Campus VIVORUM“ der Initiati-
ve versteht sich als Impulsort zur 
Entwicklung von für Menschen 
dienlichen Friedhöfen. Hier wer-
den persönliche Beisetzungsorte 
als therapeutisch wirksame Trau-
erorte – und öffentliche Bereiche 
als Gemeinschaft stiftende Räu-
me der Begegnung gestaltet. Die-
ses Reallabor gibt Verantwortli-

chen in kommunalen und kirchli-
chen Verwaltungen konkrete An-
regungen zur Weiterentwicklung 
ihrer Friedhöfe angesichts der 
zur Zeit zu beobachtenden gesell-
schaftlichen Herausforderungen.

Die gesellschaftlichen Auswir-
kungen von Einsamkeit sind dem 
Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend zu-
folge gravierend – sie haben un-
ter anderem: „… einen negati-
ven Einfluss auf die demokrati-
sche Teilhabe, wie die Beteiligung 
an Wahlen, den sozialen Zusam-
menhalt sowie das Vertrauen in 
politische Institutionen“ (Lan-
genkamp 2021, zitiert im Strate-
giepapier auf S. 6, abrufbar unter  
ht tps://t1p.de/strategiepa-
pier-einsamkeit). Das „Einsam-
keitsbarometer“ des Ministeri-

ihren Einsatz zum Erhalt und För-
derung des Kulturgutes Streuobst 
ausgezeichnet.

Das Wirken von Birgit Krumm-
haar und Jörg Schuboth (Des-
sau-Roßlau, Sachsen-Anhalt) wür- 
digte der DVL mit dem ersten 
Preis der Kategorie „Engagier-
te Personen“. Der zweite Preis 
wurde Thomas Müller (Landkreis 
Lindau, Bayern) verliehen. Als ver-
sierter Praktiker der Landschafts-
pflege trägt Müller laut Jury seit 
mehr als 40 Jahren zum Arten-
schutz und zur nachhaltigen Nut-
zung von Landschaftspflegemate-
rial in der Bodensee-Region bei. 
Als langjähriger Kooperations-
partner dreier Landschaftspfle-
geverbände garantiert er durch 
innovative Ansätze und Mut zur 
Spezialisierung eine schonende 
Pflege der Kulturlandschaft. Da-
bei ist er Vorbild für landwirt-
schaftliche Betriebe und zugleich 
wichtiger Lieferant von Einstreu, 
das er aus Landschaftspflegema-
terial gewinnt. Dank seines En-
gagements konnten lange brach 
gefallene Feuchtflächen wieder 
schonend in Pflege gebracht wer-
den. Außerdem stellt er sein Ex-
pertenwissen zur Verfügung, um 
Verfahren zur nachhaltigen ener-
getischen Verwendung von Land-
schaftspflegematerial zu entwi-
ckeln.

In der Kategorie „Private  
Förderer von Naturschutz- und 
Landschaftspflegeprojekten“ ehr-
te der DVL schließlich den Ein-
satz der Fernwasserversorgung 
Elbaue-Ostharz GmbH (Sachsen) 
mit einem undotierten Sonder-
preis. � DK

ums zeigt auf, dass Einsamkeit 
oft durch Lebensumbrüche oder  
einschneidende Lebensereignis-
se ausgelöst wird. Als subjektives, 
negatives, zuweilen schmerzhaf-
tes Gefühl entstehe sie, „wenn 
die gewünschten sozialen Bezie-
hungen nicht mit den tatsächli-
chen sozialen Beziehungen über-
einstimmen“. 

Auswirkungen der Trauer

Das trifft zweifellos auch auf 
trauernde Menschen, zu – die 
den „Verlust von Lebenspart-
ner oder Lebenspartnerin, nahe-
stehenden Verwandten und en-
gen Freunden oder Freundinnen“ 
neben beispielsweise „gesund-
heitlichen Einschränkungen“ ver-
kraften müssen. Sie können ei-
ne gewünschte soziale Beziehung 
nicht mehr wie gewohnt weiter-
führen. Wie die Einsamkeit kann 
auch die Trauer negative Auswir-
kungen auf die psychische und 
physische Gesundheit von Men-
schen sowie auf die soziale Teil-
habe – und damit auf das gesell-
schaftliche Miteinander haben.

Trauernde wollen ihren Ver-
storbenen nahe sein, die emotio-
nale Nähe zu ihnen nochmal spü-
ren, um ihre Trauer allmählich in 
liebendes Gedenken wandeln zu 
können, weiß der Facharzt für 
Psychiatrie und Neurologie Prof. 
Dr. Dr. Michael Lehofer (Ärztli-
cher Direktor im Landeskranken-
hauses Graz II). „Dabei kann ins-
besondere ein Beisetzungsort 
helfen, an dem Menschen sich 
den Verstorbenen nahe fühlen 
und die Kommunikation zu ihnen 
in Gedanken oder Gesten, wie 
dem Ablegen persönlicher Grüße 
oder Gegenstände, aufrechter-
halten können, solange ihnen das 
gut tut und in ihrer Trauer hilft“, 
so sein Resümée.

Der Sprecher der Initiative 

„Raum für Trauer“, Günter Czas-
ny, warnt: „Beisetzungsorte bzw. 
Grabformen, an denen die Mög-
lichkeit eines selbstbestimmten 
Handels jedoch untersagt ist, neh-
men den Menschen eine wichti-
ge Möglichkeit der Trauerarbeit“. 
Entsprechend weiterentwickelte, 
den Bedürfnissen der Menschen 
zugewandte und einladend ge-
staltete Friedhöfe, so Czasny, kön-
nen eine positive gesellschaftli-
che Wirkung entfalten – sowohl 
als hilfreiche Orte für Trauern-
de als auch als Halt gebende Be-
gegnungsorte für alle Bürger ei-
ner Gemeinde. Günter Czasny: 
„Auf Friedhöfen entstehen neue 
Begegnungen und Gemeinschaf-
ten, neue soziale Verbindungen“. 
Friedhöfe als Teil der kommuna-
len Infrastruktur sind für ihn wich-
tige Orte, welche die örtliche Ge-
meinschaft fördern und damit Ein-
samkeit verhindern können.

Heilsames Trauern

Auch das „Einsamkeitsbarome-
ter“ der Bundesregierung sieht: 
„Insgesamt macht die aktuel-
le Forschung deutlich, dass Or-
te und Räume die Möglichkei-
ten zur Teilhabe und die Hand
lungsspielräume der Menschen 
strukturieren und daher eine 
wichtige Rolle bei der Präventi-
on und Linderung von Einsamkeit 
spielen. Beispiele finden sich et-
wa im Fokus auf ‚sorgende Ge-
meinschaften‘ (…) oder dem „So-
ziale-Orte-Konzept“ (…).“ Men-
schenzugewandte Friedhöfe der 
Zukunft können solche Orte sein.

Die Initiative „Raum für Trauer“ 
hat Möglichkeiten einer Friedhof-
sentwicklung erforscht, mit der 
Trauernde aus ihrer Isolation und 
Sehnsucht zu neuer Zuversicht in 
der Gemeinschaft geleitet wer-
den können. Um diese anschau-
lich zu machen, hat die Initiative 

unter Regie von Günter Czasny ei-
ne Utopie des „Friedhofs der Zu-
kunft“ geschaffen: den nach Er-
kenntnissen aus Forschung und 
Praxis gestalteten Campus VI-
VORUM in Süßen/Baden-Würt-
temberg. Konsequent nach dem 
Gedanken des „heilsamen Trau-
erns“ gestaltet soll er zeigen, 
wie Friedhöfe als „Caring Infra-
structure“ Kommunen thera-
peutisch wirksame Begegnungs-
orte bieten und Verbundenheit 
in der Bürgerschaft fördern kön-
nen. Als begehbarer Impulsort 
soll der Campus VIVORUM Ver-
antwortliche aus Kommunen und 
Kirchen zu einer menschenzuge-
wandten Friedhofsentwicklung 
im Rahmen einer zukunftsorien-
tierten Stadt- und Raumplanung 
anregen. Der rege Zuspruch von 
Städte- und Gemeindetagen und 
Landeskirchen – über 60 Grup-
pen auch aus dem Ausland waren 
seit Juli 2023 bisher zu Besuch – 
macht deutlich: Das Potenzial sei-
nes vor allem trauerpsychologi-
schen Ansatzes, für mehr Ver-
bundenheit in der Gesellschaft 
zu sorgen, wird bei Verantwortli-
chen zunehmend erkannt. � r

Private Dach- und Fassadenbegrünung:

Bamberg  
startet neues Förderprogramm

Die Stadt Bamberg fördert ab Herbst Begrünungen von privaten Ge-
bäuden. Nach Auskunft des Zweiten Bürgermeisters und Klimarefe-
renten Jonas Glüsenkamp ist das vom Klima- und Umweltamt erarbei-
tete und vom Stadtrat einstimmig verabschiedete Förderprogramm 
„einer von vielen verschiedenen Bausteinen im Kampf gegen Hitze in 
der Stadt“. Es ziele darauf ab, Bamberg zu begrünen, die Lebensquali-
tät in der Stadt zu erhöhen und das Stadtklima zu verbessern.

Mit dem Programm werden 
nicht nur Dach- und Fassaden-
begrünungen gefördert, sondern 
etwa auch die Begrünung ande-
rer vertikaler Objekte wie Zäu-
ne und Gabionen. Anträge kön-
nen ab dem 1. Oktober 2024 bis 
30. November eingereicht wer-
den. Förderwürdige Projekte er-
halten 50 Prozent bzw. maximal 
5.000 Euro erstattet. Neben Ver-
mietern sind unter anderem auch 
Mieter, Genossenschaften, Verei-
ne und Unternehmen antrags-
berechtigt. Diese finanzielle Un-

terstützung soll Anreize schaf-
fen, um die grüne Infrastruktur 
in Bamberg auszubauen und die 
zahlreichen positiven Auswirkun-
gen von Begrünungen zu nutzen.

Vielfältige  
Wohlfahrtswirkungen

Glüsenkamp zufolge bieten 
diese auch Tieren wie Insekten 
einen Lebensraum und verbes-
sern durch Sauerstoffproduk-
tion, CO2- und Luftschadstoff-
bindung, Lärmreduzierung und 

Schattenbildung nicht nur das 
Stadtklima. Begrünung biete in 
vielerlei Hinsicht gesundheitliche, 
soziale aber auch ökonomische 
Wohlfahrtswirkungen für die Be-
völkerung. Wo für Grünflächen 
der Platz in einer verdichteten 
Stadt fehlt, ließen sich auch über 
Dach-, Zaun- und Fassadenbe-
grünungen wertvolle, innerstäd-
tische Naturoasen schaffen. Ein 
begrüntes Sitzmobiliar mit ver-
tikaler und horizontaler Begrü-
nung an der Kettenbrücke, Ecke 
Heinrichsdamm, demonstriere 
noch bis 2. Oktober anschaulich 
die Vorteile einer begrünten Ge-
bäudewand für das Klima in der 
Stadt. Alle wichtigen Fragen zum 
Förderprogramm werden unter 
www.stadt.bamberg.de/förde-
rung-gebäudebegrünung beant-
wortet. � DK

Günter Czasny.
� Bild: Initiative Raum für Trauer

https://www.baywa.de/de/i/entdecken/kommunal-gewerbetechnik/uebersicht-kommunal-gewerbetechnik/?division=technik&lat=51.4934592&lng=9.7909502&zoom=6
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/234584/9c0557454d1156026525fe67061e292e/2023-strategie-gegen-einsamkeit-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/234584/9c0557454d1156026525fe67061e292e/2023-strategie-gegen-einsamkeit-data.pdf
https://t1p.de/strategiepapier-einsamkeit
https://t1p.de/strategiepapier-einsamkeit
http://www.stadt.bamberg.de/förderung-gebäudebegrünung
http://www.stadt.bamberg.de/förderung-gebäudebegrünung
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Wernberg-Köblitz in der Oberpfalz:

Bucher Municipal Wernberg GmbH 
feiert neuen Standort 

Mit einem großen Jahrmarktfest feierte die Bucher Municipal Wern-
berg GmbH Ende Juli mit allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
sowie fast 500 weiteren Gästen die Fertigstellung des neuen Werks 
in Wernberg-Köblitz. Der Spezialist in Sachen Winterdienstgeräte 
und Kommunalfahrzeuge sowie die Schweizer Konzernmutter Bu-
cher Municipal setzen damit ein deutliches Zeichen für den Pro-
duktionsstandort Deutschland im Allgemeinen und die Oberpfalz 
im Besonderen. Zu den geladenen Gästen gehörten neben dem 
Schwandorfer Landrat Thomas Ebeling und den Bürgermeistern von 
Wernberg-Köblitz, Konrad Kiener und Maria Schlögl, viele namhafte 
Vertreter der Partner Daimler Truck, MAN, HAKO, Meiller, Palfinger, 
MULAG und natürlich den Unimog Generalvertretungen in Deutsch-
land und Partnern aus dem Ausland.

Geschäftsführerin Victoria 
Rasoulkhani dankte gemein-
sam mit ihrem Team in ihrer Be-
grüßung dem Konzern und al-
len Partnern, die eine Investi-
tion von über 5 Millionen Euro 
für einen Neubau in der Ober-
pfalz ermöglicht haben. Der 
Neubau war nötig geworden, 
um die beiden bisherigen Pro-
duktionsstätten des Unterneh-
mens an einem Standort zu 
bündeln, um der stetig wach-
senden Auftragslage gerecht zu 
werden. Rasoulkhani verspricht 

sich von der Zusammenlegung 
der Standorte eine Verkürzung 
der Kommunikationswege, ei-
ne Stärkung der Synergien und 
somit generell optimierte Ent-
scheidungs- und Management-
prozesse sowie eine Kapazitäts-
erhöhung. Gleichzeitig werden 
neue Arbeitsplätze in der Regi-
on entstehen. 

Neu realisiert wurden ei-
ne Produktionshalle, die 3.200 
Quadratmeter umfasst, sowie 
ein über 400 Quadratmeter gro-
ßes Verwaltungsgebäude. Auf 

Nachhaltigkeit und die Errei-
chung der Nachhaltigkeitsziele 
legt das Unternehmen viel Wert. 
Daher wurde mit dem Neubau 
ein umfangreiches Energiekon-
zept verwirklicht, das eine Sola-

Geschäftsführerin Victoria Rasoulkhani (m.) mit dem ganzen Bucher-Team.� Bild: Bucher Municipal Wernberg GmbH 

Wernberg-Köblitz, vertreten durch den Ersten Bürgermeister Konrad 
Kiener und die Zweite Bürgermeisterin Maria Schlögl (r.), feiert die 
Stärkung des Standorts gemeinsam mit Bucher-Geschäftsführerin 
Victoria Rasoulkhani vor dem neuen Gebäude. � Bild: CH

ranlage auf dem energieeffizien-
ten Gebäude miteinschließt.

Raum für Entwicklung

Nach 16 Monaten Bauzeit bleibt 
auf dem 26.000 Quadratmeter 
großen Gelände auch noch Platz 
für die weitere Entwicklung. Ak-
tuell befindet sich eine Lagerhalle 
mit über 1.000 Quadratmetern im 
Bau. Bucher verzeichnet seit Jah-
ren stetiges Wachstum und erwei-
tert somit seine Kapazitäten. � CH

V.l. Andrea Bienek, Florian Bauer, Thomas Bienek und im Bild ganz 
rechts Henne-Verkäufer Fabian Duschl vor dem neuen Hansa.	Bild: Henne

Gemeinde Schondorf am Ammersee:

Hansa mit Hakenlift von 
Henne Nutzfahrzeuge

Der neue Hansa APZ 1003 L mit Maytec Hakenlift wurde an die Ge-
meinde Schondorf am Ammersee von Henne Nutzfahrzeuge ausge-
liefert. Der Geräteträger schickt seinen Vorgänger in die wohlver-
diente Rente, denn der alte Hansa wurde über Jahre täglich intensiv 
genutzt und hat dabei unzählige Betriebsstunden abgeleistet.

Der Neuling im Team verfügt 
über einen leistungsstarken May-
tec Hakenlift mit einer Tragfähig-
keit von bis zu 5.500 kg. Dank die-
ses Aufbaus kann das Fahrzeug 
Mulden mühelos absetzen, dann 
anderweitig eingesetzt werden 
und schließlich die Mulde wie-
der aufnehmen. Diese multifunk-
tionale Nutzung spart Zeit, opti-

miert die Arbeitsabläufe in der 
Gemeinde und steigert so die 
Flexibilität und Effizienz erheb-
lich. Der Geräteträger ist täglich 
im Einsatz und erfüllt eine Viel-
zahl von Aufgaben, vom Trans-
port bis zum Winterdienst. Durch 
die integrierte Müllpresse ist er 
auch für die Abfallentsorgung ge-
eignet. � r

Herrsching am Ammersee:

Neue Swingo 200+ 
Kehrmaschine

Die Gemeinde Herrsching am Ammersee setzt erneut auf eine be-
währte Lösung, um die Straßen und Wege sauber zu halten: Die 
neue Swingo 200+ Kehrmaschine von Schmidt wurde bereits vom 
Kommunaltechnikprofi Henne Nutzfahrzeuge geliefert und wird ab 
sofort an der beliebten Seepromenade am Ammerseeufer einge-
setzt. Mit dem neuen Modell bleibt die Gemeinde ihrem bisherigen 
Weg treu, nachdem bereits der Vorgänger erfolgreich im Einsatz war.

Die vielseitige Swingo 200+ 
wird vor allem für die tägliche 
Reinigung und bei der Pflege nach 
Veranstaltungen genutzt, um die 
Promenade stets in einem ge-
pflegten Zustand zu halten. Mit 
ihrem Zwei-Besen-System kann 
die Maschine effizient arbeiten 
und bietet eine optimale Reini-
gung auch an schwierigen Stellen.

Highlight: Integrierte  
Wildkrautbekämpfung

Ein besonderes Merkmal der 
neuen Kehrmaschine ist die in-
tegrierte Wildkrautbesen-Anla-
ge. Diese ermöglicht eine effekti-
ve Bekämpfung von Unkraut, was 
zu einem noch ansprechenderen 
Erscheinungsbild der Wege bei-
trägt. Die Gemeinde erhofft sich 
dadurch eine deutliche Reduzie-
rung des Arbeitsaufwands bei der 
Unkrautentfernung.

Technische Daten 

Die Swingo 200+ ist eine leis-
tungsstarke Kehrmaschine, die 
sich besonders für die Reinigung 
von Fuß- und Radwegen eignet. 
Mit ihrer Flexibilität und den ver-

schiedenen Anbaumöglichkeiten 
– wie zum Beispiel für den Win-
terdienst oder die Wildkraut-
bekämpfung – ist sie ein echtes 
Multitalent. Die geräumige Ka-
bine sorgt für einen komfortab-
len Arbeitsplatz für den Fahrer, 
während die Maschine selbst 
mit technischen Spezifikationen 
überzeugt:
•	 Motorleistung: 55 kW (75 PS) 

bei minimaler Feinstaubbelas-
tung

•	 Wassertank: Druckumlaufwas-
sersystem mit einem Volumen 
von 200 Litern

•	 Kehrbreite: 2.500 mm mit ge-
trennt steuerbaren Besen

•	 Kehrleistung: Maximale Saug- 
leistung für bis zu 30.000 m² 
pro Stunde
Mit dieser Investition zeigt die 

Gemeinde Herrsching am Am-
mersee, dass sie weiterhin auf 
Nachhaltigkeit und Effizienz setzt, 
um ihre öffentlichen Bereiche 
sauber und einladend zu halten. 
Die neue Swingo 200+ wird nicht 
nur bei den Anwohnern, sondern 
auch bei den zahlreichen Besu-
chern der Seepromenade für 
saubere und gepflegte Wege sor-
gen.� r

Ihre neue Kehrmaschine nahm die Gemeinde Herrsching am Ammer-
see in Empfang.� Bild: Henne

V.l. Ein Boki für Windischeschenbach: Das Kommunalfahrzeug wur-
de über Beutlhauser in Hagelstadt angeschafft und wird für Mähar-
beiten, die Laubentsorgung und den Winterdienst eingesetzt.
	 Bild: Beutlhauser

Getestet  
und für gut befunden

Stadt Windischeschenbach entscheidet sich für Boki HY 1252

Ob Mäharbeiten, Laubentsorgung oder Winterdienst: All diese Ar-
beiten erledigt das Bauhof-Team der Stadt Windischeschenbach 
künftig mit einem Boki HY 1252 von Reform. Der Weg zum Bo-
ki führte über Beutlhauser in Hagelstadt. „Als klar war, dass wir  
einen Ersatz für unseren bisher genutzten Schmalspurschlepper 
benötigen, begann die Suche in alle Richtungen“, sagt stellvertre-
tender Vorarbeiter Matthias Neumann. 

Beutlhauser-Verkaufsberater 
Thomas Birner empfahl den hy-

drostatisch angetriebenen Bo-
ki HY 1252, der für seine Viel-
seitigkeit und Kompaktheit be-
kannt ist. Das Fahrzeug ist nur 
1,30 Meter breit und 3,70 Meter 
lang. Diese Bauweise garantiert 
ein hohes Maß an Wendigkeit, 
von der sich die Verantwortli-
chen der Stadt Windischeschen-
bach bei einer Vorführung in ei-
ner Nachbargemeinde selbst 
überzeugen konnten. 

Testphase führte  
zum Aha-Effekt

„Zu diesem Zeitpunkt waren 
wir schon sehr angetan vom Bo-
ki“, sagt Neumann. Zum Kauf 
führte schließlich eine einwöchi-
ge Testphase. „Der Test erzeug-
te den ‚Aha‘-Effekt. 

Pluspunkt Übersichtlichkeit 
an Kreuzungen

Die Pluspunkte des Boki sind 
für uns seine 4-Rad-Lenkung 
und die Übersichtlichkeit vor al-
lem an Kreuzungen. Es werden 
keine zusätzlichen Kameras am 
Frontanbaugerät mehr benö-
tigt.“ � r

https://www.buchermunicipal.com/de/de
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Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Saubere Leistung.
Der Unimog hat auf zahlreiche Reinigungsanforder-
ungen die passende Antwort. Mit dem Unimog 
Geräteträger lassen sich öffentlicher Raum und Betriebs-
flächen schnell und einfach säubern. Frontkehrbesen 
halten beispielsweise Baustellenbereiche sauber, Hoch-
druck reinigungsbalken entfernen Staub und Schmutz 
flächendeckend und Spezial geräte wie Tunnelwasch-

geräte ersetzen eine ganze Flotte an Spezialfahrzeugen. 
Mit der ab Werk lieferbaren Vorrüstung für Aufbaukehr-
maschinen ist selbst ein Kehraufbau in kurzer Zeit auf- 
und wieder abgebaut. Der schnelle Geräte wechsel 
ermöglicht, dass in einer Arbeitsschicht gleich mehrere 
Geräte eingesetzt werden können. Mehr unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Unimog auf der GaLaBau 2024: 

Neue Systeme für die  
moderne Straßenunterhaltung

Die Grundlage für effizientes Arbeiten in der Landschaftspflege, bei 
der Straßenmeisterei, in der Landwirtschaft oder auf dem Bau ist ein 
leistungsfähiger Fuhrpark. Mit dem Unimog Geräteträger können 
vielseitige Aufgaben professionell, effizient und ergonomisch erle-
digt werden. Auf der GaLaBau, der europäischen Leitmesse für Gar-
ten- und Landschaftsbau, präsentiert Mercedes-Benz Special Trucks 
in Kooperation mit den Unimog ExpertPartnern MULAG und BU-
CHER Municipal drei Fahrzeuglösungen. Die Unimog mit Anbauge-
räten sind am Gemeinschaftsstand der Unimog Generalvertretung 
Henne Nutzfahrzeuge zu finden (Stand 6-329, Halle 6). Die GaLaBau 
findet von 11. bis 14. September im Messezentrum Nürnberg statt.

Unimog mit UNI-TOUCH®  
und GSR-Ausstattung

Mercedes-Benz Special Trucks 
zeigt einen Unimog Geräteträ-
ger, der die Vorgaben der ab Ju-
li 2024 in Kraft tretenden EU-Ge-
setzgebung zur Fahrzeugsicher-
heit (EU-Verordnung 2019/2144 
General Safety Regulation II, 
kurz: GSR) erfüllt und dadurch 
mehr Unterstützung für den Fah-
rer und mehr Sicherheit für Ver-
kehrsteilnehmer schaffen kann. 
Im Rahmen der neuen GSR sind 
unter anderem ein Sideguard  

Assist, ein Frontguard Assist, ein 
Verkehrszeichen-Assistent, eine 
Rückfahrkamera und ein Warn-
system bei Reifendruckverlust 
serienmäßig verbaut.

Um die Insassen unter al-
len Umständen bestmöglich zu 
schützen, befinden sich an der 
Kabine zusätzliche Verstärkungen 
am Fahrerhaus-Unterboden und 
Rohrbügel an der A-Säule. Damit 
erfüllt das Fahrzeug die gesetz-
lich vorgeschriebene ECE-R29/3-
Norm für Nutzfahrzeuge.

Neben den neuen Sicherheits- 
Assistenzsystemen können Be-

sucher das neue Bediensystem 
UNI-TOUCH® kennenlernen, das 
im Unimog U 430 verbaut ist. 
Künftig lassen sich fast alle für 
den Unimog verfügbaren Anbau-
geräte über das neue Bediensys-
tem steuern, was geräteeigene 
Bedienpulte ersetzt und die Be-
dienung ergonomischer und intu-
itiver macht. 

Die Mittelkonsole ist umfas-
send überarbeitet, schlanker 
konzipiert und quer und längs 
verschiebbar. Zusätzlich konn-
ten Bedienelemente platzspa-
rend reduziert werden, durch die 
Möglichkeit Tasten individuell zu 
belegen und Anwendungsprofi-
le sowie wiederkehrende Abläu-
fe zu speichern. Über einen 10,5 
Zoll (26 cm) großen Touchscreen 
kann der Anwender die passen-
den Einstellungen für den jewei-
ligen Arbeitseinsatz vornehmen. 
Für einen flexiblen Blickwinkel 
lässt sich der Bildschirm drehen 
und im Neigungsgrad verstellen.

Der optionale Multifunk-
tions-Hebel verfügt über frei be-
legbare Bedienelemente und 
kann wahlweise in die Vorbe-
reitung am Fahrersitz oder am 
Beifahrersitz eingesteckt wer-
den. Die Steuerung erfolgt im-
mer mit der rechten Hand und 
der Arm wird auf der Armleh-
ne abgestützt. Der Bedienhebel 
bewegt sich durch die feste Ver-
bindung zur Armlehne automa-
tisch mit den Bewegungen des 
Schwingsitzes mit, sodass der 
Fahrer ergonomischer arbeiten 
kann. Weitere Elemente des neu-
en Bediensystems sind die Start-/
Stopp-Taste, die den klassischen 
Zündschlüssel des Geräteträgers 
ersetzt und die neuen Türbe- 
dienfelder.

Der ausgestellte Unimog U 430 
ist mit einer Mäh-Schneid-Kombi-
nation an der Fahrzeugfront und 
einem Streuautomaten ausge-
stattet. Das Frontausleger-Mäh-
gerät MFK 500 von MULAG hat ei-
ne Reichweite von sechs Metern 
(sieben Meter mit Teleskop) und 
kann beidseitig eingesetzt wer-
den. Der Antrieb erfolgt wahl-
weise über die fahrzeugseitige 
Leistungshydraulik oder über die 
Frontzapfwelle. Das Lichtraum-
profilschneidgerät FSG 2000 von 
MULAG lässt sich zur Gehölzpfle-
ge und zum Freischneiden von 
Straßen und Gleistrassen einset-
zen. Das Anbaugerät lässt sich mit 
wenig Aufwand an die standardi-
sierte Frontanbauplatte des Uni-
mog montieren.

Der Yeti W27 Streuautomat 
aus dem Hause BUCHER Munici-
pal ist mit 2,7 m³ Trockenstoffvo-
lumen und 1.280 l Solevolumen 
optimal für das FS-30-Streuver-
fahren ausgelegt. Das Doppelför-
derschnecken-System ermög-
licht eine sehr niedrige Behälter-
bauweise. Zum einen profitiert 
der Fahrer dadurch von einer 
besseren Rundumsicht, zum an-
deren trägt der niedrige Aufbau- 
schwerpunkt zu sicheren Fahrei-
genschaften bei.

Unimog U 535 mit  
ECO-Mähgeräten

Der Unimog U 535 mit 260 kW 
(354 PS) trägt zur Messe Anbau-
geräte von Unimog ExpertPart-
ner MULAG. Damit ist er der viel-
seitige Partner für die anspruchs-
volle Grünpflege im Straßen-
dienst. Zum Einsatz kommt an 
der Frontanbauplatte das Kombi-
nationsmähgerät MKM 700, das 
aus einem Frontausleger und ei-
nem Randstreifenmähgerät be-
steht. Sein Zweck ist die effizien-
te Bearbeitung des Intensivbe-
reichs des Straßenbegleitgrüns, 
also von Flächen wie Banketten, 
Mulden, Gräben, Trenn- und Mit-
telstreifen. Hinten am Unimog ist 
der Heckausleger SB 600 verbaut, 

der mit seiner Absaugeinrichtung 
die anfallende Mahd in einem 
Mähgutanhänger entsorgt. Un-
terschiedliche Arbeitsgerätevari-
anten ertüchtigen die Ausleger-
geräte für zahlreiche Aufgaben 
der Grünstreifenpflege im Som-
merdienst. Eine besondere Rolle 
beim Insektenschutz kommt dem 
Grünpflegekopf ECO 1200 plus 
zu: Sein spezielles Schneidwerk 
schützt Insekten und Pflanzen 
wissenschaftlich belegt besser 
als viele konventionelle Schneid-
werke.

Unimog mit  
ECO-Winterdiensttechnologie

Mit dem Sondermodell Uni-
mog U 327 steht außerdem ein 
vielseitiger Spezialist für Winter-
dienst und Transport am Stand. Er 
mobilisiert 200 kW (272 PS) und 
ordnet sich in die mittelschwere 
Modellreihe bis 14,5 Tonnen zu-
lässigem Gesamtgewicht ein.  Da-
mit bietet der Unimog U 327 Leis-
tung, Gewichtsklassen und Rad-
stände eines U 427, kombiniert 
mit der Kompaktheit und Wen-
digkeit, welche die Baureihe Uni-
mog U 319 so beliebt macht. 
Auch für Transporte und Kranar-
beiten bietet dieses Modell eine 
geeignete Plattform. Für beson-
dere Kundenanforderungen ist 
der Unimog U 327 auch mit lan-
gem Radstand und großer Prit-
sche lieferbar.

Unimog ExpertPartner Bu-
cher Municipal hat das Fahrzeug 
mit seinem neuen Flügelschie-
ber-Schneepflug Wingx LN2636t 
sowie einem Yeti W27 mit Vario-
Max und wechselbarem Streuteil 
ausgerüstet.

Der Schneepflug verfügt über 
variabel verstellbare Seitenflügel, 
womit er sich zum Räumen von 
großen Flächen eignet. Zudem 
ist dieser Schneepflug mit einer 
patentierten Neopren-Räumleis-
te ausgestattet, die ein oberflä-
chenschonendes und zugleich 
geräuscharmes Räumen bei einer 
sehr hohen Standzeit ermöglicht. 
Zum Räumen von Eis und fest-
gefahrenem Schnee verfügt der 
Wingx über ein optionales Dop-
pelräumleistensystem, mit dem 
es möglich ist, während der Fahrt 
eine Stahlleiste hydraulisch zuzu-
schalten.

Der Yeti W27 Streuautomat 
mit Doppelförderschnecken- 
System und optionalem Vario-
Max-System, sowie einem ab-
nehmbaren Streuteil bietet ein 
Trockenstoffvolumen von 2,7 Ku-
bikmetern und ein Solevolumen 
von 1.280 Litern. Durch den Va-
rioMax Behälter lässt sich der 

Streuautomat innerhalb kürzes-
ter Zeit von einem FS30 zu einem 
reinen Solestreuer (FS100) um-
rüsten. Dadurch wird das Solevo-
lumen von 1.280 Liter auf 3.130 
Liter erhöht. Die Ausbringung 
der Sole erfolgt über den Streu-
teller bis zu einer Breite von 8m. 
Mit der ECO Feuchtsalztechnolo-
gie von Bucher Municipal kann 
die Wirtschaftlichkeit gesteigert 
werden, indem Trockenstoff ein-
gespart und die Liegedauer des 
ausgebrachten Materials erhöht 
wird.

Das abnehmbare Streuteil des 
Streuautomats kann im Sommer 
durch eine Schlauchhaspel er-
setzt werden, um Gieß- oder Rei-
nigungsarbeiten durchzuführen. 
Hierzu dienen die Seitentanks 
sowie der VarioMax Behälter 
als Wasserspender. Der gezeig-
te Unimog mit Anbaugeräten ist 
damit eine praktische Lösung für 
den Ganzjahreseinsatz. � r

Unimog U 327: Das Sondermodell, ausgestattet mit ECO-Winter-
dienstgeräten von Bucher Municipal, kann auf der GalaBau in Augen-
schein genommen werden.	 Bild: DaimlerTruck.com

Insektenfreundliches Mähen 
mit dem Unitrac

Der österreichische Traktoren- und Transporterhersteller Lindner 
hat in Zusammenarbeit mit seinen Partnern eine innovative Lösung 
entwickelt, die eine insektenschonende Pflege von Grünflächen er-
möglicht. Die insektenfreundliche Maschinenkombination wird im 
Rahmen des Programms Natürlicher Klimaschutz in den Kommunen 
gefördert und auf der GalaBau 2024 vorgestellt.

Die Unitracs von Lindner sind 
vielseitige und wendige Trans-
porter, die ihre Stärken ganzjäh-
rig im Kommunalbereich, bei Seil-
bahnen und bei Landwirten aus-
spielen – von der Straßenrei-
nigung über den Winterdienst 
bis zum Mähen. Eine der gro-
ßen Stärken ist der einfache und 
schnelle Wechsel der verschiede-
nen Anbaugeräte. Jetzt präsen-
tiert Lindner mit seinen Partnern 
BB-Umwelttechnik (Bayern) und 
Gruber Ladewagen (Österreich) 
eine besonders tierfreundliche 
Innovation: Der Unitrac ist ab so-
fort in einer Gerätekombination 
erhältlich, die Grünflächen insek-
tenschonend bewirtschaftet.

Der Doppelmessermähbalken 
mit Förderschnecke von BB-Um-
welttechnik legt das gemähte 
Gras schonend in die Fahrzeug-
mitte ab, ohne es zu überfahren. 
Es erfolgt ein schonender Schnitt, 
bei dem keine Sogwirkung wie 
bei rotierenden Mähwerken ent-
steht. Zudem zeichnen sich die 
Doppelmessermähwerke durch 
ihr niedrigeres Gewicht und den 
geringen Leistungsbedarf aus.

Der zweite Bestandteil der in-
sektenschonenden Maschinen-
kombination ist der Aufbaulade-
wagen mit Schwingenladesys-
tem, den Lindner mit der Firma 
Gruber entwickelt hat. Im Ge-
gensatz zu herkömmlichen Saug-
techniken wird das Erntegut oh-

ne Verwirbelungen in den sehr 
geländetauglichen Ladewagen 
gelegt – auch das schont Bienen, 
Schmetterlinge & Co.

Förderungen sichern

Deutsche Städte und Gemein-
den können sich attraktive För-
derungen für den Unitrac mit in-
sektenschonenden Anbaugerä-
ten sichern. Über das Förderpro-
gramm „Natürlicher Klimaschutz 
in den Kommunen“ können Zu-
schüsse zwischen 80 und 90 Pro-
zent der Kosten beantragt wer-
den. Ziel des Programms ist es, 
Grünflächen zu schaffen und die 
Artenvielfalt in urbanen Gebie-
ten zu erhalten.

Lindner auf der GalaBau

Alle Informationen zum insek-
tenschonenden Mähen und zur 
neuen Gerätekombination gibt 
es beim Lindner-Stand auf der 
GalaBau, bei dem auch BB-Um-
welttechnik als Mitaussteller ver-
treten ist. Auf der internationa-
len Leitmesse für Urbanes Grün 
und Freiräume vom 11. bis 14. 
September 2024 in Nürnberg be-
kommen die Besucherinnen und 
Besucher außerdem alle weite-
ren Infos zum kommunalen Fahr-
zeugprogramm von Lindner.

Lindner im Internet: 
lindner-traktoren.at � r

Der Doppelmessermähbalken mit Förderschnecke von BB-Umwelt-
technik legt das gemähte Gras schonend in die Fahrzeugmitte ab, 
ohne es zu überfahren.	 Bild: Lindner Traktoren

https://special.mercedes-benz-trucks.com/de/unimog/kommunal.html?utm_source=print&utm_medium=link&utm_content=unimog-kommunal
http://lindner-traktoren.at
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Im Markt Schönberg bin ich 
Bürgermeister von etwa 3.900 
Bürgerinnen und Bürgern. Zu-
gleich bin ich Vorsitzender 
der Verwaltungsgemeinschaft 
Schönberg, über die die Ge-
meinden Schöfweg, Innernzell 
und Eppenschlag mit verwal-
tet werden. Insgesamt leben 
hier etwa 7.800 Menschen.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

2014 wurde ich zum haupt- 
amtlichen Bürgermeister ge-
wählt und im Jahr 2020 bestä-

Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen / 
wollen? 

Wie gesagt, nach eher sozia-
len Themen geht es jetzt stark 
in Richtung Infrastruktur. Eine 
große Brücke kann im Unter-
halt schon einmal zum finan-
ziellen Gewaltakt werden. Und 
dennoch will Schönberg kei-
nen Investitionsstau vor sich 
herschieben. Oft ist es ja auch 
weniger die Frage der Mittel 
oder Förderung, sondern der 
Verfügbarkeit von Planern und 
Ausführenden. 
Haben Sie einen wichtigen 
Ratschlag für junge Kollegin-

Martin Pichler
Erster Bürgermeister  

des Markts Schönberg

tigt. 2014 als zweitjüngster in Bayern.
Welchem Beruf sind Sie vor Amtsantritt nach-
gegangen?

Ich war in der Verwaltung der Marktgemein-
de tätig. Dort hatte ich verschiedene Aufgaben 
und war nach dem Bauamt zu der Zeit als Käm-
merer für die Finanzen zuständig.
Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Schon als Angestellter war die Motivation, 
am Gemeinwohl meiner Heimat aktiv mitge-
stalten zu können, ganz wichtig für mich. Des-
halb war ich auch schon politisch tätig und ha-
be es nicht gescheut, auch mehr Verantwor-
tung zu übernehmen.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Die Themen und Abläufe kannte ich ja bereits 
gut. Ich denke, das war auch die ideale Vorbe-
reitung. Denn neben dem Wunsch, etwas errei-
chen zu wollen, was man selbst als richtig sieht, 
gehört auch die Fähigkeit, das auch vermitteln 
und begründen zu können.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Schönberg war dank der stets guten Arbeit 
meiner Vorgänger bereits stark aufgestellt. 
Dennoch reißen die Herausforderungen nicht 
ab. Im Ratsgremium haben wir Zukunftsfragen 
priorisiert. Kinderbetreuung von Kita bis Schu-
le; Breitbandausbau; Wasserver- und Abwasser- 
entsorgung, Förderung der Wirtschaftsstruktu-
ren und nicht zuletzt eine Innenortentwicklung 
bis hin zur Barrierefreiheit. Der Lohn: Schönberg 
ist attraktiv als Wohn- und Arbeitsort.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Den Euro kann ich dennoch nur einmal aus-
geben. Gerade muss sich der Markt wieder et-
was konsolidieren. Der Erfolg baut zugleich auch 
Druck auf. 2024 sind wir Einzahler in den „kom-
munalen Finanzausgleich“, erhalten aber zu-
gleich keine Schlüsselzuweisungen. Das Schlag-
loch vor der Haustüre hat seine Ursache bisweilen 
auch in übergeordneten Themen wie Kreis-Kran-
kenhausdefiziten oder weniger leistungsfähi-
gen Gemeinden. Aber auch dieses Solidarsystem  
hat natürlich irgendwo seine Richtigkeit.

nen und Kollegen?
Lasst Euch nicht beirren. Der größte Feh-

ler wäre, einfach aus lauter Vorsicht nichts an-
zupacken. Wo die Ziele es wert sind, wird sich 
auch ein Weg finden. 
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Kommunikation und Offenheit sind extrem 
wichtig. Ohne Zustimmung geht nichts. Im Ge-
meinderat ist jeder aufgefordert sich einzubrin-
gen. Jeder steht hier auch als Fachfrau oder 
Fachmann für eigene Themenbereiche wie Tou-
rismus oder Bauen. Die Verwaltung versorgt 
mich mit den wichtigen Daten und die Men-
schen am Ort treffe ich bei Festen und Anlässen 
auch selbst als Bürger. Dennoch ist klar: 100 
Prozent Zustimmung ist utopisch. Aber die al-
lermeisten Leute haben schon ein Gespür dafür 
ob es unter dem Strich passt.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Sie wird nicht. Sie hat bereits. Schönberg 
stellt immer mehr „Ämtergänge“ auf die digita-
le Bahn. Auch deshalb schauen wir, dass selbst 
abgelegene Gehöfte bis etwa 2027 Glasfaser-
status haben. Arbeitswelten verändern sich. 
Gesparte Kilometer entlasten die Umwelt und 
weniger Zeit auf der Straße sorgt für bessere 
Work-Life-Balance. Wir fürchten uns auch vor 
KI nicht, wenn wir nur weiter selbst Köpfchen 
beweisen. 
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Tue recht, fürchte Gott, scheue niemand! Das 
hört sich vielleicht zunächst etwas verstaubt 
an. Aber es fasst für mich Wichtiges kurz zu-
sammen: Ehrliche Offenheit gegenüber ande-
ren, eine Ehrfurcht vor einem größeren Schöp-
fungssinn und ein aufrechter Wille, für Über-
zeugungen auch gegen Widerstände einzutre-
ten.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Ich bin 2014 als einer der jüngsten Bürger-
meister ins Amt eingestiegen und versuche 
mir diesen Elan auch zu behalten. In der Erin-
nerung bin ich dann hoffentlich aber nicht der 
„Ungeduldige“, sondern der, der Schönberg ein  
gutes Stück vorwärtsbewegen konnte. Ich ha-
be ja hoffentlich noch über die zweite Amtszeit  
hinaus Zeit, mich auch noch zum abgeklärten 
Gestalter zu entwickeln. Aber zuerst ist noch zu 
viel zu tun. � r
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Frauenau und Wildflecken  
feiern runde Jubiläen

Ausdauernd und intensiv wird heuer das 700-jährige Ortsjubiläum 
der Gemeinde Frauenau im niederbayerischen Landkreis Regen ge-
feiert, zwölf Monate lang bis zum Silvestertag 2024. Ein Organisati-
onskomitee um Bürgermeister Fritz Schreder und mehrere Arbeits-
kreise haben das Jubiläum organisiert. 

„700 Jahre Frauenau sind nicht 
nur ein Anlass, die Vergangenheit 
zu feiern, sondern auch eine Gele-
genheit einen Blick in die Zukunft 
zu werfen. Es ist beeindruckend 
zu sehen, wie sich die Gemein-
de stets weiterentwickelt und da-
bei ihre Wurzeln nicht vergessen 
hat. Frauenau ist ein starker und 
großartiger Teil Bayerns!“, gratu-
lierte Innen- und Kommunalmi-
nister Joachim Herrmann dem 
2.800-Einwohner-Ort.

Der Minister nahm nicht nur an 
der Frauenauer Kirchweih mit ei-
nem großen historischen Festzug 
teil, sondern auch am feierlichen 
Festgottesdienst zum Patrozini-
um der Pfarrkirche ‚Mariä Him-
melfahrt‘, die vor 257 Jahren ein-
geweiht wurde. Herrmann beton-
te: „Religion und Glaube spielen 
in Frauenau seit jeher eine wich-
tige Rolle. Die Pfarrkirche ist der 

Mittelpunkt des Ortes und eine 
der schönsten Rokokokirchen des 
Bayerischen Waldes. Sie ist das 
Ziel vieler Wallfahrerinnen und 
Wallfahrer.“

1324 ließ sich der Benedikti-
nermönch Hermann am Nord-
hang des Flanitztals nieder und 
legte damit den Grundstein für 
den Ort Frauenau. Herrmann zu-
folge zählt dieser mit zu den herr-
lichsten Landstrichen Bayerns, 
indem es sich gut leben und Ur-
laub machen lässt. Außerdem sei 
Frauenau das ‚Gläserne Herz‘ des 
Bayerischen Waldes und Teil der 
‚Glasstraße‘. „In Frauenau sind 
das Glasmuseum und die ‚Gläser-
nen Gärten von Frauenau‘ abso-
lute Highlights. Sie können stolz 
sein auf die Erfolgsbilanz Ihrer 
Gemeinde und ihrer 700-jähri-
gen Geschichte!“, stellte Herr-
mann fest.

Mit einem Festwochenende 
feierte die Gemeinde Wildflecken 
im Landkreis Bad Kissingen ihr 
500-jähriges Bestehen. Der Trup-
penübungsplatz bot die Möglich-
keit, „per pedes“ ausgewählte Be-
reiche des Platzes zu begehen, 
die Natur zu bewundern und sei-
nen Blick über einen Teil der Rhön 
schweifen zu lassen. Angeboten 
wurden drei Touren über 10, 16 
und 23 Kilometer. Begonnen hat-
te das Jubiläumsjahr bereits an 
Silvester 2023 mit einem Feuer-
werk auf dem Rathausplatz.

Laut Erstem Bürgermeister 
Gerd Kleinhenz sind die Geschich-
te Wildfleckens und seine Ent-
wicklung einzigartig. Seit dem Be-
stehen der Gemeinde hätten vie-
le Menschen unterschiedlichster 
Nationalitäten hier ihre Heimat 
gefunden, seien zu Gast gewesen 
oder hätten ihren Militär- bzw. 
Wehrdienst abgeleistet. Dass die-
ses Zusammenleben in der Ver-
gangenheit und auch heute noch 
so gut funktioniert, sei nicht zu-
letzt der Offenheit der Wildfle-
ckener Bürger zu verdanken. � DK

Bezirke Oberpfalz und Niederbayern:

Einsatz für  
kulturelle Vielfalt in der Region

Die Kulturausschüsse der Bezirkstage der Oberpfalz unter dem Vor-
sitz von Präsident Franz Löffler und von Niederbayern (Leitung: Vi-
zepräsident Dr. Thomas Pröckl) haben in ihren Sommersitzungen in 
den Bezirkskliniken Wöllershof bzw. Mainkofen Fördermittel in Hö-
he von rund 230.000 Euro bzw. über 337.000 Euro bewilligt. Dabei 
handelt es sich um Kultureinrichtungen und -initiativen sowie kultu-
relle Veranstaltungen.

Zu den Fördermitteln des ober-
pfälzischen Bezirkstags zählen 
das Preisgeld für den Kultur- und 
Jugend-Kulturförderpreis sowie 
für die Denkmalpreise des Be-
zirks Oberpfalz. Bis zu 7.000 Eu-
ro gehen künftig an die Oberpfäl-
zer Festspiele, denn der Bezirk 
hat die Förderrichtlinien aktuali-
siert. Ab 2025 wird der prozentu-
ale Fördersatz von fünf auf zehn 
Prozent und die Deckelung des 
Höchstzuschusses von 5.000 auf 
7.000 Euro erhöht.

Weitere einstimmig beschlos-
sene Zuschüsse fließen u.a. an die 
Junge Philharmonie Ostbayern 
e.V.: Für Projektwochen für talen-
tierte Musikerinnen und Musiker 
ist im Haushaltsjahr 2024 ein Zu-
schuss von 2.220 Euro vorgese-
hen und die Stiftung Regensbur-
ger Domspatzen wird mit einem 
Zuschuss von 4.000 Euro unter-
stützt. 5.500 Euro gehen an das 
Ostbayerische Jugendsinfonieor-
chester.

Dem Historischen Verein für 
die Oberpfalz und Regensburg 
wird zur Herausgabe des 164. 
Verhandlungsbandes im Haus-
haltsjahr 2024 ein Zuschuss von 
4.000 Euro bewilligt. Der Markt 
Beratzhausen wird für die Um-
setzung der „Literaturtage im 
Oberpfälzer Jura 2024“ mit 3.500 
Euro unterstützt. Für die Neu-
konzeption der Dauerausstellung 
„Glas, Porzellan und Steingut“ im 
Kultur-Schloss Theuern erhält das 
Bergbau- und Industriemuseum 
Ostbayern einen Zuschuss von 
20.000 Euro.

In Mainkofen genehmigte der 
Kulturausschuss u.a. einen Zu-
schuss von 2.500 Euro für den 
Blasmusikbezirk Isar-Vils Rott 
e.V. für das Bezirksjugendorches-
ter 2024. Jeweils 130.000 Eu-
ro gehen an den Landkreis Rot-
tal-Inn für den Betrieb des The-
aters an der Rott in Eggenfelden 
im Jahr 2024 und die Stadt Strau-
bing für den Betrieb des Tiergar-
tens im Jahr 2024. Eine Förde-
rung in Höhe von je 10.000 Euro 
erhalten die Katholische Erwach-
senenbildung (KEB) im Landkreis 
Regen e.V. für das Volksmusik-
spektakel „drumherum“ 2024 so-
wie das Theater im Scharfricht-
erhaus für das Jahresprogramm 
2024. 9.000 Euro werden Enri-
co Saller für die Produktion des 
Filmprojekts „Ein Bayerwaldkri-
mi – Im Schatten der Stille“ zu-
teil und mit 6.000 Euro wird das 
Bild-Werk Frauenau e.V. für die 
Internationale Sommerakade-
mie für Glas und Bildende Kunst 
2024 unterstützt. Mit je 5.500 Eu-
ro gefördert werden der Ostbay-
erische Jugendsinfonieorchester 
e.V. für das Arbeitsjahr 2024 und 
der For A Change e.V. für das „For 
A Change Festivals 2024“. Der Eu-
ropäische Jugend Musikfestival 
e.V. bekommt 4.250 Euro für das 
27. Young Classic Europe-Festi-
vals 2024, der Markt Schönberg 
3.540 Euro für die Publikation 
der Marktchronik Schönberg, der 
Markt Bad Abbach 3.500 Euro für 

das Heinrichsfest 2024 mit Kun-
stinstallation Multiple Mythen 
und das Theater ImPuls 2.500 Eu-
ro als Förderung für das Theater-
projekt „Drei Schwestern“. Wei-
terhin wird die Hofkapelle Mün-
chen gUG mit 2.090 Euro für die 
Konzertreihe „Mozart!Mozart!“ 
im Rahmen der Asam Barockaka-
demie Aldersbach bezuschusst. 
Die Zauberberg gGmbH erhält 
als Förderung für das Festival 
„Umsonst & Draussen 2024“ ei-
nen Zuschuss in Höhe von 1.830 
Euro, die Gemeinschaft Bilden-
der Künstler in Straubing für die 
Sommerausstellung „Gegenwart 
aus Vergangenheit“ 1.820 Euro 
und der Musikbund von Ober- 
und Niederbayern e.V. zur För-
derung der Blasmusik in Nieder-
bayern 2024 1.800 Euro. Das The-
ater Plan B wird für das Theater-
stück „Hautnah“ mit 1.690 Euro 
unterstützt, für das Theaterpro-
jekt „Die Turing-Maschine“ gibt 
es 1.680 Euro und für das Thea-
terprojekt „Fight Club“ 1.390 Eu-
ro. Außerdem geht ein Zuschuss 
in Höhe von 1.270 Euro an den 
Junge Philharmonie Ostbayern 
e.V. für die Probenphasen Früh-
jahr und Herbst 2024 sowie ein 
Zuschuss in Höhe von 850 Euro 
an den Kulturförderverein Neu-
haus am Inn für das grenzüber-
schreitende Musikfest „Funken-
flug“ 2024 und 840 Euro für den 
Musikforum Freyung e.V. als För-
derung der Freyunger Opern-
werkstatt 2024. 

Unterstützung  
regionaler Popkultur

Um die regionale Popkultur zu 
unterstützen, stimmte der Aus-
schuss zudem Mitteln in Höhe 
von insgesamt 4.379 Euro für Stu-
dioaufnahmen und Videopro-
duktionen einschlägiger Musik-
projekte zu. Zur Förderung der 
Denkmalpflege wurden nach den 
einschlägigen Richtlinien des Be-
zirks Niederbayern für Bau- und 
Kunstdenkmäler aus Mitteln des 
Bezirkshaushalts im Rahmen 
der Regelförderung 120.850 Eu-
ro für 16 Einzelmaßnahmen be-
willigt. Es fließen in die Land-
kreise Kelheim 49.950 Euro, Pas-
sau 25.600 Euro, Straubing-Bo-
gen 6.500 Euro, Landshut 5.000 
Euro, Freyung-Grafenau 2.000 
Euro und Deggendorf 1.200 Eu-
ro; in die Städte Landshut 28.600 
Euro und Passau 2.000 Euro. Ein 
„Interkommunales Denkmalkon-
zept“ (IKDK) ist ein vom Bayeri-
schen Landesamt für Denkmal-
pflege (BLfD) entwickeltes Instru-
ment, um den historischen Bau-
bestand und die Elemente der 
Kulturlandschaft einer Region als 
wertvolle Ressource zu erkennen, 
inwertzusetzen und nachhaltig 
weiterzuentwickeln. Der Land-
kreis Regen hat sich entschlos-
sen, ein IKDK als Planungsinstru-
ment einzuführen. Mit Beschluss 
des zuständigen Ausschusses im 
September 2023 wurde eine Pro-
jektskizze mit dem Titel „Zurück 

in die Zukunft: Nachhaltige Kul- 
turtechniken neu entdecken“ er-
stellt. Auf dieser Grundlage geht 
der Landkreis Regen nun in die 
erste Projektphase. Der Bezirk 
Niederbayern fördert diese laut 
Beschluss vom Donnerstag mit 
5.931 Euro, was einem Anteil von 
10 Prozent der Gesamtkosten für 
Phase I entspricht. Die Gemein-
de Winzer plant, in den ehema-
ligen Räumlichkeiten der Korbfa-
brik Moser eine museumsähnli-
che Einrichtung (begehbares De-
pot) zu gründen. Dort soll die 
Geschichte der Korbmacherfab-
rik, die für den Ort und für die Re-
gion überaus bedeutend war, als 
ein Stück regionaler Handwerks- 
und Gesellschaftsgeschichte für 
ein interessiertes Publikum er-
lebbar gemacht werden. Der Kul-
tur-, Jugend- und Sportausschuss 
genehmigte hierfür einen Zu-
schuss von 10.000 Euro. Zudem 
erhalten die Stadt Zwiesel für die 
Internationale Glaskunstausstel-
lung im Waldmuseum Zwiesel ei-
nen Zuschuss von 6.750 Euro und 
die Stadt Kelheim für die Publi-
kation „Kelheim in den 1950er 
und -60er Jahren. Wiederaufbau 
und Wirtschaftswunder“, die die 
gleichlautende Ausstellung vom 
9.5. bis 3.11.2024 im Archäolo-
gischen Museum der Stadt Kel-
heim begleitet, einen Zuschuss 
von rund 2.223 Euro. � DK

Terminhinweis 2. Regionalkonferenz:
Energiezukunft gestalten. Gemeinsam!

28. Septmber 2024, 9:00 – 17.30 Uhr, kreuz+quer, Erlangen
Die Themen sind: 

•	 Freiflächen-Photovoltaik und deren positiver Einfluss auf 
die Biodiversität sowie deren Vereinbarkeit mit landwirt-
schaftlicher Nutzung durch Agri-Photovoltaik

•	 Klimaneutrale (Nah-)Wärmeversorgung mittels Pyrolyse- 
anlagen und Groß-Wärmepumpen
Weiter Infos und Anmeldung unter 
www.energiewende-erlangen.de/Regionalkonferenz � r
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Velburg als Drehort 
im Rampenlicht

„Marie fängt Feuer“ und „Verstehen Sie Spaß?“ vor beeindruckender Kulisse
Die malerische Stadt Velburg rückte im Juni und Juli gleich zwei-
mal ins Rampenlicht der deutschen Fernsehlandschaft. Zunächst 
verwandelte sich Velburg in eine Filmkulisse für die beliebte ZDF- 
Serie „Marie fängt Feuer“. Hauptdarstellerin Christine Eixenberger 
und das Produktionsteam drehten in den beeindruckenden Tropf-
steinhöhlen im Gemeindeteil St. Colomann sowie in der Umgebung 
der Bärenhöhle. Diese idyllischen Orte boten die perfekte Kulisse für 
Szenen der Feuerwehrserie.

Eva Franz, Produzentin der Se-
rie, wählte bewusst Velburg als 
Drehort, um den Charme der Re-
gion in Szene zu setzen. Für die 
Stadt war dies eine besonde-
re Auszeichnung. Bürgermeister 
Christian Schmid zeigte sich be-
geistert: „Es ist nicht nur eine Ehre 
für uns, sondern auch eine groß-
artige Gelegenheit, Velburg als at-
traktives Reiseziel einem breiten 
Publikum zu präsentieren.“

Schmid hieß das ZDF-Team 
herzlich willkommen und lobte 
die reibungslose Zusammenar-
beit. Besonders hob er die Rolle 
von Vincent Beijk, Geschäftsfüh-
rer der Erlebniswelt Velburg, her-
vor, der maßgeblich daran betei-
ligt war, Velburg als Drehort ins 
Gespräch zu bringen. Als Zeichen 
der Wertschätzung wurde das 
ZDF-Team feierlich ins Goldene 
Buch der Stadt eingetragen.

Vorbild Feuerwehr

Für Bürgermeister Schmid war 
es eine besondere Freude, dass 
ausgerechnet eine Feuerwehrse-
rie in Velburg gedreht wurde. Als 
ehemaliger Kreisbrandinspektor, 
der nach seiner Wahl zum Bür-
germeister 2020 noch einige Wo-
chen beide Ämter gleichzeitig 
ausübte, fühlt er sich der Feuer-
wehr eng verbunden. Bis heute 
begleitet er, wenn möglich, Ein-
sätze Tag und Nacht und enga-
giert sich in seiner Vorbildfunkti-
on für die Freiwillige Feuerwehr.

Die Dreharbeiten zu „Marie 

fängt Feuer“ waren jedoch nur  
der Auftakt einer weiteren  
namhaften Produktion in Vel-
burg. Kurz nach Abschluss der 
ZDF-Dreharbeiten fand das ARD- 
Format „Verstehen Sie Spaß?“ 
seinen Weg in die Stadt. Im Guts-
hofhotel Winkler Bräu im Orts-
teil Lengenfeld wurde ein hu-
morvoller Kurzfilm gedreht. 
Mit Unterstützung von Lockvö-
geln entstanden Szenen, die die  
Zuschauer zum Lachen brin-
gen sollen. Die Ausstrahlung der  
Sendung ist für Mitte Oktober 

geplant. Auch bei diesen Drehar-
beiten war Bürgermeister Schmid 
vor Ort und zeigte sich erfreut 
über das erneute Interesse der 
Fernsehbranche an Velburg: „Wir 
freuen uns, dass wir eine weitere 
Produktion einer namhaften Sen-
dung in Velburg begrüßen dür-
fen. Ich bin selbst großer Fan von 
‚Verstehen Sie Spaß?‘, und des-
halb ist es für mich etwas Beson-
deres, die Dreharbeiten vor Ort 
begleiten zu dürfen“, erklärte 
Schmid stolz.

Für Velburg war dieser Som-
mer ein doppelter Erfolg: Nicht 
nur kann die Stadt ihre land-
schaftliche Schönheit einem brei-
ten Fernsehpublikum präsentie-
ren, sondern sie hat sich auch als 
attraktiver Drehort in der Region 
etabliert. Mit Spannung wird nun 
die Ausstrahlung der beiden Pro-
duktionen erwartet. � CH

Das ZDF-Team der Serie „Marie fängt Feuer“ mit Bürgermeister Chris-
tian Schmid (2.v.l.) trägt sich in das Goldene Buch der Stadt ein.
	 Bild: Stadt Velburg

Kennen Sie Dodgeball? Nein? 
Keine Angst, Sie sind in guter 
Gesellschaft, der Sport ist ziem-
lich unbekannt. Es ist ein Mann-
schaftssport, bei dem die Spie-
ler, ähnlich wie beim Völker-
ball, Bälle werfen, fangen oder 
diesen ausweichen müssen. In 
Nordamerika, Asien und Groß-
britannien ist Dodgeball weit 
verbreitet, in Kontinentaleuro-
pa erfreut sich das Spiel mit et-
was härteren (cloth) oder weicheren (foam) Bäl-
len aber stetig wachsender Beliebtheit. Zu den 
absoluten Top-Nationen, gemessen an interna-
tionalen Erfolgen, gehört übrigens unser Nach-
bar Österreich.

Wieso ich darauf komme? In diesem Sommer 
waren die Weltmeisterschaften in Graz. Nur ei-
ne Woche bei 100 Teams aus 20 Nationen (je-
der Kontinent war vertreten) handelte es sich um 
einen richtigen Amateur-Sportevent, bei dem je-
denfalls die deutschen Teilnehmer neben sehr 

viel Enthusiasmus, Kondition und Kraft auch 
noch selber das Geld für das Drumherum auf-
bringen mussten.

Welch ein Kontrast zu den Olympischen Spie-
len, bei denen ja eigentlich auch „die Jugend der 
Welt“ zum „friedlichen Wettkampf“ unter dem 
Motto „Dabeisein ist Alles“ antreten sollte! Her- 
ausgekommen ist wie immer bei diesen inter-
nationalen Megaereignissen eine Mischung aus 
Größenwahn und Merchandising, aus Eitelkeiten 
und Ablenkungen.

Natürlich gibt es auch Ereignisse, an die man 
sich lange erinnern wird: An den Weltrekord von 
Armand Duplantis im Stabhochsprung oder an 
den Pechvogel in dieser Disziplin, Anthony Am-
mirati, dessen Qualifikationssprung viral ging, 
weil er die Latte mit einem Körperteil wegfeg-
te, der nur einem Manne zu Gebote steht. Oder 
Aleksandra Mirosław, der man bei ihrem Weltre-
kord im Speedklettern kaum mit den Augen fol-
gen konnte. Voraussehbar war der Titelgewinn 
im Boxen der Damen, nachdem man zum Wett-
bewerb eine Person zugelassen hatte, die in je-
der Duisburger Eckkneipe mit dem Ehrentitel 

„watt en Kerl“ begrüßt würde. 
Kein Wunder, dass die Mitbe-
werberinnen reihenweise nur 
so verdroschen wurden.

Amüsant war, dass sich aus-
gerechnet Mitglieder des briti-
schen Teams über das Essen in 
der Sportlerkantine beschwer-
ten. Da haben sich die Franzo-
sen wohl einen kulinarischen 
Standortvorteil verschafft.

Für Deutschland waren die 
Spiele ein Debakel – nur Rang 10 im Medaillen-
spiegel, so wenig Edelmetall wie nie zuvor. Wä-
re die Autonation Deutschland nicht durch kras-
se Pferdestärken gesegnet (Reiten gab Medail-
len satt), wäre das Team der Stanford-University 
erfolgreicher gewesen als „wir“. 

Nachdem wir Deutsche sind, wurde sofort 
nach dem Schuldigen gefragt. Und gefunden 
wurde die Ursache auch: Zu wenig Geld für die 
Sportförderung. Wie gesagt, eine sehr deutsche 
Diskussion. Sicher, die Zeiten als die Sportför-
derung noch von echten Sportenthusiasten wie 
Theo Waigel (Finanzen) und Wolfgang Schäuble 
(Inneres) verantwortet wurde, sind vorbei. Heu-
te scheint sich die Bundesregierung mehr für die 
Freikarten bei den Wettkämpfen zu interessieren 
als für den Sport selbst.

Aber Forderungen wie eine Mio. Euro steu-
erfreies Handgeld für Olympiasieger können ja 
wohl nicht ganz ernst gemeint sein. Sport sollte 
in der Amateurklasse von Enthusiasmus, Leiden-
schaft und Ehrgeiz getrieben werden, nicht von 
Geldgier. Womit wir wieder bei den Dodgeball-
spielern und -spielerinnen vom Anfang wären.

Wir sollten uns auch darüber austauschen, 
welchen Stellenwert Leistung in unserer Gesell-
schaft noch hat. Ich meine jetzt nicht die alber-
ne Diskussion über die Bundesjugendspiele – die 
waren noch nie eine Brutstätte für Leistungs-
sportler. Leider genießen aber Leistungsträger – 
ob im Sport, in der Forschung oder als Unterneh-
mer – hierzulande wenig bis keine Anerkennung. 
Neid und Missgunst liegen dieser Gesellschaft 
näher als Bewunderung für Menschen, die Au-
ßergewöhnliches erreichen.

Am Ende hat vielleicht auch Ephraim Kishon 
recht: „Es geht im Sport nicht nur ums Geschäft. 
Es geht auch darum, dass die Fans nichts davon 
merken.“

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Olympia 2024:  
Eine Rückschau

Bibliothekspreis für  
Würzburg und Marktoberdorf

Der Bayerische Bibliothekspreis 2024 geht an die Stadtbiblio-
thek Würzburg und die Stadtbücherei Marktoberdorf (Land-
kreis Ostallgäu). Wie Kunstminister Markus Blume betonte, 
zeichneten Ideen, Innovationen und eine große Prise Idealis-
mus die Preisträger aus. Dr. Ute Eiling-Hütig, 1. Vorsitzende des 
Bayerischen Bibliotheksverbandes, ergänzte: „Die Welt der Bü-
cher ist faszinierend – dort einzutauchen ist für Jung und Alt 
immer wieder ein Erlebnis. Unsere Bibliotheken sind dabei das 
wichtigste Tor für Abenteuer und Entdeckungsreisen.“

Der Hauptpreis, dotiert mit 10.000 Euro, wird für ein innovati-
ves Bibliotheksangebot vergeben. Die Stadtbibliothek Würzburg 
ist laut Fachjury ein nationales und internationales Vorbild, da es 
den Paradigmenwechsel von Bibliotheken, die sich zu integrati-
ven Orten des sozialen Miteinanders entwickelten, widerspie-
gele. Die Bibliothek habe einen Bibliotheksentwicklungsplan er-
arbeitet, der mit konkreten Handlungsfeldern in die Praxis um-
gesetzt werde. Im Rahmen von Mitarbeiterworkshops werde 
das Team der Stadtbücherei auf hervorragende Weise auf das 
sich verändernde Verständnis von Bibliotheken und die neuen 
Aufgaben mitgenommen und gestärkt. Mit dem 2022 neu ge-
stalteten Raum Level3 im Falkenhaus könne zudem die Digitali-
sierung erlebt und aktiv mitgestaltet werden.

Gelungene Neukonzeption

Den Sonderpreis, dotiert mit 5.000 Euro, erhält die Stadt-
bücherei Marktoberdorf für einzelne zukunftsweisende Biblio-
theksvorhaben. Sie überzeugte die Jury mit einer gelungenen 
Neukonzeption. Die über 30 Jahre alte Bibliothek konnte im Zu-
ge der Gebäudesanierung des Rathauses komplett umgestal-
tet werden. Man habe behutsam Altes und Neues miteinander 
verbunden und so einen einladenden Raum für alle Bürgerin-
nen und Bürger geschaffen. Besonders das Lesecafé, aber auch 
die übrigen neu gestalteten Bereiche wie etwa der Makerspace 
machbarMOD trügen dazu bei, dass die Stadtbücherei innerhalb 
kurzer Zeit zu einem wirklichen Treffpunkt und Begegnungsort 
geworden sei. � DK

Landkreis Donau-Ries:

1.000 Schulen für unsere Welt 
Zimmerer-Innungen Donau-Ries und Dillingen unterstützen Schulbauprojekte in Liberia  

Vor einem Jahr besuchten Landrat Stefan Rößle und der Oettinger 
Holzbauunternehmer Erwin Taglieber zwei Schulen in Sierra Leo-
ne, die sie im Rahmen der bundesweiten Initiative „1.000 Schulen 
für unsere Welt“ gespendet hatten. Die Initiative, die Landrat Rößle 
2018 ins Leben gerufen hat, soll den Zugang zu Bildung in benachtei-
ligten Regionen verbessern. Die Reise, die von der für den Bau ver-
antwortlichen Organisation Street Child e.V. begleitet wurde, führte 
die beiden in eine ländliche Region des westafrikanischen Landes, in 
der Schulen selten und daher besonders wichtig sind. Beeindruckt 
von den Reiseberichten Tagliebers beschloss die Kreishandwerker-
schaft Nordschwaben gemeinsam mit den Zimmerer-Innungen der 
Landkreise Donau-Ries und Dillingen, ebenfalls Spenden für Schul-
bauprojekte zu sammeln – diesmal für zwei Schulen in Liberia, ei-
nem Nachbarland von Sierra Leone. 

Dank der Unterstützung von 
insgesamt 40 Innungsbetrie-
ben konnten jeweils 12.500 Eu-
ro für die Schulbauprojekte in 
den Gemeinden Gbronyaquel-
le (Projekt der Zimmerer-Innung 
Donau-Ries) und Carter (Pro-

jekt der Zimmerer-Innung Dillin-
gen) gesammelt werden. Chris-
toph Schweyer, Geschäftsführer 
der Kreishandwerkerschaft Nord-
schwaben, betonte die Bedeu-
tung der Gemeinschaftsleistung: 
„Die beiden Schulbauprojekte 

verdeutlichen, was wir erreichen, 
wenn alle an einem Strang zie-
hen. Durch die gemeinsame Un-
terstützung der Innungen und ih-

rer Betriebe geben wir Kindern in 
Liberia nun die Chance auf eine 
bessere Zukunft.“ 

Die ebenfalls mit Street Child 
e.V. realisierten Schulen wurden 
kürzlich offiziell an die lokalen 
Gemeinden übergeben. Ein be-
sonderes Merkmal der Projekte 

ist die enge Einbindung der Ge-
meinden von Anfang an in den 
Bauprozess. Darüber hinaus wird 
durch den Anbau von Nutzpflan-
zen auf dem Schulgelände Ein-
kommen generiert, das die Fa-
milien der Schulkinder zusätzlich 
unterstützt. Die Gesamtkosten 
belaufen sich auf 25.000 Euro pro 
Schule, die andere Hälfte wird je-
weils von einem CoSponsor fi-
nanziert. 

Landrat Stefan Rößle dank-
te Franz Motz, Obermeister der 
Zimmerer-Innung Donau-Ries, 
und Christian Graf, stellvertre-
tender Obermeister der Zimme-
rer-Innung Dillingen, im Namen 
aller beteiligten Innungsbetrie-
be und freute sich darüber, dass 
mit Street Child e.V. ein erfahre-
ner Partner für die Innungen ge-
funden wurde. Die internationale 
Hilfsorganisation hat bereits fast 

100.000 Kinder in Westafrika mit 
verschiedenen Maßnahmen wie 
Schulbau, landwirtschaftlichen 
Projekten und traumapädagogi-
scher Beratung erreicht.

Lokale Unternehmen helfen 
global und nachhaltig

„Das Engagement der Zimme-
rer-Innungen zeigt eindrucks-
voll, wie lokal verwurzelte Unter-
nehmen global wirksam helfen 
können. Diese Schulen werden 
das Leben vieler Kinder nachhal-
tig verändern“, so Landrat Ste-
fan Rößle. Pünktlich zum neuen 
Schuljahr im Herbst können die 
neuen Schulen genutzt werden. 
300 Kinder, die bisher aufgrund 
der großen Entfernung zur nächs-
ten Schule nicht zur Schule gehen 
konnten, dürfen sich dann auf ih-
ren ersten Schultag freuen. � r

Spendenübergabe im Landratsamt Donau-Ries: Oben v.l.: Clifton Gro-
ver und Simone Inhofer (Street Child e.V.), Ramona Ruf (Koordinatorin 
Entwicklungszusammenarbeit). Unten v.l.: Christoph Schweyer (Kreis-
handwerkerschaft Nordschwaben), Christian Graf (Zimmerer-Innung 
Dillingen), Landrat Stefan Rößle, Franz Motz (Zimmerer-Innung Do-
nau-Ries) und Erwin Taglieber. � Bild: Diana Sonntag

Ehre, wem Ehre gebührt: Der Bayern-Park würdigte 300 Menschen, 
die sich durch außergewöhnlichen Einsatz und besondere Hilfsbereit-
schaft ausgezeichnet haben, und veranstaltete im August erstmals ei-
nen Aktionstag, an dem die „Held*innen des Alltags“ in den Park ein-
geladen wurden. Unter den Ehrengästen, die die Aktion unterstütz-
ten, befanden sich auch Landrat Werner Bumeder (l.), Landkreis Din-
golfing-Landau, und CSU-Generalsekretär Martin Huber.�Bild: Bayern-Park
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Vorschau auf GZ 18/2024
In unserer Ausgabe Nr. 18, die am 26.9.2024 erscheint,  
behandeln wir folgende Fachthemen: 
•	 IT, E-Government, Breitband, Mobilfunk
•	 Arbeitsplatz Kommune
•	 Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung,  

Facility Management
•	 Energie: Erzeugung, Beschaffung, Speicherung
•	 Kommunale Museen und Bibliotheken

Energiedienstleistung

Kommunale IT

www. .de
Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg

Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung / 
Brunnenregenerierung 

Kommunale  
Immobilienentwicklung

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

Kommunalfinanzierung

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171 / 9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171 / 9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Fahnenmasten / Fahnen

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

Informationssicherheit und  
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Kommunalfahrzeuge

Altersversorgung

Kommunen kompetent erreichen: 
www.gemeindezeitung.de

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de

Eine komplette  
Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

Glasfaser / Glasfaserausbau

www.telekom.de/glasfaser

Glasfaser / Glasfaserausbau

Firmensitz Schwerin
0385/30 31-251
info@kubus-mv.de

Standort München
089/44 235 40-00 
bayern@kubus-mv.de www.kubus-mv.de

Kommunalberatung

Abonnieren Sie unseren  
KOSTENFREIEN NEWSLETTER:  

www.gemeindezeitung.de/newsletter

Kommunalfinanzierung

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Länderfahnen

Gemeindefahnen

Maste

Bekleidung

uvm.

Grünes Licht  
für Glasfaser.
Sichern Sie sich Glasfaser-Ausbau- 
kapazitäten für Ihre Kommune unter:
  

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86, 85737 Ismaning
unseregrueneglasfaser.de

0800 410 1 410

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Bay. Gemeindezeitung
Eintrag Lieferanten-Nachweis 2024

Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

Ihr Systempartner für
multifunktionale
Wärmerückgewinnung

SEW® GmbH 
www.sew-kempen.de

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Kliniken in Augsburg, Bamberg, Bayreuth, Murnau, Schwein-
furt • Universitäten in Regensburg und Würzburg • FH Aschaf-
fenburg • Saturn Arena Ingolstadt • München: Baureferat, Dt. 
Flugsicherung, Klinikum Großhadern, Muffathalle, The Charles 
Hotel, TUM Garching, Villa Stuck • div. Polizeistationen etc.

Wärmerückgewinnung

Nachrüstbar im 
laufenden Betrieb

Montage vor Ort durch 
modulare Bauweise

Keim- und schadstoff- 
übertragungsfrei

Werkseigener 
Kundendienst

Systemverantwortung 
durch Gesamtplanung

Multifunktionale
Wärmerückgewinnung

L E O N E T. D E

GLASFASER-INTERNET
AUS BAYERN.

Aus der Region. Für die Region.

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

Oberpfälzer Landräte  
mit Krankenhausreform unzufrieden

Weitere Themen: Asyl und Energiewende
Amberg-Sulzbach. Nachdem die Landräte aus Franken wegen der 
Verluste der Krankenhäuser in Bayern mit dramatischen Auswir-
kungen auf die Haushalte der Landkreise und Gemeinden Alarm ge-
schlagen haben, sehen auch die Oberpfälzer Landräte die Lage der 
Krankenhäuser als besorgniserregend. Das wurde bei der Tagung der 
Oberpfälzer Landräte in Oberviechtach (Landkreis Schwandorf), zu 
der der Schwandorfer Landrat Thomas Ebeling geladen hatte, mehr 
als deutlich. Dort standen die Themen Krankenhausplanung und 
medizinische Versorgung im ländlichen Raum auf der Agenda.

„Das gesamte Gesundheits-
system steht vor großen Her-
ausforderungen und Reformbe-
darf ist vorhanden“, brachte es 
der Amberg-Sulzbacher Landrat 
und zugleich Sprecher der Ober-
pfälzer Landräte, Richard Reisin-
ger, auf den Punkt. Ziel müsse 
es sein, für eine bedarfsgerech-
te und bürgernahe medizinische 
Versorgung sowohl im statio-
nären als auch ambulanten Be-
reich zu sorgen. „Der Bund muss 
Strukturen schaffen, die eine 
Versorgung im ländlichen Raum 

dauerhaft sicherstellen, und für 
Behandlungen muss der Bund 
für eine ausreichende Finanzie-
rung sorgen“, wird Reisinger in 
einer Mitteilung seines Hauses 
zitiert.

Für den Tirschenreuther Land-
rat Roland Grillmeier stellt sich 
die aktuelle Situation als „un-
befriedigend hoch 3“ dar. „Die 
Krankenhausreform bzw. Ver-
änderung kann nicht weiter auf 
dem Rücken der Landkreise und 
Gemeindefinanzen ausgetragen 
werden. Das kann sich keiner 

mehr leisten und die Menschen 
müssen die Veränderungen auch 
annehmen“, so Grillmeier.

Auch den Freistaat Bayern 
sieht Franz Löffler, Chamer Land-
rat und Bezirkstagspräsident, in 
der Pflicht: „Es ist am Freistaat 
Bayern, Räume vorzugeben, die 
dann individuell in den Land-
kreisen ausgestaltet werden 
können.“ Konkret könnte dies 
so aussehen, dass der Freistaat 
bayernweit auf einer soliden Da-
tengrundlage eine zukunftsori-
entierte Strukturplanung im Hin-
blick auf Bedarf, Qualität und Er-
reichbarkeit macht, vor allem für 
den Bereich der notfallmedizini-
schen Versorgung, wie es auch 
schon Landkreistag-Präsident 
Thomas Karmasin vor wenigen 
Wochen öffentlich formulierte

Energiewende  
mit Rückenwind

Aber nicht nur die Kranken-
hausreform, auch der Ausbau 
von erneuerbaren Energien in 
der Oberpfalz war Thema der 
Landrätetagung. Regierungsprä-
sident Walter Jonas berichte-
te den Landräten, dass sich die 
Oberpfalz hier keineswegs ver-
stecken müsse. In den vergange-
nen zwei Jahren habe das The-

ma deutlich an Fahrt aufgenom-
men, so Jonas. Der Anteil der 
Erneuerbaren Energien am Ge-
samtstromverbrauch stieg in der 
Oberpfalz deutlich an. 4 Terra-
wattstunden (TWh) Strom wur-
den zuletzt aus Regenerativen 
Energiequellen erzeugt. Das ent-
spricht 61 Prozent des benötig-
ten Stroms in der Oberpfalz (6,6 
TWh). Im Bayernvergleich liegt 
die Oberpfalz damit hinter Nie-
derbayern an zweiter Stelle und 
deutlich über dem Durchschnitt 
(53,3 Prozent).

Spitzenreiter in der Oberpfalz 
mit einem Anteil Erneuerbarer 
Energien von 136 Prozent am 
Gesamtstromverbrauch ist der 
Landkreis Neumarkt. Dahinter 
folgt der Landkreis Amberg-Sulz-
bach mit 95 Prozent. Auch die 
restlichen Landkreise liegen al-
lesamt über dem bayerischen 
Durchschnitt. Den größten Bei-
trag mit rund 30 Prozent leisten 
PV-Anlagen, gefolgt von Biomas-
se (17,5 Prozent) und Windener-
gie (8,9 Prozent).

Derzeit (Stand Juni 2024) gibt 
es in der Oberpfalz 129 Winde-
nergieanlagen mit einer Netto-
leistung von 328 MW. 24 neue 
Anlagen befinden sich laut Re-
gierungspräsident im Genehmi-
gungsverfahren. Diese Anlagen 
der neuen Generation können 
laut Jonas rund 50 Prozent der 
Energie erzeugen, die aktuell von 
den bestehenden Windkraftanla-
gen erzeugt werde.

„Die Bilanz der Oberpfalz 
ist erfreulich und die Richtung 

stimmt“, bekräftigte Regierungs-
präsident Walter Jonas.

Dauerbrenner Asyl

Der Regierungspräsident gab 
den Landräten zudem einen ak-
tuellen Überblick rund um das 
Thema Asyl. Jonas rechnet in den 
kommenden Wochen und Mona-
ten mit einem stärkeren Zuzug 
von Flüchtlingen als im bisheri-
gen Jahresverlauf und stellte fest, 
dass die Akquise von neuen Un-
terkünften immer schwerer wer-

de. Die Oberpfälzer Landräte un-
terstrichen dies mit ihren Erfah-
rungen vor Ort in den jeweiligen 
Landkreisen. Problem seien auch 
so genannte Fehlbeleger. Davon 
gebe es im Regierungsbezirk ak-
tuell rund 3.700, so Jonas.

Der Chamer Landrat Franz Löff-
ler stellte aber auch fest, dass die 
vom Freistaat Bayern ergriffenen 
Maßnahmen wie Bezahlkarte 
und Grenzkontrollen wirken. Die-
sen eigeschlagenen Weg müsse 
der Freistaat Bayern konsequent 
weiterschreiten, so Löffler. � r

Die Oberpfälzer Landräte haben den Überblick. Sowohl von der gro-
ßen Panoramabank in Oberviechtach als auch über die Themen, die 
ihnen und auch den Menschen unter den Nägeln brennen. (v.l.) Land-
rat Thomas Ebeling (Schwandorf), Bürgermeister Rudolf J. Teplitzky 
(Oberviechtach), Landrat Richard Reisinger (Amberg-Sulzbach), Land-
rat Franz Löffler (Cham), Landrat Willibald Gailler (Neumarkt), Regie-
rungspräsident Walter Jonas und Dr. Klaus Schulenburg (Bayerischer 
Landkreistag).	 Bild: Christine Hollederer


